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1. Das Konzept 1er österreichischen Integrationspoli tik 

Das Arbeitsübereinkommen zwischen der SPÖ und der ÖVP vom 16.1.1987 über 

die Bildung einer gemeinsamen Bundesregierung und die Regierungserklärung 

vom 28.1.1987 heben die prioritäre Bedeutung der Teilnahme österreichs an 

der Weiterentwicklung des europäischen Integrationsprozesses hervor. 

Die Europapolitik wird darin auch als wesentliches Element der 

Strukturpolitik UD Sinne eines Liberalisierungs- und ÖffnungsLrnpulses für 

die österreichische Wirtschaft und Gesellschaft bezeichnet. In dem 

Arbeitsübereinkomnen heißt es: 

"Eine der Hauptbarrieren der österrreichischen Wirtschaftsentwicklung 

ist die Enge des (österreichischen) Binnenmarktes. Die Bundesregierung 

wir1 durch konsequente Integrations- und 

lnternationalisierungsbemühungen sicherstellen, daß österreichische 

Unternehmen an der Dynamik des großen europäischen Marktes und den 

Technologieprogramren der m teilnehmen können • •• " 

"Die Teilnahme an der Weiterentwicklung des europäischen 

Integrationsprozesses ist für österreich von zentraler Bedeutung". 

Die Regierungserklärung vom 28. Jänner 1987 stellt sodann ausdrücklich 

fest, daß "die Ausgestaltung und der Ausbau des Verhältnisses österreichs 

zur m, die heute den Einigungsprozeß hauptsächli ch vorantreibt ••• ein 

zentrales Anliegen der österreichischen Außen- und Außenwirtschafts­

politik ••• bildet; .•• ÖSterreich soll zu einem Teil des UD Entstehen 

begriffenen Eurcpäischen Binnenmarktes werden ••• ". 

Die Beschlüsse des Europäischen Rates vom Februar 1988 haben in der 

Gemeinschaft eine neue Dynamik ausgelöst. Trotz Aussagen von EG-Seite, 

wonach die Verwirklichung des Binnenmarktes keine neuen Hindernisse 

gegenüber der Außenwelt hervorrufen sollte, wird die Erweiterung und 

Vertiefung der EG-Integration - ob nun gewollt oder ungewollt -
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automatisch zur Biljung von Gräben und Barrieren führen. Damit werden 

neue Forrren der "Diskriminierun~" zwischen &i-Mitgliedstaaten und 

Drittstaaten, die nicht an dem Integrationsprozeß teilnehmen, geschaffen. 

Die Motivation österreichs für die Teilnahme an dem Integr3tionsprozeß 

ist nicht nur defensi~r Natur - d.h. die Vermeidung einer 

Diskriminierung oder Abkoppelung von jenem Wirtschaftsraum, mit welchem 

österreich heute etwa zwei Drittel seines Außenhandels abwickelt und mit 

dem die Volkswirtschaft österreichs in einem besorrlers hohen Grad von 

Interdeperrlenz verflochten ist - sorrlern sie beinhaltet auch ein 

sozusagen offensives Elerrent: Die Teilnahme an dem werdenden 

wirtschaftlicherl Großraum soll die Wettbewerbsfähigkeit österreichs Um 

allgemeinen fördern und damit der österreichischen Wirtschaft auch die 

Basis für eine verstärkte Präsenz auf den Weltmärkten bieten. Weiters 

soll die Teil.nahma an den Entwicklungs-, Forschungs- LUld 

Bildungsprngralnnen der Gemeinschaft zur Schaff\ID:3 neuer, sicherer 

Arbeitsplätze führen und der Jugend den Zugang zu neuen Bildungswegen 

ebnen. 

Theoretisch könnte der als notwerrlig erkannte Liberalisierungs- und 

öffnungsprozeß auch autonom bzw. einseitig durchgeführt werden. Hier 
~i" 

stellt sich aber die Frage, ob derartige umfassende und tiefgreiferrle 

Liberalisierungsmaßnahmen gegenüber der Außenwelt ohne die entsprechende 

Reziprozität - wie sie eben der Integrationsprozeß durch Schaffung eines 

einheitlichen wirtschaftlichen Großraumes vorsieht - durchsetzbar und für 

die Wirtschaft zUIlUltbar wären. Dies soll aber autol'XlCre Teilanpassungs­

schritte nicht ausschließen. 

Es sei erwähnt, daß die Verwirklichung des EG-Binnenmarktes auch mit der 

Schaffung einer sozialen Dimension innerhalb der Ga~inschaft und einer 

koordinierten Aktion zum Schutz der Umwelt konzeptiv verbunden ist. Die 

Gerreinschaft räumt daher IlWlll'ehr auch dem Ausbau und der Vollerrlung des 

SOzialraumes (z.B. Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnel'Jner, 

Verstärkung und Institutionalisierung des SOzialpartnerdialoges, Soziale 

Sicherheit, Bekämpfung der Arbeitslosigkeit u.a.) Priorität ein. 

Besorrlerer Stellenwert kcmnt auch den Maßnahmen zur Förderung der 

wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion zu, d.h. dem wirtschaftlichen und 
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sozialen Ausgleich innerhalb d~r Gemeinschaft und zwischen ihran 

:1i t~liedstaaten. 

Die Bundesregierung hat sich der Herausforderung des Binnenmarktes 

umfassend gestellt: In ihrem Beschluß vom 1. Dezember 1987 über das 

Konzept der österreichischen Integrationspolitik hat sie als Ziel die 

umfassende, volle Teilnahme österreichs an der Substanz des UD Entstehen 

begriffenen Binnenmarktes der EX; vorgegeben, d.h. die Verwirklichung der 

vier Freiheiten, nämlich der Freiheit des Personen-, Waren-, 

Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs zwischen Österreich und der 

Gere inschaf t. 

österreichischerseits wurde als Bezugspunkt der Integrationsbestrebungen 

der inhaltlich definierte Begriff des EG-Binnenmarktes gewählt, da der in 

der Luxemburger Erkl~ von 1984 enthaltene Tenninus "Ellropäischer 

Wirtschaftsraum", der EG- und EFTA-Länder umfassen soll, sachlich nicht 

definiert ist. 

Der "global approach" gegenüber dem Binnenmarktprozeß wnfaßt als weitere 

Schwerpunkte der österreichischen Integrationspolitik, die sich mit dem 

Binnenmarktprogramm teilweise überschneiden, jedoch eigenen Stellenwert 

besitzen: 

- die Einbindung der österreichischen Landwirtschaft in den 

Integrationsprozeß, 

- die LÖsung des Problems des EG-Transitverkehrs durch Österreich, 

- die Teilnahrce an der Europäischen Technol'?3'iegemainschaft, 

- die verstärkte Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Währungspolitik, 

- die Beteiligung an den ~ßnahtren des "Europa der Bürger", 

- die Herstellung eines engen Dialoges mit der 

Europäischen Poli ti schen Zusarmenarbe i t. 
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Zur Verwirklichung des beschriebenen Zieles der östarreichischen 

Integrationspoli tik wici zur Zeit die ~thode des "pragmatischen 

Vorgehens" gewählt, d.h. daß durch eine Reihe sektorenbezogener Schritte 

und Vereinbarungen die Verwirklichung des umfassenden Zieles angestrebt 

wici: dabei handelt es sich um: 

1) rultilaterale Beaiihungen gemeinsam mit den anderen EFI'A-Staaten im 

Rahmen der Durchführung der Luxemburger Erklärung von 1984. Die 

En-Katmission begrüßt eine multilaterale Vorgangsweise, insbesomere 

aus Gründen der Einheitlichkeit von Regelungen und der 

Arbe i tsökonomie: 

2) bilaterale Ir..itiativen und Schritte auf all jenen Gebieten, auf denen 

die EFTA-Staaten zumindest gegenwärtig und in absehbarer Zukunft 

stark divergiererde Interessenlagen bzw. Zielvorstelltm1en haben: 

3) autonane Rechtsangleichung an En-Regelungen zur Herstellung einer 

harroonisierten AuS9Cl.D1SPOSi tion für entsprechende 

Integrationsschritte mit der EG auf Basis der Reziprozität. 

Zur Frage der vollen Verwirklichung des österreichischen 

Integrationskonzeptes im Konkreten hat die Bundesregierung in ihrem 

Beschluß vom 1. Dezember 1987 schließlich festgestellt, daß sich diese 

und die zu ihrer Verwirklichung Cl.D1ewarrlten Methoden "jeweils an der 

Weiterentwickltm1 der außenpolitischen RabDenbedingungen in Europa, den 

wirtschaftlichen Gegebenheiten und Bedürfnissen sowie insbesordere auch 

an den Ergebnissen zu orientieren haben werden, die im Zuge der laufenden 

Integrations~en erzielt werden können. 

In diesem Zusaamenhang soll auch die Option eines En-Beitritts unter 

Bedachtnahne auf die Erfordernisse der imDerwährenden Neutralität für die 

Zukunft nicht ausgeschlossen werden" (siehe Beilage A). 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

III-103 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 7 von 96

www.parlament.gv.at



I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

-7-

2. Die pragmatische ~1ethode: 

1as "follow up von Luxemburg" 

und die österreichischen bilateralen Initiativen 

Zu dem zur Zeit eingeschlagenen pragmatischen Weg zum Ziel der 

umfassenden, vollen Teilnahme an der Substanz des EXi-Birmenmarktes ist 

folgendes zu bemerken: 

Der multilaterale Weg, d.h. das koordinierte, gemeinsame Vorgehen der 

Gruppe der EFTA-Staaten im Rahnen des "follow IIp von Luxemburg" ist 

bisher im wesentlichen punktuell geblieben; nur auf den Gebieten der 

Teilnahme der EFTA-Staaten an den europäischen Forschungsbemühungen 

konnte eine umfassendere Entwicklung eingeleitet werden; 

sektorendeckenden Charakter haben auch die Bestrebungen auf dem Gebiet 

der "Technischen Handelsheamnisse" UIrl der "Umwelt". 

Die EFTA-Staaten haben kürzlich Abkommen über die EFTA-interne 

gegenseitige Notifizierung von technischen Vorschriften sowie über die 

gegenseitige Anerkennung technischer PrÜfungen und Zertifikate 

geschlossen; diese Abkommen sollen die Grurrllage für Verhandlungen mit 

der Gemeinschaft über entsprechende "bridging arrangements" darstellen. 

Im Bereich der - nicht mehr zeitgemäßen - Ursprungsregelungen der 

Freihandelsabkommen konnten verfahrenserleichterungen durch die 

Einführlm:J der "Exporteurerklärung" erreicht weden. Die kürzli.ch 

gegebene ZustLmmung des EG,~inisterrates zur verbesserung der 

Kurnulierungsregelung der Freihandelsabkommen stellt eine UD Interesse der 

Wirtschaft gelegene wesentliche Entwicklung dar. Multilaterale Regelungen 

mi t 1er EG wurden in Richtung auf eine Vereinhei tlichung der 

ZOllabfertigung im grenzüberschreitenden Warenverkehr durch die 

Einführun;J des "Einheitspapiers" und des "Gerleinsamen Versandverfahrens" 

getroffen. 

III-103 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)8 von 96

www.parlament.gv.at



-8-

~s erste Schritte einer künftig verstärkten Zusammenarbeit bei 

"öffentlichen Aufträgen", "Staatlichen Beihilfen" sowie 

"Landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen" wurden Vereinbarungen 

getroffen, die reziprok auf eine größere "Transparenz" in diesen 

Bereichen abzielen. Für September 1988 ist schließlich eine Diplomatische 

Konferenz zur Fertigstellung des EG-EFTA-Parallelübereinkommens zum 

Brüsseler tlbereinkammen von 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und 

die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 

Handelssachen vorgesehen. Dieses tlbereinkammen soll für den von 

österreich ~estrebten Entfall der verschuldensunabhängigen 

Iaporteurhaftung im Warenverkehr zwischen österreich und der Gemeinschaft 

(bzw. auch den arrleren EF'l'A-Staaten) die erforderliche 

verfahrensrechtliche Infrastruktur geben. 

Die bisher relativ geringen Fortschritte, die nach langwierigen 

Verharrllungen erreicht werden konnten, eDli5glichten jedoch keine 

parallele Entwicklung zu den Integrationsfortschritten in der 

GeIreinschaft. Den multilateralen Bemühungen sind relativ enge Grenzen 

gesetzt. Der Grund hiefür liegt wohl in erster Linie bei der 

Gemeinschaft, er ist aber auch in den verschiedenen Ausgangs- und 

Interessenlagen und der unterschiedlichen konkreten 

Integrationsbereitschaft der einzelnen EFTA-Staaten zu suchen. 

Die Schwierigkeiten, auf die die multilaterale FODn der Zusammenarbeit 

stößt, können an zwei Beispielen aus jüngster Zeit illustriert werden: 

Im Bereiche der " Produkthaftung" , in dem nach österreichischer Auffassung 

die Gefahr potentieller Handelsverlagerungen zu Lasten der EFTA-3taaten 

gegeben ist, bestehen unterschiedliche Zeitvorstellungen und Prioritäten 

unter den EFTA-Staaten. Der Grund hiefür ist darin zu suchen, daß nach 

Auffassung der Gemeinschaft ein EG-kompatibles Produkthaftpflichtgesetz 

eine der Voraussetzungen für den Abschluß einer diesbezüglichen 

Vereinbarung mit ihr sein wird. Nach Verabschiedlmg eines EG-konformen 

Gesetzes erfüllt dzt. österreich als einziger EFTA-Staat diese 
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Vor3ussetzung. Es versucht daher auch bilateral, den Abschluß einer 

Vereinbarung mit der Gemeinschaft zu erreichen. 

In einem anderen Bereich der multilateralen Zusammenarbeit, jenem der 

"indirekten Steuern", hat auch österreich - wie die anderen EFTA-Staaten 

- Schwierigkeiten, auf die Substanz der von der Gerreinschaft zur 

Diskussion gestellten Fragen einzugehen. Der Grund hiefcrr ist UD 
punktuellen Ansatz zu sehen, der durch Beschränkung auf einen eng 

eingegrenzten Detailbereich keinen globalen Interessenausgleich zuläßt. 

Eine Mnahme der zu erwartemen Vorschläge auf diesem Gebiet würde -

abgesehen vorn Entfall von Haushaltseinna.hnen - den scoon bestehenden 

Druck auf die UD grenznahen Raum gelegenen österreichischen 

Handelsbetriebe noch verstärken; der Wettbewerb mit den 

Gemeinschaftsunternehmen zu vergleichbaren RatmenbedinguDjen aber ist zur 

Zeit eben mangels eines umfassenden Berangehens an die Problematik nicht 

gewährleistet. 

Trotz dieser Schwierigkeiten und Begrenzungen unterstützt österreich die 

multilaterale Zusammenarbeit mit den EFTA-Staaten auch weiterhin 

vorbehaltlos. Insbesondere wird österreich als EFTA-Vorsitzland UD 

zweiten Halbjahr 1988 Initiativen ergreifen, um diese Kooperation zu 

verstärken. 

Da das multilaterale Vorgehen UD Ral"men des "follow up von I.i.lxemburg" 

sowohl UD Ansatz als auch im Lichte der bisherigen Entwicklung hinter dem 

globalen Ziel des österreichischen Binnenmarktkonzeptes stark 

zurückgeblieben ist, hat österreich bilateral bereichsdeckende 

Initiativen gegenüber der EX; ergriffen: Mit der EX;-Katmission wurden 

Gespräche ("fact finding talks") über die Freizügigkeit der Arbeitnel'lTler, 

die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsverkehr der 

Selbständigen, die gegenseitige Anerkennung von Bochschuldiplomen sowie 

über die Finanzdienstleistungen (Banken, Versicherungen, Börse- um 
Kapitalmarkt) abgehalten. 
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Diese ~spräche erwiesen sich als sehr zweckmäßig, da sie einen 1irekten, 

eingehenden Informations- und Gedankenaustausch zwischen Fachleuten 

beider Seiten ermöglichten. Sie waren auch deshalb erfolgreich, weil der 

EG-Kommission - wie von ihr ausdrücklich anerkannt - die umfassende 

Integrationsbereitschaft österreichs derronstriert werden konnte. Die 

Gemeinschaft ist allerdings auf das Integrationskonzept Österreichs, das 

als Drittland grundsätzlich die Herstellung der "Vier Freiheiten" in den 

Beziehungen mit der Gerreinschaft in dem Maße anstrebt, wie sie in der 

Gemeinschaft selbst verwirklicht werden, institutionell offenbar nicht 

eingestellt. Es muß daher eio;eräumt werden, daß - zumindest derzeit bzw. 

für die unmittelbare Zukunft - noch keine Ansatzpunkte zur Einleitung 

echter Verhandlungen mit dem Ziel reziproker Liberalisierungs- bzw. 

Integrationsmaßnahmen erkennbar sind. 

Der Weg autonaner österreichischer Maßnahmen zwecks HaDlDnisienm:.: der 

ästerreichischen Rechtslage mit jener derEG wurde und wird weiter 

verfolgt. Die Bundesministerien wurden in einem Rundschreiben des 

Bundeskanzleramtes/VerfassUO;sdienst ersucht, künftig in die 

Erläuterungen zu Regierungsvorlagen einen Hinweis aufzunehnen, ob auf dem 

betreffenden Gebiet eine europäische Regelung besteht oder in 

Ausarbeituo; ist und wie weit Kompatibilität oder Widerspruch zwischen 

ihr und der vorgeschlagenen österreichischen Rechtsvorschrift besteht. 

Auch der Bundesrat hat in einer Entschließung vom 28. Jänner 1988 die 

BuniesregieruD3' zu einem entsprechenden Vorgehen aufgefordert. 

Zu der Methode "autalane Harm::>nisierung" ist allerdiD!Js festzuhalten, daß 

Han1rJnisieruD3'sschritte an sich noch keine Teil.nal'me an dem jeweiligen 

Integrationsprozeß bewirkan: dazu sind jeweils vereil'lbaruD;en ("bridging 

arcaI5ements") mit der Geaeinschaft - und das heißt wiederum die 

ausdrückliche Kooperations- und Verhandlungsbereitschaft auch seitens der 

m - erforderlich: erst dadurch kann der reziproke Öffnlln3sprozeß 

herbeigeführt werden. 

Schließlich ist bei der Betrachtuo; der pragmatischen Vorgangsweise noch 

eines zu bedenken: österreich bzw. die anderen EFTA-Staaten bleiben 
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hiebei grundsätzlich von der l'eil.n3hme an der Entscheidungsbil:lung in den 

EG-Institutionen aUsgeschlossen. Die EG-Kommission, gedeckt durch die 

EX:;-Mitqliedstaaten, hat zur Maxime erklärt, daß :lurch den Ausbau der 

Zusammenarbeit mit den EFTA-Staaten der autonome Entscheidungsprozeß der 

Gemeinschaft nicht gestört oder belastet werden dürfe. Zusätzlich wurde 

betont, daß auch in sachlicher Hinsicht - um dies betrifft die Teilnahme 

an der Substanz des Binnenmarktes - "Unterschiede" zwischen Mitgliedern 

und Nicht-Mitgliedern der Gemeinschaft aufrecht erhalten werden. 

Zur Frage der Mitbestimmung im institutionellen Entscheidungsprozeß der 

EG - der für die Beurteilung der Beitrittsoption Bedeutung zukommt und 

die auch das Problem "reale versus formale Souveränität" aufwirft - sei 

bemerkt, daß die Staatengemeinschaft heute von einem in der Geschichte 

noch nie dagewesenen Maß an Interdepemenz geprägt wird. Dies gilt vor 

allem für die Wirtschaftspolitik und den realen au.ßenwirtschaftlichen 

Handlungsspielraum. Die Frage, vor der auch österreich steht, ist daher, 

ob Mitsprache und Mitbestimmung im Rahmen eines weitgespannten und damit 

auch pluralistischen Zusammenschlusses von Staaten - wie es die EG sind -

nicht mehr Gestaltungsm5glichkeit im Sinne von Hardlungsspielraum un.:1 

Optionen einräumen als das Außenstehen bei gleichzeitiger Einbindung in 

die Entwicklungen durch Sachzwänge um Harmonisierungserfordernisse. 

Zusanmenfassend muß festgestellt werden, daß es das oben beschriebene 

pragmatische Vorgehen derzeit nicht erlaubt, der Wirtschaft Auskunft in 

sachlicher um zeitlicher Hinsicht über die Erfüllung des 

österreichischen Integrationszieles der vollen Teilnahme an der Substanz 

des Binnenmarktes zu geben - eine Auskunft, die die Wirtschaft unter 

Hinweis auf ihre Dispositionen verlangt. Dies kann Folgen für die 

Investitionspolitik österreichischer um potentieller ausländischer 

Investoren uOO demnach auf Wirtschaftswachstwn und Beschäftigung haben. 

Es ist allerdings hinzuzufügen, daß ein allfälliger Antrag österreichs 

auf EG-Mitgliedschaft nicht schon die Erreichung des Integrationszieles 

selbst brinqt; seiner Verwirklichung würden schwierige um vor allem 

mehrjährige Verhandlungen vorausgehen. 
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3. Die "Arbeitsgrupee für Europäische Integration" -

Aufgabe und Organisation 

Die mit ~inisterratsbeschluß vom 3. Februar 1987 eingesetzte "Arbeitsgruppe 

für Europäische Integration", der alle Bundesministerien (mit Ausnahme des 

Bundesministeri~~ für Landesverteidigung), die Verbindungsstelle 1er 

Bundesländer, die österreichische Nationalbank und die 

Interessenvertretungen (SOzialpartner) ~ehören, hat ihre Arbeiten im 

April 1987 aufgenommen. 

Die Arbeitsgruppe steht unter dem Vorsitz des ueiters der wirtschaftspo­

litischen Sektion des Bundesministeriums für auswärtige Angelegenheiten, 

80tschafter Dr. Manfred salEICH; stellvertretender Vorsitzender ist der 

ueiter der Sektion für multilaterale wirtschaftliche Angelegenheiten des 

BwrlesministeriUl'l\S für wirtschaftliche Angelegenhei ten, Sektionschef Dr. 

Gerhard WAAS. Die Arbeitsgruppe hat bis zur Erstellung des vorliegenden 

Berichtes 14 Untergruppen für bestiltmte binnenmarktrelevante Sachbereiche 

eiD:jesetzt, die ihrerseits zur Behandlung spezieller Fragen 40 Projekt­

gruppen gebildet haben (siehe im Einzelnen Anlage B). An den Arbeiten sind 

derzeit etwa 300 Personen beteiligt. 

Dieser · interministerielle Mechanismus entspricht der sachlich umfassenden 

Aufgabenstellung der vollen, umfassenden Teilnahme an der Substanz des 

Integrations- bzw. Binnenmarktprozesses. Es ist derart auch gelungen, die 

st;.aatliche Verwaltung und die Interessenvertretungen für diese Aufgabe 

entsprechend zu sensibilisieren und in ihre ErfüllUD:j aktiv einzuschalten. 

Die Arbeitsgruppe für Europäische Integration steht für jede institutio­

nelle Integrationslösung zur Verfügung: die entsprechenden organisatori­

schen und sachlichen Anpassungen können rasch vorgenall'len werden. Gleich­

zeitig stellt 1ie Arbeitsgruppe samt ihren Unter- und Projektgruppen einen 

Kristallisationspunkt für das Entstehen von Expertenteams für die einzelnen 

Sachbereiche dar. Diese Teams sind gleichzeitig eine RekrutieruD:jsbasis für 

die österreichischen Gesprächs- und Verhandlungsdelegationen. 
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Aufgabe der Untar- bzw. Projektgruppen ist as, einen Vergleich der 

einschlägigen österreichischen Rechtsvorschriften mit :lem bestehenden 

Gemeinschaftsrecht anzustellen, den daraus resultierenden integrations­

politischen Handlungsbedarf zu ermitteln und allenfalls VorSChläge für 

konkrete Integrationsrnaßnahmen in einzelnen Sachbereichen zu erarbeiten. 

Die Arbeitsergebnisse sollen - wie oben bemerkt - für jede letztlich zu 

realisierende institutionelle Integrationslösung verwertbar sein. 

Da die europäische Wirtschaftsgemeinschaft mit jer Schaffung von 

Gemeinschaftsrecht schon 1958 begonnen und dieses heute ein Bibliotheken 

füllendes Ausmaß angenommen hat, mußten vielfach Prioritäten gesetzt 

werden. Die Arbeit konzentrierte sich daher auf die im "Weißbuch der 

EXi-Kcmnission zur Vollemun:J des Binnenmarktes" enthaltenen bzw. damit 

zusarrmenhängenden arrleren binnenmarktrelevanten Bereiche, wie z.B. die 

Wettbe'Nerbspolitik: überall dort, wo diese Integrationsvorhaben auf dem 

bereits besteherrlen "Gemeinschaftlichen Besitzstand" aufbauen, mußte auch 

dieser von den Untergruppen berücksichtigt 'Nerden. 

Getragen wurde die Arbeit von dem Bemühen, eine grundsätzlich parallele 

Entwicklung mit dem Entstehen des Binnenmarktes zu gewährleisten. 

Vollständigkeitshalber ist zu erwähnen, daß österreich in seinen 

Beziehungen zur Gerleinschaft auf den 1972 geschlossenen Freihamelsabkoomen 

Österreich-EWG und Österreich-EGKS (wichtige einschlägige BestLmmungen der 

Freihandelsabkcmnen sind den Bestirrmungen des EWG- bzw. EGKS-Vertrages 

weitgehendst nachgebildet), auf dem europäischen Patentübereinkamen etc. 

aufbauen kann. 

Die Tätigkeit der Arbeitsgruppe ist mit der Erstellung dieses Berichtes 

nicht beemet. Der Rechtsvergleich muß schon deswegen fortgesetzt werden, 

weil sowohl in österreich als auch in der Gemeinschaft 

kontinuierlich neues Recht geschaffen wird. 

Der vorliegeme Bericht enthält in Teil 6 die Kurzfassungen der Unter­

gruppenberichte. Im Anhang zum Bericht sim weiters sämtliche Berichte der 

14 Untergruppen in der von ihren Vorsitzenden vorgelegten Fonn ungekürzt 

angeschlossen. 
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4. Bemerkungen zum ·:harakter jes Berichtes 

Die Arbe i tsgruppe für Europäische Integration hatte gemäß dem Beschluß 

des i{inisterrates vom 25. Februar 1988 den Auftrag, "bis ~ 50mmer einen 

Zwischenbericht zu erstatten: aus diesem Bericht soll eine 

Gegenüberstellung dar faktischen und rechtlichen Situation in österreich 

und in der EG auf den einzelnen binnenmarktrelevanten Gebieten sO'.olie ein 

allfälliger österreichischer Handlungsbedarf hervorgehen"(siehe Anlage C). 

Aus dieser Aufgabenstellung ergibt sich, daß die vorliegenden 

Einzelberichte der Untergruppen die zu eIWartenden Schwierigkeiten und 

Probleme auf den je~iligen Sachgebieten in den Vordergrun:1 ruckten, 

~egen der "problemfreie Raum" nicht oder nur sehr kursorisch behandelt 

wird. In diesem Lichte müssen die einzelnen Kapitel der 

Untergruppenberichte gelesen und gewichtet werden. 

Der Bericht enthält weiters keine ökonomischen Projektionen und auch 

keine quantifizierenden Aussagen über ~~e Kosten eines 

Ausgeschlossenseins österreichs vom Integrationsprozeß. Diesbezüglich 

wird auf Studien und Aussagen der Wirtschaftsforschungsinstitute und 

allenfalls auch der Interessenvertretun;en verwiesen. 

Im obigen Zusartmenl'laD; ist eine unter der Mitarbeit von europäischen 

Wirtschaftsforschungsinstituten erarbeitete und von der m-Kam\i.ssion 

herausgegebene Studie mit jem Titel "Ellropas Zukunft: Binnenmarkt 1992" 

(verkÜrZt unter dem Na."'DeIl "Cecchini-Bericht" bekannt) besonders 

er~rt. 

Der auf eingehenden Untersuchungen aufbauende sehr umfangreiche Bericht 

enthäl t makro- und mikroökonanische Aussagen über die Kosten der 

"Nicht-Integration" sowie über die stimulierende Wirkung der Integration 

(Wirtschaftswachstum, Beschäfti~, Preisniveau). 
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Zusammenfassung und Schlußfolger~ngen dieses B2richtes sind in der 

~lage D zu finden. Die wohl wichtigste Schlußfolgerung, die man aus 

dieser Untersuchung ziehen kann, ist - verkürzt dargestellt - daß jener, 

der außerhalb des Integrationsprozesses bleibt, an seiner Dynamik nicht 

oo.er mIr in vetmirrlertem Ausmaß teilninmt. 

Nachstehend wird weiters eine für österreich relevante Aussage aus diesem 

Bericht zitiert, die als Bestätigung der Richtigkeit der 

integrationspolitischen Zielvorga.be der Burrlesr-:gierung, nämlich der 

umfassenden, vollen Teilnahme österreichs am Binnenmarktprozeß, und U~r 

strukturpolitischen !'-tJtivation gewertet werden kann: "Kleinere Länder, 

insbesondere neue Mitglieder der Gemeinschaft mit relativ geschützten 

wirtschaftlichen Strukturen, haben proportional gesehen die größten 

Chancen, aus der Marktintegration Nutzen zu ziehen". 

Schließlich sei bemerkt, daß - soll das integrationspolitische Ziel in 

seiner Substanz verwirklicht werden - die in den Untergruppenberichten 

aufgezeigten Probleme und Schwierigkeiten in jedem Fall bewältigt werden 

müssen, gleichgültig welche Methode zur Erreichung dieses Zieles gew-ählt 

wird; sei es die pragmatische, d.h. sektorenbezogene Einzelal::machungen, 

die in ihrer Gesamtheit das Ziel der umfassenden Teilnahme am Binnermarkt 

verwirklichen sollen, sei es das Ergreifen der Beitrittsoption. 
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5. Schlußfolgerungen, die :iUS den 8erichten 

der Untergruppen der Arte i tsgrue;>e für 

Eurooäische Integration ab;leleitet werden können 

1) Die Teilnahme an dem Binnenmarktprozeß setzt jeweils - sei sie 

partiell in Einzelbereichen cder umfassend - grundsätzlich die C1be~ 

des "Gemeinschaftlichen Rechtsbesitzstandes" voraus. 

2) Die C1bernahme des "Gemeinschaftlichen Rechtsbesitzstarxles" bedeutet 

die Angleichlm; österreichischer Rechtsvorschriften an das diesl:ezügliche 

Geaeinschaftsrecht. Ein Drittstaat ist vom institutionellen 

Entscheidungsprozeß hierüber ausgeschlossen. Das Gemeinschaftsrecht ist 

allerdings in vielen Fällen ein breit an;elegter europäischer K~raniß, 

der zwischen Staaten mit zum Teil gleichen wirtschaftlichen Interessen 

wie österreich zustaIrlegekcmnen ist. Die 'autoncme tlbernahme von 

Gemeinschaftsrecht ohne Mitbestimrung wird trotzdem in meritorischer 

Hinsicht vielfach als unbefriedigend empfunden. 

3) Der "Gemeinschaftliche Rechtsbesitzstand" umfaßt nicht nur 

Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne (Gemeinschaftsverträge, Verordnungen, 

Richtlinien), sondern beruht auch auf der Rechtssprechung des 

Europäischen Gerichtshofes ( Urteile, Interpretation von 

Gemeinschaftsrecht) • Das "Mitgehen" mit der Rechtsfortbildun; innerhalb 

der Gemeinschaft bringt daher für Drittstaaten ebenfalls gewisse Probleme. 

4) Die Teil.nahne an einem tatsächlich voll ve:rwirklichten Binnenmarkt 

ohne jegliChe Binnengrenzen würde österreichischerseits letztlich auch 

eine Angleicl'u.lm an den "Gemeinsanen Zolltarif" sowie an die 

Außenhandels- und Agrarpolitik (Agral:marktordnUD:}en) der Gemeinschaft, um 

nur die wichtigsten zu nennen, implizieren. In diesem Zusanmenhang sind 

auch Fragen der Asyl- und Sichtve~rkspolitik relevant. 
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5) Die PrÜfungsergebnisse in den Untergruppen lassen die Schlußfolgerung 

zu, daß eine volle umfassende Teilnahme an der Substanz des Binnenmarktes 

für österreich keine unüberwindlichen Probleme aufwirft. Allerdings 

sollte versucht werden, einige vom bestehenden "Gemeinschaftlichen 

Rechtsbesitzstand" abweichende ästerreichische Rechtsvorschriften, 

Regelungen bzw. Maßnahmen - auch mit Blick auf weitere Entwicklungen in 

der EX; (z. B. stren::Jere tJrtwel tregelungen als Folge erhöhter 

Sensibilisierung für dieses Problem) - zumindest für eine bestimmte Zeit 

aufrecht zu erhalten. In den Bereichen "Urwelt" und "Gesundheitspolitik" 

ist innerhalb der Gemeinschaft eine tiefgreifende Debatte im Gange, in 

der zum Teil von m-Mitgliedstaaten Auffassungen vertreten werden, die 

jenen österreichs entsprechen. 

Was die Verkehrspolitik betrifft, so stellt die österreichische 

Transitbelastung ein anerkanntes Spezifikum dar, das eines gesonderten 

Ißslln:;Jsweges bedarf. Fs werden sich aber auch in anderen Bereichen als 

dem Transitverkehr viele rechtliche Probleme und BelastUIXjen (vor allem 

ökologischer und ökonomischer Art) ergeben. Für die österreichischen 

Verkehrsunternehrrw:!n können sich zusätzliche Marktchancen eröffnen, ~bei 

allerdings sowohl die Schienenverkehrsunternehmen österreichs als auch 

die der ~~itgliedstaaten durch die schlechteren 

Wettbewerbsvoraussetzlln:;Jen aufgrund des derzeitigen EG-Rechtes 

benachteiligt sind. Eine TeilnalYne am EX;-Binnenmarkt verbessert die 

Standortprobleae der österreichischen AuBenhandelswirtschaft durch 

Reduzierung d~ "togistikkosten". 

Die österreichische Arbeits- und Sozialgesetzgebung ist weitgehend 

EG-konfoIm. Statistisch belegte Erfahrungen in der EX; zeigen, daß die 

Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu keinen großen 

Wanderungsbe~en führt. WiChtigstes legistisches Erfordernis zur 

HerstellUn::J der Freizügigkeit der Arbeitnehmer auf der Grundlage der 

Gegenseitigkeit zwischen österreich und der Gemeinschaft wäre die 

Einräumung der Inländerbehandlung für EG-Bürger. Nach übereinsti.arnender 

Auffassung würde bei der Herstellung dieser Freizügigkeit unter 

BerüCksichtigung der Zu- und ~erung von Arbeitskräften mit einer 

Verbesserung der Arbeitsmarktsituation zu rechnen sein. 
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Eine Angleichung der österreichischen Rec~tsvorschriften ~ das 

Gemeinschaftsrecht wird Eingriffe in sogenannte "Besitzstände" erfordern: 

die mit einer Nichtteilnahme am EG-Binnenmarkt verbundenen Nachteile 

werden jedoch, mittel- bzw. langfristig gesehen, eindeutig überwiegen. 

In der Ge~inschaft zeichnet sich jedoch die Tendenz ab, Regelun;en nicht 

L-n Wege der EJa.r'roonisierunq im eigentlichen Sinne, somern durch die 

gegenseitige Anerkennung nationaler Regelungen unter Einhaltung 

bestimmter Mindesterfordernisse zu treffen. 

Verträge bzw. Vereinbarungen österreichs mit Drittstaaten müßten. in jenen 

Fällen abgeändert oder aufgekündigt werden, in denen die tlbe.rnahme des 

"Gemeinschaftlichen Rechtsbesi tzstandes" dies erfordern würde. 

Solcm;e die GelD!inschaft z.B. gegenüber den osteuropäischen Staaten keine 

wirklich "Gemeinsame Bandelspolitik" hat, ist kein diesbezüglicher 

integrationspolitischer aandlungsbedarf ÖSterreichs gegeben. 

6) Unter der Zielvorgabe der vollen Teilnahme am Binnenmarktprozeß 

bleiben die Anpassun;serfordernisse österreichs gegenq?er dem EG-Raum -

gleicb;ültig ob der pragmatische Weg gewählt oder die Beitrittsoption 

ergriffen wird - grundsätzlich gleich. Der Unterschied wird graduell uni 

institutionell sein. Die Frage "volle Teilnahme" oder "partielle 

Teilnahme" an diesem Prozeß ist unter dem Blickwinkel m:3gliche.r 

Auswirkungen auf Einkamen, Investitionen Wld Beschäftigun; zu sehen, die 

ein Abseitsbleiben haben könnte. 

7) Die österreichische Wirtschaft hat sich den Herausforderungen aus dem 

Ubergan; zum imustriell-gewerblichen Freihandel mit der Gemeinschaft 

bisher nicht nur gewachsen gezeigt, semem auch Nutzen daraus gezogen. 
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So sirrl die Importe österreichs aus der Gerreinschaft von 70 ~. öS im 

Jahre 1972 auf 280 Mrd. ÖS im Jahre 1987 (d.1. auf das Vierfache) , die 

österreichischen Exporte nach der Gemeinschaft von 35 Mrd. ÖS im Jahre 

1972 auf 217 Mrd. ÖS L1\ Jahre 1987 (d.i. auf mehr als das Sechsfache) 

gestiegen. 

Bei dieser Entwicklung ist zu berücksichtigen, daß seit Beginn der 70er 

Jahre eine stabilitätsorientierte Nechselkurspolitik (zuerst Anbindung 

des österreichischen Schilling an einen Korb von Währungen, später 

Eliminierung der schwächsten Währungen aus diesem Korb urrl in wei terer 

Folge BirrltIDj des österreichischen Schilling an die [M) verfolgt wurde. 

Die österreichische Wirtschaft hat damit den Beweis erbracht, daß sie 

sich auch in einem verschärften Wettbewerb zu behaupten weiß. 

8) Die österreichische Landwirtschaft ist - im Gegensatz zum 

irrlustriel1-gewerblichen Bereich - vom Freihandel mit 1er Gemeinschaft 

bisher aUsgeschlossen geblieben. Die Beziehungen österreichs zu den 

Gemeinschaften im Agrarsektor werden zur Zeit durch einige bilaterale 

Abkamen geregelt; sie sind durch ein ständig wachsendes Agrar­

handelsdefizit mit der Gemeinschaft gekennzeichnet. Eine Teilnahme der 

österreichischen Landwirtschaft am Integrationsprozeß, d.h. am 

Agrar-Binnenmarkt, ist ohne Beitritt nicht zu verwirklichen. 
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6. Zusammenfassung der UntergruDcenberichte 

Untergruppe 1 "Technische Handelshemnnisse, insbesondere 

Nonnen.har.nonisie~ und Anerkennung von PrÜfzertifikaten 

Die Tätigkeit der Untergruppe ist - dies sei einleitend bemerkt - zur 

Zeit stark auf die laufenden Gemeinschaftsaktivitäten ausgerichtet. Ihre 

Arbe i tsbereiche zählen zu den wenigen Bereichen, in denen im Rahnen des 

scqenannten "follow-up von Luxemburg" eine relativ enge Zusamnenarbeit 

zwischen den EFl'A-Staaten und der Gemeinschaft hergestellt werden konnte. 

Die 3emeinschaft hat diese Zusanmenarbei t aus Reziprozitätsgründen von 

der Herstellung einer mit dem gemeinschafUichen Rechtsbesitzstand 

vergleichbaren rechtlichen Ausgangssituation in den einzelnen 

EFTA-Staaten abhängig gemacht. 

In den Bereichen "Infonnationsverfahren für technische Vorschriften" (mit 

dem künftigen technischen Handelshemnnissen vorgebeugt werden soll) sowie 

"Gegenseitige Anerkennung von technischen PrÜfungen und PrÜfzertifikaten" 

konnten bisher beträchtliche Fortschritte, jedoch noch keine konkreten 

Ergebnisse erzielt werden. Im Ral'Inen der EFTA konnten die Voraussetzungen 

für -bridging arran;ements" mit der Gemeinschaft bereits geschaffen 

werden. In die diesbezüglichen Arbeiten waren auch Experten der mK 

inoffiziell eingebunden. 

Die Untergruppe hat in den wirtschaftlich sehr wesentlichen Bereichen des 

-Nonnenwesens " und der "Gegensei tigen Anerkennung von technischen 

PrÜfungen und PrÜfzertifikaten" die Schwierigkeiten aufgezeigt, die einer 

Zusaarrenarbeit der EFTA-Staaten mit der Gerneinschaft allerdings noch 

entgegenstehen. 

wesentlich ist auch die Zusammenarbeit ~it der Gemeinschaft auf dem 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

Gebiete des Noz:men\1ilesens im Rahnen der europäischen Nonrenorganisationen. I 
österreich und die anderen EFTA-Staaten nehmen dort als gleichberechtigte 

Partner (mit Sitz und Stimne) an den Nor.rungsaktivitäten teil. I 
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Die üntergruppe befaßt sich weitars mit jem wirtschaftlich zunehmend an 

Bedeutung gewinnenden Bereich der Informationstechnologie 

(Telekommunikation). Hiezu liegen EG-Kommissionsvorschläge vor, die zur 

Zei t noch eingehender geprüft werden müssen. 

Die den Gruppen übertragenen Aufgaben sind deshalb nur schwierig zu 

bewältigen, weil einerseits in einer Reihe von Bereichen EG-Regelungen 

erst in Ausarbei tUD:J und daher konkrete Aussagen über österr. 

Anpassungsschritte nur schwer zu treffen sind; andererseits werden sowohl 

Burrles-, als auch Landes-, und Gemeindekanpetenzen berührt, was eine 

Beurteilung der österr. Rechtssituation und der notwendigen 

Integrationsschritte erheblich erschwert. Die Untergruppe hat daher auf 

die Anpassungserfordernisse UD Recht der Bundesländer besonders 

verwiesen •. Eine Zusamnenstellung der davon betroffenen Vorschriften wurde 

dem Untergruppen-Bericht angeschlossen. 

Auf dem Gebiete des Eich- und Vermessungswesens bestehen keine 

Schwierigkeiten, auf die Regelungen der Gemeinschaft überzugehen •. 

FÜr den Bereich des Darrpfkesselwesens (Druckbehälter), in dem österreich 

wesentliche Exportinteressen hat, wurden aufgrund einer eiD:Jehenden 

Analyse die Konsequenzen für den Fall eines Beitrittes bzw. 

Nichtbeitrittes zu den Gemeinschaften herausgearbeitet; die 

Schlußfolgerlln}: Ein Beitritt wäre vorteilhaft. 

Parallel zu den EG-Akti vi täten wurde auch mi t der umfassenden PrÜfUD:,3 der 

Bereiche "Bauwesen" und "Telekommunikation" begonnen. Sie hat ergeben, 

daß auf dem Gebiete des Bauwesens ein integrationspolitischer 

Harm:misierunJsbedarf gegeben ist, wogegen UD Bereich der Telekcmmmika­

tion einigen im diesbezüglichen "Grünbuch" der EG-Komndssion enthaltenen 

Vorschlägen in österreich bereits Rechnung getragen worden ist. 

Im Zuge der Beratungen der Untergruppe ergab sich, daß es wegen der 

starken Ausrichtung der österreichischen Exporte nach der Gemeinschaft 

vorteilhafter wäre, ~ der Ausarbeitung von Gemeinschaftsvorschriften und 

-regelungen direkt mitzuarbeitan und so die ästerreichischen Interessen 

besser wahrnehmen zu können. 
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Ein Beitritt österrei~~s wür1e - soweit 1erzeit zu beurteilen ist - auf 

diesem Sektor mit lösbaren innerstaatli~~n Rec.~tsproblemen verbunden 

sein; die zu erwartanden wirtschaftlichen Vorteile würden llberNiegen. 
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Untergruppe 2 "öffentliches Beschaffungswesen 

und staatliche Beihilfen" 

Die Gemeinschaft hat mit 3er Liberalisierung des öffentlichen Auftrags­

(Beschaffungs-)wesens bereits vor Jahren begonnen, in der Praxis jedoch 

bisher nur geringe Fortschritte erzielt. Die EGK hat daher unverhüllte 

Kritik an den EXi-Mitgliedstaaten geübt. Im Zu.sarmenharr:} mit dem 

"Binnenmarktkonzept" wurde nUl'lllehr ein neuer "Anlauf" versucht. 

Unternel'Jner sollen nun hinlänglich gesicherte MSglichkeiten haben, sich 

an in arrleren Mi t;liedstaaten zur Vergabe gelan;enden Lieferaufträgen zu 

beteiligen. Die nationalen Verwaltungen haben - aufgrund der gröBeren 

Transpareilz der Vergabeverfahren - ihrerseits die ~lichkeit, das 

wirtschaftlich günstigste Arr;Jebot auszuwählen. 

Die in österreich angewandten Vergaberegel~en auf sumes- und 

Landesebene basieren zum Teil auf Bestil'llt'l.ln;Jen, die wiederholt zu 

Beschwerden der österr. HaOOelspartner (insbes. der BRD und der Schweiz) 

über eine Diskriminierung ausländischer Anbieter in österreich geführt 

haben. Trotz Abänderung der Vergaberichtlinien des Bun:ies konnten die 

diesbezüglichen Bedenken der ausländischen Handelspartner nicht zerstreut 

werden. 

Ober Initiative der Arbeitsgruppe wurden die österr. diplanatischen 

Vertretungsbehörden in den EFl'A- und EX;-Hauptstädten beauftragt, im 

Zusaamenwirken mit den HaOOelsdelegierten zu erheben, wie ausländische 

Bieter aus Nicht-EX;-Staaten im Empfangsstaat bei der Vergabe öffentlicher 

Aufträge behaD:lelt werden (fonnelle um materielle Reziprozität). Es 

konnte festgestellt werden, daß in den meisten nationalen 

Vergaberegelungen der EX;-Mi t;liedstaaten formell eine Gleichbehandlung 

zwischen In- und Auslärrlern gegeben ist, aber in der Praxis sehr häufig 

inländische Bieter bevorzugt werden, olme daß dies rechtlich anfechtbar 

ist. 
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Die üntergr~ppe ist zur Auffassung gekommen, daß es Ln Hinblick auf jia 

Integrationsbemühungen österreichs unerläßlich ist, die österr. 

Vergaberichtlinien an jene der Gemeinschaft anzupassen. Nachdem nunmehr 

auf politischer Ebene prinzipielles Einverständnis darüber hergestellt 

~den ist, wirl unter FederführuD; des Burrleskanzleramtes/ Verfassungs­

dienst die ~lichkeit einer AbänderuD3' der Vergaberichtlinien geprüft 

werden. Ein für österreich wichtiges Problem stellt die Einbindung von 

regionalen um lokalen auftragserteilenden Stellen in künftige Regelungen 

mit der Gemeinschaft dar. Seitens der EX; ist umlißverständlich 

klargemacht worden, daß in ainkunft eine Ausklaamerunq dieser Stellen in 

Vereinbarun;en mit der Gemeinschaft nicht aiSglich ist. 

Es besteht die begründete, jedoch mangels statistischer Erhebungen nicht 

beweisbare Vernutun;, daß in österreich der Anteil ausländischer 

Zulieferungen bei öffentlichen Auträgen ungleich hoiler ist als in 

EXHütgliedstaaten, was wohl mit der Verschiedenheit der Wirtschafts- und 

Produktionsst:rukturen in unmittelbarem Zusamnenhan; stehen dürfte. 

Zur Zeit ist eine "Vergabeordnung für öffentliche Bauaufträge" in 

österreich in Ausarbeitun;. Da die in der Gemeinschaft für Bauaufträge 

geltenden Regelungen abgeändert werden, das Ausmaß der Abänderungen 

jedoch noch nicht festgestellt werden kann, hat die Untergruppe ihrem 

Bericht eine fJbersicht an;eschlossen, aus der der diesbezGgliche 

integrationspolitische Handlungsbedarf, soweit er sich zur Zeit ermitteln 

Die Regelungen betreffand die "staatlichen Beihilfen tl fimen sich im 

EHrVertrag sowie in hiezu erlassenen sehr umfan;reichen Ausführungs­

bzw. DurchfiIhrun1sbestL1IDungen. Beihilfevorhaben der EXHütgliedstaaten 

sind der EG-Kommission grundsätzlich zu notifizieren um unterliegen 

deren Begutachtung und Kontrolle . Mit der Reglementierung dieses 

Bereiches sollen wettbewerrsverzerreoo.e Beihilfen, ein wirtschaftlich 

ruinöser Beihilfenwettlauf sowie fJberkapazitäten mit all ihren negativen 

wirtschaftlichen Auswir~en vermieden werden. Selbst währerrl der durch 

die Erdölkrise ausgelösten wirtschaftlichen Rezession .in der Ge1reinschaft 

konnte die EG-Kommission UD allgemeinen eine relativ gute 

Beihilfendisziplin der EXHütgliedstaaten gewährleisten. 
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In ~sterreich ist derzeit jede staatliche Beihilf:, die jen Wettbewerb 

durch Begünstigung bestLmmter Unternehmen oder Produktionszweige 

verfälscht oder zu verfälschen :iroht, mit Art. 23 des Freihandelsabkomnens 

österreich-El'K; unvereinbar und unterliegt den darin für den Fall der 

Nichterfüllung vertraglicher Verpflichtungen vorgesehenen Sanktionen. 

Die Untergruppe hat im Hinblick auf das dzt. österreichische 

Integrationskonzept den integra ti onspol i tischen Han:llungsbedarf in diesem 

Bereich ermittelt, der wie folgt zusammengefaßt wird: 

- Die Beihilfevorhaben wären dem Notifikationsverfahren zu unterwerfen; 

- BerüCksichtigung der Rechtsentwicklung in der Gemeinschaft 

einschließlich der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes; 

- Berücksichtigung wettbewerbsrelevanter Auswirkungen; 

- Änderungen in der Föroerungsstruktur (insbes. Einschränkung 

allgeme iner FÖrderungen ) i 

Anpassung an EXi-Regellmjen bezüglich max. zulässiger 

Förderungsintensitäten (insbes. bei der Kumulation von Förderungen); 

Einbeziehung von Länder- und Gemeindeförderungen in das RegL-ne W1d in 

die Berechnung der hÖchstzulässigen Förderungs intens i täten i 

a:.;-inkcxnpatible Ausfuhrföclerungsmaßnahrren für (österreichische) 

Exporte in die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft wären nicht mehr 

m5glich. 

Die größere Beihilfendisziplin, der die EG-Mitgliedstaaten UD Vergleich 

zu österreich unterliegen, wird zumindest zum Teil durch 

Förderungsmaßnahmen auf Gerne inschaf tsebene kQ-npen5 iert. 
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Untergruppe 3 "3teuer....esen, insbesondere 

indirekte Steuern und Abgaben" 

Die Untergruppe hat in einer ReihlIDg nach Oringlichkei t und unter 

Berücksichtigung der Arbe i t.3kapaz i täten vorläufig fünf konkrete 

Sachbereiche ausgewählt und mit :3.er Prüfung der wirtschaftspolitischen 

und budgetären Aspekte einer weiteren EXrAnnäherun; begonnen: 

Mit einem ins Detail gehenden "Zolltnifvergleich" sollen die 

Auswirkungen ennittelt werden, welche die Ubernalme der Zollsätze des 

Geneinsamen Zollt3.r'ifes der EX; für österreich hätte. Die Arbeiten wurden 

begonnen; ihre FortsetZtm;J ist jedoch davon al::lh.än;ig, ob die 

erforderlichen finanziellen Mittel dafür zur Verfügung gestellt werden. 

Auf dem Gebiete der "indirekten Steuern" ist die Untergruppe zu folgenden 

Ergebnissen gekommen: Auf dem Gebiet der Umsatzsteuer würde die Umsetzung 

der in den Entwürfen der EG-Kommission vorgesehenen ~ßnahmen - die 

allerdings unter den EG-Mitgliedstaaten sehr umstritten sind - zu einer 

sehr \Jl'Dfassenden um tiefgreifenden Xn1erung des österreichischen 

Unsatzsteuerrechts um der Besteuerun;Jsstruktur führen, die wegen ihrer 

vielfäl tigen Auswir~en einer gründlichen AbkläruD; auf politischer 

Ebene bedarf. Es kann zur Zeit nur überschlägig ab;eschätzt werden, in 

welchem Ausmaß eine solche Ändertmj des Unsatzsteuergesetzes 1972 

AIlSWirlrun;en auf das Unsatzsteueraufkoomen hätte. Eine Angleichung der 

österr. Steuersätze an das im EXrBereich vorgesehene Niveau würde ohne 

Zweifel zu einem ins Gewicht fallenden Rückgang der Unsatzsteuerainnahmen 

führen. Der Vorschlag der EX;K sieht für die EX;-MS nur zwei Steuersätze 

vor. Der er.mäSigte Steuersatz darf nicht niedriger als 4% und nicht holher 

als 9%, der sogenannte Normalsteuersatz nicht niedriger als 14% und nicht 

ooher als 20% sein. 
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Zwingend wäre demnach die Absenkung des dzt. ermäßigten Steuersatzes in 

österreich von 10% auf 9%, was einen Omsatzsteuerausfall von rund 

3 Mrd. ÖS zur Folge hätte. Auch der erhöhte Steuersatz von 32% müßte auf 

20% abgesenkt werden, was einen weiteren Steuerausfall von ca. 3 Mrd. ÖS 

nach sich ziehen wUde. Durch diese Maßnahmen wäre allerdings erst 

gewährleistet, daß die österr. MWSt.-Sätze innerhalb der zulässigen 

Barxlbreite der 3;, und zwar an der obersten Grenze liegen. 

On in einem Binnenmarkt wet~rbsmäßig bestehen zu können, müßten die 

zur Zeit in österreich gültigen l-H5t-Sätze aber voraussichtlich noch 

weiter gesenkt werden. Diesbezüglich wird bemerkt, daß eine lineare 

Absenkun;J u..'U jeweils 1% unter ZugrurnelegUn;J der für das Jahr 1987 

geschätzten Unsätze beim ennäßigten Steuersatz einen Unsatzsteuerausfall 

von etwa 2,9 Mrd. und beim sogenannten Nonnalsteuersatz einen solchen von 

4,8 Mrd. öS zur Folge haben würde. Alle Angaben über Steuerausfälle 

verstehen sich brutto, d.h. vor Vornahme des Finanzausgleiches. 

~iche Berechnungen für die Verbrauchssteuern und l:k?nopolabgaben wurden 

mit gebührender Vorsicht begonnen, weil innerhalb der Gemeinschaft bei 

den Verbrauchssteuern die HarmonisierllD3' ebenfalls noch nicht weit 

fortgeschritten ist. Es sind nicht einmal in allen EG-MS die "großen" 

fünf Verbrauchssteuern auf Tabak, Bier, Wein, Spirituosen und Mineralöl 

ein;Jeführt. Man ist bisher nur übereingekcmnen, daß innerhalb der 

Gemeinschaft keine neuen "kleinen" Verbrauchssteuem ein;Jeführt werden. 

Soweit sich voraussehen läßt, würde im Bereich der Verbrauchs-

steuern die tlbernahme der EG-Richtlinienvorschläge durch österreich zu 

Preissteigerungen führen. Das Mehraufkcmnen an entsprechenden Steuern 

würde in etwa den Steuerausfall bei der Mindestangleichung der MWSt 

(cl.6 Mrd.öS) kOß'!)eIlSieren. Damit verbunden wäre allerdings auch ein 

erhenter Verwaltungsaufwand, weil das für die Gemeinschaft vorgeschlagene 

Verbrauchssteuersystem komplizierter und personalintensiver als das 

geltende österreichische ist. 

Nach der Konzeption der EG-Kammission wären alle nationalen Sondersteuern 

und Abgaben, die Anlaß zu Kontrollen und Fonnalitäten an den Grenzen 

geben, in der derzeitigen For.m abzuschaffen. Demzufolge wäre auch mit 
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einem Verzicht auf Verkehrssteuern (Straßenverkehrsbeit.r3.g, Sonderabqabe 

auf Erdöl) und andere Abgaben mit fiskalischen Mindereinnahmen bis zu 

5 ~d. ÖS zu rechnen, 'NOVOn allerdings nur rund 3 Mro. ÖS derzei t jem 

Bund zugute kommen. 

Binsichtlich der "Erleichterungen der Grenzformalitäten im warenverkehr" 

konnte eine Bestandsaufnahme der österr. Rechtsvorschriften abgeschlossen 

werden. Ihr Vergleich mit den in der Gemeinschaft geltenden Vorschriften 

war noch nicht aiSglich, ~il die mK mit der Zurverfügungstellung der 

diesbezüglichen, auf Gemeinschafts- und nationaler Ebene bestehenden 

Rechtsvorschriften im Verzuge ist. 

Was die VerNendun:: von elektronischen Datanübenni ttlungssystemen im 

eur~ischen Integrationsraum anlangt, ist die Untergruppe zu dem 

Ergebnis gekOllDen, daß hier Möglichkei ten für eine erhebliche 

Rationalisierun; SO.rt1Ohl in der Wirtschaft als auch im Bereich der 

Zollverwaltung bestehen. 

Eine eigene Projektqruppe hat sich mit dem passiven Veredelungsverkehr 

und den sich daraus ergebenden österreichischen Anpassungsprobleaen 

befaßt. Die Gruppe ist dabei zur Auffassung gelangt, daß die Uberna.hme 
des Gemeinschaftsrechts betreffend den pass i ven Veredelungsverkehr weder 

für die Wirtschaft noch für die Vexwal.tunq zu wesenUichen Nachteilen 

oder Erschwerun;en, sondern in Teilbereichen sogar zu Vereinfachungen 

führen würde. Oie BerücksichtiguB;J wirtschafUicher Interessen ~, wenn 

auch im beschränktem Unfanq, sichergestellt. Im Falle einer autenQDeIl 

Angleic:hun; sin1 van Gemeinschaftsrecht abweichende österr. Regelungen 

nicht auszuschließen. 

Lll Bericht der Untergruppe sind auch zu den wirtschaftspolitischen und 

budgetären Aspekten vorläufige Schlußfolgerungen gezogen worden; sie 

werden nachstehend zusammengefaßt: 

Was die "Makropolitik österreichs" anlangt, kann davon ausgegangen 

werden, daß sie bereits dzt. weitgehend den Bestre~en in den 

EXZ-l-.u.tgliedstaaten entspricht. In der Währungspolitik hat österreich seit 
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Gründung des Europäischen ;.Jährungssystams 1'n März 1979 in stärkerem :>1aße 

als die EG~~itgliedstaaten zueinander die bilaterale Wechselkursparität 

zu einem (bedeutenden) EG-Mit;liedstaat, der BRO, eingehalten. Die 

3eldpolitik ~rientiert sich am Nechselkurs, die Fiskalpolitik entspricht 

in ihrer mittelfristigen Ausrichtung, wie sie in der 

Koalitionsvereinbarun:J fonnuliert ist, den Tendenzen und Bestrebmgen in 

den EG-MS. Es ist daher keine Neuorientierung des wirtschaftlichen 

Globalansatzes in österreich erforderlich. 

Durch die starke Bedeutung, die in österreich der Einkommenspolitik 

zugemessen wird, ist der tendenzielle Zielkonflikt von Wachstum und 

Beschäftigung versus Preis- und Währungsstabilität entschärft. Im Falle 

einer verstärkten Integration österreichs in die EG ist allerdings zu 

erwarten, daß sich der nationale Spielraum noch stärker einengen wird, 

als dies bereits in den letzten Jahren durch die fortschreitende 

Liberalisie~ der Kapitalbewegungen der Fall war.Für die "Mikrop?litik 

österreichs" sind für den Fall einer weitergehenden Integration 

wesentlich fühlbarere Auswirkungen zu erwarten. Das gilt für den Bereich 

der sektoralen Wirtschaftsoolitik (Landwirtschafts-, Stahl- und .. -
Finanzsektor) ebenso wie für die Wettbewerbspolitik (Berufsordnungen, 

Wirtschaftsförderung) und das öffentliche Auftrags- (Beschaffungs- ) wesen. 

Auch die ~bei tsmarktpolitik (Niederlassungsfreiheit) wäre wesentlich 

betroffen. 

Die vorliegende rechtsvergleichende Bestandsaufnahme ist noch um eine 

Wirkungsanalyse zu ergänzen, die Integrationstendenzen innerhalb und 

außerhalb der Gemeinschaft Rechnung trägt. Solche Wirkungsanalysen werden 

derzeit gesorrlert vorgencmren. Eine quantifiziererrle Zusarmenführun; der 

Einzelanalysen wird von der makroöknomischen Modellsimulation erwartet, 

die Gegenstarrl des Projektauftrages des Bundesministeriums für Finanzen 

an das österreichische Institut für Wirtschaftsforschung ist. 

Die öffentlichen Haushalte sind von jeder Variante einer weiteren 

EG-Annähe~ österreichs an die Gemeinschaft, v.a. aber von einem 

EG-Beitritt stark betroffen. Die Auswirkung ergibt sich aus der 

Notwendigkeit einer weiteren Angleichung der Steuerstruktur und der 
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Rückwirkung 3esamtwirtschaftlicher Veränderungen UD wege von Stauern, 

Sozialabgaben, Zusc.~üssen zur Sozialversicherung und anderen Einnahrcen 

Wld Ausgaben. Im Falle eines Beitritts ergäben sich v.a. Auswirkungen 

durch einen Beitrag zum m-Budg~t, aber auch erhebliche Rückflüsse 

zugunsten österreichs aus dem ElrAgrarstrukturfonds und den übrigen 

EXrStrukturfonds. 

Eine Abschätzung der Auswirkungen einer AlIeitergehenden ElrIntegration auf 

die öffentlichen Haushalte ist derzeit ÜD Bundesministerium für Finanzen 

in Ausarbei tung. Bezüglich der wei teren Angleichung der Steuerstruktur 

bedeutet dies bei unveränderten Budgetzielen eine tlnschichtung von 

indirekten zu direkten Steuern. 

Der Beitrag zum EXrBudget beträgt nach dem Beschluß des Emopäischen 

Rates im Februar 1988 höchstens 1,2% des BNP für Ausgabenermächtigun;en 

um 1,3% des BNP für verpflichtun:rsermächtigungen, würde dzt. also für 

österreich rund 19 - 20 Mrd. ÖS betragen. Gleichzeitig würden daadt 

allerdings Subventionszahlun;en an die Landwirtsdla.ft, die dzt. für den 

Bun.1 9,3 Mrd. ÖS betragen, weitgehend überflüssig. Entlastende Effekte 

sollten sich auch durch Rückflüsse aus den übrigen m-Strukturfonds 

ergeben. 

Die bisher vorliegenden Arbe i tan karmen zu dem Schluß, daß sich das 

AnpassUD3serfordemis österreichs gegenüber dem EX;-Raum eher graduell als 

prinzipiell danach unterscheidet, in welcher Fenn und wie umfassend 

österreich am EX;-Binnemarkt teilnimnt, damit Einkcmnens-, Investitions­

um Beschäf ti9'UD3sverluste vennie:3en werden. 
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Untergruppe 4 "Per s,:,nengrenzkontrollen 11 

Der Aufgabenbereich 3er Untergruppe ist 3eshalb ein sehr ~assender, 

weil das Binnenmarktkonzept der Gemeinschaft die volle Beseitigung der 

Grenzkontrollen an den Grenzen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 

zueinander und die Verlagerung der Grenzkontrollen an die Außengrenze der 

Gemeinschaft vorsieht. Die Gemeinschaft wird zur Erreichung dieses Zieles 

sicherlich noch sehr schwierige Hindernisse überwinden müssen (z.B. auf 

dem Gebiete der Steuerharmonisierung). Der Weg hiezu ist aber durch die 

Einheitliche Europäische Akte vorgezeichnet. 

Im Zuge des von der Untergruppe vorgenamenen Vergleichs zwischen 

österreichischen Rechtsvorschriften und Verwaltungspraxis mit bestehendem 

Ge!reinschaftsrecht (gemeinschaftlicher Rechtsbesitzstand) konnten 

nachstehende Probleme identifiziert bzw. nachstehender 

integrationspolitischer Handlungsbedarf festgestellt werden: 

Im Paßrecht wäre eine Angleichung des österreichischen Reisepasses an das 

EXi-Muster (insbes. Wiedereinführung der Eintragung des Geburtsortes, 

Maschinlesbarkeit) erforderlich. 

Auf dem Gebiete des Fremdenpolizeiwesens stellt sich die grundsätzliche, 

auf pali ti scher Ebene zu entscheidende Frage einer Angleichung der 

österreichischen Sichtvermerkspolitik an jene der Gemeinschaft, die aber 

noch nicht ausformuliert ist. Ihre schließliche Fenn wird Wohl eine 

Resultante aus Sicherheitsüberlegungen und der Arbeitsmarkt- bzw. 

Beschäftigungssituation sein. Auswirkungen ergäben sich hiedurch auf die 

Oststaaten sowie auf Jugoslawien, die Türkei und andere. 

LegistiSChe Maßnahct'en sind zur Angleichung des Aufenthaltsrechts bei der 

Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer bzw. der Niederlassungs­

und Dienstleistungsfreiheit für Selbständige auf der Grundlage der 

Gegenseitigkeit (Gleichstellung von EXi-aÜIgern mit österreichischen 

Staatsbürgern) notwendig. 
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was die Personen- und Warenkontrollen L~ grenzüberschreitenden 

Reiseverkehr anlangt, wird der österr. integrationspolitische 

Bandlungsbedarf van Grad des Abbaues dieser Kontrollen (z.B. bei Steuern, 

Visapflicht in Frankreich) bestirrmt werden. Abgesehen von der Ubernahme 

des Gemeinsamen Zolltarifs der Ga~inschaft und deren AgrarmarktorCL~en 

würden österreichischersei ts je nach 1en Integrationsfortschritten 

innerhalb der Geneinschaft Maßnahm:m zu setzen sein, 1ie eine Verstärkung 

der Kontrollen an den Grenzen österreichs mit Nicht-EG-Staaten und den 

Wegfall der Kontrollen an den Grenzen zu den EX;-MS nach vollzogener 

Steuerha.z:Ironisiertm:} bzw. Zwischenfonnen zum Gegenstarrl haben. 

Legistische AD;leichungsmaßnahmen würden sich daher aus einer Ubernaane 

des gemeinsamen Zolltarifs der Gerooinschaft, des Zollrechts, der 

Ha.nlDnisierung der indirekten Steuern (~t, Verbrauchssteuem) sowie 1er 

admin~strati ven Verkehrsbeschränkungen u. ä. argeben. 

Eine Anpassung der österreichischen Flüchtlings- und Asylpolitik und 

-praxis an restriktivere Gemeinschaftsbestimmungen hätte legistische, 

personelle und budgetäre Konsequenzen - hohe Personal- und 

Materialkosten für den Aufoau eines EDV-Informationssysterns und für die 

Durchführung von Asylverfahren. 

Ein integrationspolitischer Handlungsbedarf ergibt sich auf dem Gebiete 

der VerbrechensbekänpfW'5 in Z\\lei Bereichen: 

a) Waffengesetzgebung: 

Angleichun; des österr. Waffengesetzes 1986; 

b) Suchtgiftgesetzgebung: 

Ratifikation der ON-Psychotropenkonvention 1971 und gleichzeitig der 

neuen, in Ausarbeitung befindlichen ON-Konvention gegen den 

unerlaubten Handel mitSuchtgiften und Psychtropensubstanzen, um den 

VOrsprung der m-MS in diesem Bereich aufzuholen; Probleme könnten 

sich hier hinsichtlich der Auslieferungsverpflichtung auch eigener 

Staatsangehöriger ergeben. 

Das tJbereinkcmnen zwischen den Regierun;Jen der Staaten der 

Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Oeutschlan:l und der 

Französischen Republik (Schengener Ubereinkcmnen) sieht den schrittweisen 

Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen vor. 
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Auf Einladung der "Schengener-Vertragsstaaten" haben exploratorische 

Gespräche zwischen einer österreichischen Beamtendelegation und den 

:1i tgliedern der "Zentralen Verhandlungsgruppe" dieser Vertragsstaaten am 

20. April 1988 in Brüssel stattgefunden. Eine Fortsetzung der Gespräche 

auf Expertenebene wurde vere inbart. 

Voraussichtlich Ende September 1988 sollen demnach Expertengespräche 

stattfinden, um die noch offen gebliebenen zahlreichen Detailfragen einer 

allfälligen engeren Zusarmenarbeit eingehend zu prüfen, den St.a.OO des 

Schengener "Acquis" ebenso wie die entsprechende österreichische 

Rechtslage und -praxis Um Detail zu erörtern und eine ausführliche 

Bestandsaufnahme in Form einer Gegenüberstellung des auf beiden Seiten 

gegebenen "Ist-Starrles" ("Synopsis") vorzunehrren. 
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Jntergruppe 5 "Finanz:iiensUeisttm;1en (Banken, 

Versicherungen, Börse, Kapitalmarkt, Kapitalverkehr) 11 

Die Untergruppe hat in einem bis ins Detail gehenden Vergleich 

österreichischer ~chtsvorschriften mi t diesbezüglich be re i ts bestehendem 

Gemeinschaftsrecht (Zusaamenstellun; österreichischer gesetzlicher 

Bestiarrungen, die im Integrationsfall aufzuheben, abzuän:iern oder neu zu 

schaffen wären; sh. Beilage) den integrationspolitischen Bandlungsbedarf 

österreichs erarbeitet. 

Die Untergruppe ist hiebei zu folgenden Schlußfolgerungen gelangt: 

Für eine kleine offene Volkswirtschaft wie die österreichische zeichnet 

sich die klare Zielsetzun; ab, den Stamard ihrer rechtlichen 

Rahmenbedingungen dem internationalen Niveau anzupassen - dies im 

Hinblick auf die weltweite Verflechtung des Finanzsektors ~ die 

derzei tigen internationalen Bestrebungen nach einer Hal:m:>nisierung des 

Allfsichtsrechtes ~ Stärkung der durchschnittlichen 

Solvabilitätssta.rrla.rds der Unternehmen dieses Sektors sowohl im Interesse 

seiner Stabilität als auch des Konsumentenschutzes. 

Zum "Ka~ita1verkehr· wurde festgestellt,. daß, wenn:;leich die 

österreichischen Devisenbestimnungen bereits jetzt verhältnismäßig 

liberal sind bzw. liberal gehandhabt werden, der LiberalisieruD:]sstandard 

österreichs doch am Ende der industrialisierten &;-Mitgliedstaaten 

geortet werden muß. Im Zuge einer weiteren Liberalisierun; des 

Kapitalverkehrs nilssen jedoch die Aspekte der Wechselkursstabilität und 

der aakroökcnanischen Pol i tiken insbesoIXiere im Hinblick auf die 

"furx!amentals" berücksichtigt ~ Vorsorge für den Fall einer Bedrohung 

der InlandswähruBJ getroffen werden. Eine weitere AD:jleichtmj der 

österreichischen Devisenvorschriften sollte daher in der FOllD erfolgen, 

laB evtl. negative Auswirkungen auf das österreichische Währungssystem 

rechtzei tig korrigiert weden können. In diesem ZusanJDeIlhaB; dürfen auch 

Kapitalfluchtproblene aus steuerlichen GrI1rrlen nicht außer Acht gelassen 

werden, ebenso aber auch Prablerre, die sich aus unverhältnismäßig hohen 
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Kapitalzuflüssen aus solchen Gründen ~rgeben könnten. In diesB~ 

Zusammenhang Wlir3e auch auf das jüngste Konsultationspapier des 

"Cooke-Gomrnittees" hingewiesen, das einen Verhaltenskodex, insbesondere 

aber'den Grundsatz der Kundenidentifizierung zur Vermeidung des 

krÜTIinellen Mißbrauches des Bankensystems zum Zwecke der 

"Geldreinwaschung" vorschlägt. 

Zur Erreichung einer vollen Integration österreichs muß vor allem 

vermieden werden, daß durch diskriminatorische Beschränkungen des 

Kapitalverkehrs das öffentliche Vertrauen des Auslandes in die 

Durchlässigkeit der österr. Kapitalgrenzen geschädigt wird. Auch im 

Nichtintegrationsfalle stünde einer entsprechenden österreichischen 

Liberalisierung grundsätzlich nichts Um Wege, falls die in der 

Gemeinschaft vorgesehene völlige Liberalisierung des Kapitalverkehrs 

"erga annes" erfolgen sollte. Die "fact finding-talks", die mit der 

EG-Kommission Mitte Mai d.J. stattfanden, haben den Eindruck verstärkt, 

daß die Gemeinschaft größtmögliche Freiheit des Kapitalverkehrs auch 

gegenüber Drittstaaten anstrebt und koordinierte Reaktionen nur Um Falle 

einer ernsten Bedrohung zu erwarten sind. 1m Falle einer Devisenkontrolle 

wären allerdings Gegenseitigkeitsfolgen in der Gemeinschaft möglich. 

Auf folgenden Gebieten des Kapitalverkehrs wären zu einer völligen 

Liberalisierung noch unbedingt weitere Schritte zu setzen: bei 

Direktinvestitionen, bei Wertpapieremissionen, beÜTI Wertpapierverkehr, 

beim Irt'Irobilienverkehr und bei der Gewährung und Rückzahlung von 

Krediten, die in Verbindung mit Handelsgeschäften oder Dienstleistungen 

stehen, an denen ein Gebietsansässiger beteiligt ist. 

Die EG hat sich vor alle'1\ die für die Vollendung des Binnenmarktes ün 

Bankensektor unbedingt erforderliche Harmonisierung der Bankenaufsicht 

und die Stärkung der durchschnittlichen Solvabilitätsstandards der Banken 

zum Ziel gesetzt, um die Einleger und Anleger zu schützen sowie die 
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3tabilität des aankensystems zu gewährleisten. Wesentliche 

Harmonisierungserfordernisse sind die Definition der Eigenmittel von 

Banken im Zusa.ttrtenhang mit den 3olvabilitätskoeffizienten, die Begrenzung 

des Großkreditrisikos und die Einlagensicher.mgssysteme. Der ~hl im 

sogenannten nCooke-Papiern als auch in der EG-Richtlinie angestrebte 

KOeffizient setzt die Eigenmittel einer Bank in Beziehung zu dem 

risikobereinigten Wert seiner Aktiva und zu den außerbilanzlichen 

Geschäften. Der im Laufe der Jahre entwickelte Ansatz der 

Risikogewichtung wird nunmehr weitgehend als geeignetstes und 

flexibelstes Maß für die Berechnung der Solvabilität anerkannt, da dieser 

Ansatz den unterschiedlichen Risikograd der verschiedenen Aktiva und 

außerbilanzlichen Positionen am besten berücksiChtigt. Einfachere 

Koeffizienten, wie der im österreichischen Kreditwesenqesetz enthaltene, 

die nicht zwischen den verschiedenen Arten von Aktiven und 

auBerbilanzlichen Engagements und den mit ihnen verbundenen Risken 

unterscheiden, wür:1en unterstellen, daß die Eigenkapitalerfordernisse für 

alle Arten von Geschäften gleich sind. 

Abgesehen davon, daß hinsichtlich der An.rechenbarkei t von 

Eigenkapitalsurrogaten noch einige Probleme bezüglich der Vorzugsaktien, 

des Partizipationskapitals um des Kapitals mit schuldrechtlichen 

Elementen zu lösen sind, wird österreichischerseits noch die im EX;-Recht 

vorgesehene Neubewertungsrücklage, der Fonds für allgemeine Bankrisken 

sowie die Anrechenbarkeit gewisser stiller Reserven zu berücksichtigen 

sein. Der m-Vorschlag für eine Solvabilitätsrichtlinie sieht weiters 

vor, daß Bankkredite an Zentra..1banken und Zentralregierungen in 

Drittstaaten sowie laD;fristige Bankkredite an gemeinschaftsfrende Banken 

risikoreicher bewertet werden und mit einem höheren Gewicht in den Nenner 

des Solvabilitätskoeffizienten eingehen. Es wird zwar eingeräumt, daß 

dieses sogenannte "Clubkonzept" auch auf Grurx! von internationalen 

Ubereinkünften auf Drittstaaten angewendet werden kann~ Voraussetzung für 

diese GleichbehandlUD; ist jedoch, daß die Risken insbesondere im Fall 

der Banken als gleichwertig angesehen werden. Diese Voraussetzung 

beinhaltet eine weitgehende Annäherung der bankaufsichtsrechtlichen 

Besti.nmun;en in den Dri ttländern an jene der EG-Richtlinien. 
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Ein Ausschluß Österreichs aus :::liesern "Clubi<onzept" wür:ie im Nicht.bei­

trittsfall bei der vorgesehenen diskriminatorischen Risikogewichtung der 

Forderungen graviererrle Auswirkungen auf die österreichische 

Staatsschuldenverwaltung und das österreichische Bankwesen haben. 

Weiters würde eine Nichtangleichung an das EG-Konzept die Frage der 

Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit im Bankwesen als 

sehr problerratisch erscheinen lassen. Der vorerwähnte 

ffi-Richtlinienvorschlag lehnt sich sehr stark an das "Baseier AbkCl'!lTen" 

an, welches nur für grenzüberschreitend tätige Banken gelten soll. In der 

ffi-Kommission stLmrnt ~ jedoch mit der Meinung des BMfFin überein, daß 

Ordnungsregeln nicht zwischen grenzüberschreitenden und lokal tätigen 

Banken unterscheiden können. 

Im Bereich des Börsewesens besteht zur Zeit kein aktueller 

integrationspolitischer Handlungsbedarf österreichs. Eine autonome 

Anpassung, beispielsweise für den K~~lex der Prospekt- und 

Informationspflichten, wäre jedoch jedenfalls vorzusehen. 

~'Jas den "Kapitalmarkt" anlangt, wurde festgestellt, daß das 

~rtpapieremissionsgesetz trotz gewisser Selbstverwaltungselemente 

(Kapitalmarktausschuß) relativ restriktiv ist. Im Beitrittsfall ist auch 

hier ein Handlungsbedarf zur Öffnung des österr. Kapitalmarktes gegeben. 

Jedenfalls rußten diskriminatorische Ermessensentscheidungen gegenüber 

Emittenten anderer ~~itgliedstaaten ausgeschlossen sein. 

Der österreichische Versicherungsmarkt ist dadurch gekennzeichnet, daß 

mehr als die Hälfte des gesamten Marktpotentials auf 

Versicherungsunternehrren mit Sitz in einem EG-Mitgliedstaat entfällt. Der 

Anteil der österr. Beteiligungen an VersicherungsuntemehaEn im ffi-Raurn 

ist hingegen geringfügig. Der Grundsatz des Verbraucherschutzes ist im 

österr. Versicherungswesen besorrlers ausgeprägt. Auch im Beitrittsfalle 

ist damit zu rechnen, daß dieser politisch, ökonanisch und sozial 

notwendige ~~assende Versichertenschutz auch bei Dienstleistungsfreiheit 
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zumindest in den ~ssensparten unverändert bleiben wird. Ein 

intagrationspolitischer Handlungsbedarf best~t vor allem bei der 

international als Kuriosum e!l1?fundenen fünffachen Versicherungssteuer für 

die Entrichtung von Prämien an ausländische Versicher\lD3'sunternehmen. 

Eine autoncme Anpassung der österr. Vorschriften an das Niederlassungs­

um Dienstleistungsrecht der EX; ist jedenfalls nicht dazu geeignet, eine 

Gleichbehandlung von österr. Versicherem und Versicherem mi t Sitz im 

m-Raum herbeizuführen. 
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Untergruppe 6 "Verkehr, insbesondere 

EG-Gütertransitverkehr" 

Die Untergruppe ist in ihren Mbeiten mit Problemen konfrontiert, die der 

"Q,ladratur des Kreises" nahe karmen. Sie ergeben sich aus der 

geographisch/geopolitischen Lage österreichs (Randlage, Binnenstaat, 

Transitland, Verkehrsdrehscheibe, Frearlenverkehrsland), den sich daraus 

ergebenden Zielkonflikten bzw. den verschiedenen ordnungspolitischen 

Vorstellungen und finden nicht zuletzt auch in den Stellungnahmen der 

Sozialpartner in der Untergruppe ihren Niederschlag. Die 

Bundeswirtschaftskammer betont das groBe Interesse der österreichischen 

Wirtschaft an einer Teilnahme am Europäischen Verkehrsmarkt. Der 

österreichische Mbeiterkammertag vertritt die Auffassung, daß hiebei auf 

österreichische Err'uD;enschaften - vor allem im Bereich der Mbei ts- und 

Sozialrechte - nicht verzichtet werden darf. 

Im Zusammenhang mit dem österreichischen Integrationskonzept stellt sich 

die wesentliche Frage, ob österreich seine aus der schon bestehenden 

engen Verflechtung und aus seiner spezifischen Situation sich ergebenden 

Probleme besser als Mitgliedstaat der Gemeinschaft oder als Drittstaat 

lösen kann. 

In der Gerreinschaft wird verkehrsspezifischen t.Jrtrweltschutzmaßna.l"m:!n 

derzeit gerin;erer Wert beigemessen als in österreich. Als Ausweg bietet 

sich möglicherweise an, daß der EWG-Vertrag in den Mtikeln 36, 56 und 66 

die MögliChkeit der Ergreifung von Maßnahmen zum Schutze der Gesundheit 

vorsieht; für den Verkehrs sektor gibt es im EN:;-Vertrag keine analoge 

Bestirmung. Der juridische Dienst der m-Kallnission schließt aber eine 

analoge Anwendung dieser Bestimmungen auf dem Verkehrssektor nicht aus. 

Eine Judikatur des Europäischen Gerichtshofes hiezu gibt es noch nicht. 
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Die Aufgabe der Untergruppe wird auch dadurch erschwert, jaß: 

- die Europäischen Gemeinschaften eine gemeinsame Verkehrspolitik erst 

ansatzweise verwirklicht haben; 

- in vielen m-Bereichen bislang nur Grurrlsätze bzw. Rahmenregelungen 

vorliegen, die eine detaillierte Beurteilung noch nicht zulassen; 

- außerdem in vielen Bereichen noch imner - urrl zum Teil höchst 

unterschiedliche - Regelungen der einzelnen EG~~tgliedsstaaten gelten. 

Nichtsdestoweniger zeigt sich schon jetzt, daß sowohl die Beibehaltung 

des status quo als auch jede Form einer weiteren Annäherung österreic.~s 

an die EG zum Teil beträchtliche Auswirkungen für die auf dem 

Verkehrsmarkt tätigen österreichischen Unternehmen haben wird. 

Hinsichtlich der finanziellen Konsequenzen dürfte der :nakroökonomische 

Saldo beim Straßenverkehr positiv sein, eine negative Bilanz ist für die 

Bahn zu el:Warten: Die bereits bestehende schlechtere 

Wett:berwerbsausgangsposition der Bahn wird noch dadurch verschärft, daß 

der Straßenverkehr im Gegensatz zum Schienenverkehr durch 

Gemeinschaftsregelungen weiter begünstigt wird. 

Hinsichtlich des Personenverke~~s können folgende ~Schlußfolgerungen 

gezogen werden: 

Das m-~t im Bereich "Personenverkehr" ist - ausgenoamen der Verkehr 

mit Autobussen - noch sehr rudinentär. Die Zielset~en österreichs un.1 

der &; sind jedoch ähnlich. Die mit dem PKW-Transit verburrlenen Probleme 

sind bislang in der Öffentlichkeit nicht in dem Maße diskutiert worden 

wie die des Straßengütertransits. Auch im Personenverkehr ist zweifellos 

großer Handlungsbedarf gegeben. 

Im Bereich des "Güterverkehrs" ist die Untergruppe im wesentlichen zu jer 

Schlußfolgerung gekommen, daß dieser Bereich Interessenunterschiede 

grundsätzlicher Natur aufweist und daher auch die größten 

AnpassungSSchritte erfordert. Manche vcm &;-R.echt abweichende 

österreichische Regelung erscheint aus derzeitiger Sicht unverzichtbar 

(insbesoIXiere im Bereich des StraßeIlgÜterverkehrs). Jede Annänerung 

österreichs an die EG dürfte - nach Auffassung der Untergruppe - deshalb 
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nur schrittweise bzw. mit effizienten tlbergangsbestirrmungen sowie unter 

Berücksichtigung grundsätzlicher verkehrs- und umweltpolitischer 

Uberlegungen erfolgen. 

Im Bereich des "Nachrichtenverkehrs" existiert bereits eine 

internationale Zusanmenarbeit mit dem Ziele, durch ein gemeinsaaes 

Norm~sprogramn einen offenen um ein.hei tlichen Markt für 

Telekommunikationsnetze und -dienste zu schaffen. Die erforderlichen 

Anpassungsschritte halten sich daher in Grenzen. Eine Angleichung der 

österreichischen Postgebühren an jene der Gemeinschaft wirft Probleme auf. 

Im "Straßenverkehr" stellt sich insbesondere auch die schwierig zu 

lösende Frage der Harmonisierung der Abmessungen und der Gewichte sowie 

jene des Umweltschutzes durch fahrzeugtechnische Maßnahmen. In österreich 

gelten zum Teil w:!sentlich stre~ere Nonnen als im Bereich der EX;. 

Zum "Schienenverkehr" bemerkt die Untergruppe, daß durch die für 1992 

geplante Herstellung der Dienstleistungsfreiheit die europäischen 

Eisenbahnen unter zusätzlichen Wettbewerbsdruck geraten werden, ohne in 

der EG-Verkehrspolitik mit Flankenschutz rechnen zu können. Im Bereich 

der Eisenbahnen ist deshalb ein relativ großer Handlun:Jsbedarf gegeben, 

um sie im Rahmen des europäischen Verkehrsmarktes w:!ttbewerbsfähig zu 

machen. 

Im Bereich der "Schiffahrt" ist eine signifikante Zunahme der 

Verkehrstätigkei~ zwischen österreich und dem EG-Raum für die Zeit nach 

der Eröffnun:J des Main-Donau-Kanals (voraussichtlich ab 1992) zu erwarten. 

FÜr österreich ergeben sich - mit Ausnahme der Konfrontation der DDSG mit 

einem liberalen Markt - keine schwerwiegenden Probleme. Ein EG-Beitritt 

österreichs würde allerdings für die österr. Binnenschiffahrt einen 

zusätzlichen Harmonisierungsdruck und eine allfällige Freigabe der 

Kabotage mit sich bringen. 

Auf dem Gebiet der "Luftfahrt" wird sich österreich - auch unabhängig von 

einem eventuellen EG-Beitritt - den sich auf dem internationalen Markt 

abzeichnenden Liberalisierungs- und Konzentrat ions tendenzen nicht 
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entziehen können. Alle Entwicklungen innerhalb :ier EX; - wie auch in :Jen 

Beziehungen der EG zu Nicht-EG-Staaten - deuten auf eine DiskrUninierung 

jener Staaten hin, die "draußen" bleiben. Die Untergruppe kommt daher zu 

der Schlußfolgerung, daß - bei sorgfältiger Abwägung aller Für und Wi:Jer 

hinsichtlich einer marktwirtschaftlich orientierten Luftverkehrspolitik -

österreich durch mehr Initiative sowohl des Staates als -auch der 

betroffenen Unternehmen mehr gewinnen kann als durch das sonst 

unvermeidbar erforderliche Nachvollziehen. 

Der "Transitverkehr" durch österreich gehört zu den größten Problemen der 

österreichischen Verkehreeolitik. Die Transitproblematik stellt sich 

allerdings unabhängig von den Bemühungen österreichs lll'Q eine Teilnahme am 

m-Binnenmarkt. Die Ausgan;spositionen zwiscbm der Gemeinschaft 

(Hauptziel: freie und un:Jehinierte Durchfahrt) und österreich (Begr~nzung 

des Transitverkehrs auf diejenigen Verkehrssträne, deren kürzest~ Weg 

durch österreich führt: Verlagertm;J des Transitverkehrs von der Straße 

auf die Schiene) sind höchst unterschiedlich. 

In Anbetracht dieser sehr großen Interessenkollisionen und 

Auffassungsunterschiede grundsätzlicher Art hat die Bundesregierung das 

Transitproblem aus der Behanilung der all;en2inen Verkehrsbeziehungen 

österreichs zu den EX; ausgeklaamert. In Verhandlungen mit der 

Geneinschaft wird dzt. versucht, insbesondere für den Gütertransitverkehr 

gemeinsam mit der m-Kcmnission möglichst EX;-konfonne Ißsungen zu finden, 

die den Schutz der Gesundheit und der Umwelt gewährleisten und von der 

Bevölkerung akzeptiert werden. 

Der Ausbau der Infrastruktur für den alpenquerenden VerkelU:- ist nur auf 

internationaler Ebene zu finanzieren. Nach Vorliegen und Abstirmumg der 

Schieneninfrastrukturkonzepte müssen diesbezügliche Verhandlungen 

aufgencmnen werden. 

Die Untergruppe kc:mnt allgemein zum SchlUß, daß :Jer europäische 

Binnenmarkt - unabhängig von einem eventuellen Beitritt österreichs -

bedeutende und vielfältige Auswirkungen auf ÖSterreich haben wird. Eine 
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konkrete Analyse ist in vielen Bereichen aber derzeit angesichts of~nals 

fehlender EG-Regelungen sehr schwierig. Für die österreichische 

Verkehrswirtschaft weclen sich zusätzliche Marktchancen ergeben, wobei 

zweifellos die Schienenverkehrsunternehmen benachteiligt sind. 

Makroökonanisch ist eine Fülle von Problemen zu erwarten (nicht nur im 

Transitverkehr), die in der EG-Grundkonzeption eines freien Binnenmarktes 

ihre Begründung haben. Mangels detaillierter m-Vorschriften können dabei 

die Auswirkungen vieler Gemeinschaftszielsetzungen im Verkehrsbereich auf 

österreich derzeit noch nicht endgültig beurteilt werden. 

Da die österreichische Verkehrspolitik viele Bereiche bisher bilateral 

geregelt hat, stellt sich auch die we~entliche Frage, inwieweit diese 

bilateralen Vereinbarungen mit den ~~itgliedstaaten auch in Hinkunft 

Geltung besitzen weclen bzw. zu welchem Zeitpunkt die EG-Mitgliedstaaten 

verhalten sind, wegen des Uberganges der Sachkompetenz auf die 

Gemeinschaft bestehende Vereinbarungen mit österreich aufzukündigen. 

Als weiterer Problembereich ist das künftige europäische 

verkehrspolitische Ost-west-Verhältnis zu sehen. Derzeit sind 

diesbezüglich im EG-Bereich nur Konturen von Lösungen festzustellen. FÜr 

die österreichische Verkehrspolitik ist diese Frage aber von essentieller 

Bedeutung, denn sie muß beide verkehrspolitische Regelungsfelder 

berücksichtigen. 

Zusanmenfassend weist die Untergruppe ooch darauf hin, daß im Rahnen 

des Integrationsprozesses zweifellos eine Fülle von Detailvereinbarungen 

bzw. Ubergangsbestimnungen erforderlich sein wird, damit :lie im Entwurf 

des österreichischen Gesamtverkehrskonzeptes verankerten Zielsetzungen 

nicht durch m-Regelungen zunichte gemacht werden. 
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Untargruppe 7 "Geistiges und Gewerbliches Eigentum 

sowie Gesellschaftsrecht und iolettbewerbsrecht" 

Oie Untergruppe ist mit ainer Vielfalt von Aufgabenbereichen befaßt, 

insbes. mit Handels- und Gesellschaftsrecht, Prcrlukthaftpflicht, 

Urheberrecht einschließlich ParallelirrpJrten von Schallträgern, 

Halbleitern, Patent-, Marken- um Musterschutzrecht, Wettbewerbsrecht, 

Kartellrecht um Schutz vor widerrechtlich nachgeahmten waren. 

Oie Untergruppe hat nicht nur dem ihr erteilten MaOOat entsprecheni mi t 

dem Rechtsvergleich begonnen, um den integratioospolitischen 

Handlungsbedarf festzustellen; sie ist in der Zwischenzeit zu ganz 

konkreten Ergebnissen gelangt (Produkthaftpflichtgesetz, 

Insiderrichtlinie, Entwurf für ein EG-kompatibles österr. 

Rechnungslegungsgesetz). 

Auf dem Gebiete des Barrlels- um Gesellschaftsrechts wurde mi t der 

PrÜfung von einschlägigem EG-Recht begonnen, wobei die Gruppe bereits zu 

einigen vorläufigen Schlußfolgerun;en gelangen konnte. Im einzelnen 

handelt es sich hiebei um die EH;-Verordnung betr. die Europäische 

wirtschaftliche Interessenvereinigung , die Richtlinie zur Koordinierung 

der Rechte der EXS-Mitgliedstaaten betr. die selbstäIXiigen 

Handelsvertreter, die so;enannte "Versclm:!lzungsrichtlinie" (betrifft die 

nationale Fusion, d. i. die Verschnelzung durch AufnabDe oder Neubildung 

bei der AG) uni die so;enannte "Spaltungsrichtlinie" (betr. die Spaltung 

durch tTbertragung auf mehrere Gesellschaften und die Spaltung durch 

Gründun;; neuer Gesellschaften bei der AG). 

Auf dem Gebiete des Urheberrechts und hier speziell des Kabelrunifunks 

konnte festgestellt werden, daß das österr. Urheberrechtsgesetz mit der 

ID-Regelung kompatibel ist. 

I 
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In diesem Bereich befaßte sich die Untergruppe auch mit aineln Vorbringen 

des österreichischen Arbeiterkammertages betr. die ParallelLmporte von 

Schallträgern.Im Zuge der Arbeiten an einem neuen Kartellgesetz haben 

sich die Sozialpartner Ende des Jahres 1987 grundsätzlich auf die 

ErmÖglichung von Parallelirnporten von Schallträgern nicht nur 3US den 

Mitgliedstaaten der EWG, sondern auch der EFT.A geeinigt. Diese Regelung, 

die keine Nachlizenzierung vorsieht, soll als Änderung des 

Urheberrechtsgesetzes gemeinsam mit dem neuen Kartellgesetz beschlossen 

werden und am 1. Jänner 1990 in Kraft treten. 

Auf dem Gebiete des Halbleiterschutzes wurde ein EG-kompatibler Entwurf 

eines Bundesgesetzes über den Schutz der TOpographien von 

mikroelektronischen Halbleitererzeugnissen (Halbleiterschutzgesetz) 

erstellt, der nurmehr als Regierungsvorlage eingebracht worden ist. 

österreich ist Vertragsstaat des Europäischen Patentübereinkcmnens. Im 

Rahmen des sogenannten "follC1oi-up von IAlxemburg" W'erden die EG­

Aktivitäten auf dem Gebiet des Patent-, Marken- und Musterschutzrechtes 

aufmerksam verfolgt. Die Frage, ob es in den vorgenannten Bereichen zu 

Vereinbarungen mit der Gemeinschaft kommen wird, läßt sich zur Zeit nicht 

eindeutig beantworten. 

Auf dem Gebiete des Wettbewerbsrechts im engeren Sinne, wie es von der 

Projektgruppe ~egrenzt wurde, gibt es im EG-Rechtsbestand nur eine Norm 

und zwar zur Angleichung der Rechts- und VerwaltWXJsvorschriften der 

Mi tgliedstaaten über die "irreführende Werbung". Ein Vergleich des 

österr. Wettbewerbsrechtes, insbes. des UWG, mit dieser Richtlinie zeigt, 

daß das österr. Recht den m-Anforderungen entspricht. Eine weitere 

Annäherung österreichs an die EG bedingt somit auf diesem Gebiet keine 

legistische Maßnahme. 
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Art. 23 des FHA ö,lElolG und Art. 19 des FHA ö/EGKS enthalt~n Bestimnungen, 

die den kartellrechtlichen BestDnmungen des EWG-Vertrages nachgeoildet 

sind, sodaß man auf jieser sehr allgemeinen Ebene von tlbereinstiCltIll.lD:J 

sprechen kann. Diese Bestimnungen sioo durch die Erlassung 

innerstaatlicher Vorschriften konkretisiert worden. 

Die notwendige Konkretisierung der BestÜDnungen des EWG-Vertrages erfolgt 

durch Gemeinschaftsrecht, und zwar durch Verordnun;en des Rates und der 

Ka1rnission; das Kartellrecht der EX; befiniet sich daher in ständiger 

WeitarentwicldUD;. Maßgeblichen Anteil an dieser Weiterentwicklung hat 

aber auch die Rechtssprechllnj des Europäischen Gerichtshofes. 

Diese Situation führt zwangsläufig dazu, daß sich das Kartellrecht der 

Gemeinschaft und österreichs - trotz weitgehender -Ubereinstinm.mg im 

Grt.lOOsätzlichen - in der konkreten Anwendung nicht in allen Einzelheiten 

parallel entwickelt. An dieser Situation wird sich durch den Entwurf 

eines Kartellgesetzes 1988 nichts ändern. 

Die Gemeinschaft hat zum Schutz vor unerlaubter Nachahmung von Mren 

Rechtsbestirrmun;en erlassen. Diese wurden aber noch nicht von allen 

EX;-t\iitgliedstaaten in nationales Recht transponiert. Im Rah1ren des 

"follow-up von Luxemburg" finden zwischen den EFrA-Staaten uOO der 

EG-Kommission Gespräche statt, die auf den Erlaß EG-kompatibler 

RegelUD;en in den einzelnen EFl'A-Staaten hinauslaufen. Der arückenschlag 

zwischen bestehen:iem EXi-Recht und dem nationalen Recht in den einzelnen 

EFl'A-Staaten soll durch Vereinbartm]en mit der Gemeinschaft ("bridging 

arraD;ements ") herbeigeführt werden. 
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Untergruppe 8 "Fbrschung und tachnologische Entwicklung" 

Bei den Arbeiten der Untergruppe stehen Form und Inhalt der 

. Zusamrenarbeit ~terreichs mit 1er Gerreinschaft und nicht so sehr 

Rechtsvergleiche und der daraus abzuleitende integrationspolitische 

Handlungsbedarf im Vordergrund. 

Die ständigen Bemühungen österreichs und anderer EFtA-Staaten haben dazu 

geführt, daß die Ge!Ieinschaft sich nurunehr in zunehmendem Maße zu einer 

über den Rahmen von (D3T hinausgehenden wissenschaftlich- technischen 

Zusamrenarbeit bereit zeigt. SO konnte eine projekbileise Teil.nabDe an den 

früher nicht zugänglichen strategischen Progranmen der Geneinschaft wie 

EIJAAM (neue Werkstoffe), RACE (!1Ddeme KcmtllIlikationsteclmologien) und 

ESPRIT (Informationstechnologie) erreicht werden. Die volle, d.h. 

programmweise Beteiligung der EFTA-Länder ist allerdings vorläufig nur 

bei Programnen von allgemein wissenschaftlichem Interesse vorgesehen. 

Die projektweise Teilnahme ist als gezielter Einstieg in die 

m-ForschlmJs- und Technologieprogranme in einer ersten Phase gut 

geeignet und den derzeit in österreich vorhandenen Kapazitäten ~epaßt. 

Die Teilnahmebedingun:;Jen sind jedoch für österreichische Partner deutlich 

ungünstiger als für m-Partner. Vor allem die Auflage, zwei Partner in 

zwei verschiedenen m-Ländern zu finden (2+l-Regel) und die 

Notwendigkeit, den der EG-FörderlmJ entsprechenden Kostenanteil des 

österreichischen Partners gesondert durch österreichische 

Förderungseinrichtungen finanzieren zu müssen, stellen wesentliche 

Nachteile dar. 

Erst 1ie programnweise Teilnahme erlaubt jene weit stärkere Einbindung in 

die Forschungs- und Entwicklungsprogramne der m, die berei ts in der 

RegierungserkläruD;J van 28.1.1987 postuliert wird. Die Programnteilnahme 

ist mit der Verpflichtung verbunden, zum jeweiligen Progranmbudget der m 
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einen Beitrag ents~rechend dem BIP-Anteil zu leisten (üu Falle 

österreichs derzeit 2,66 %). Die Gegenleistung der EG für die 

Beitragszahlungen in FODn von Förderungszuschüssen für österreichische 

ProjektteilnehCDer hängt vom Erfolg der österreichischen Beteiligun:;;en bei 

den Prograamausschreibungen ab. 

Die anzustrebende gleichberechtigte Mitarbeit 5sterreichischer Partner an 

den EG-Forschungs- und Entwicklungsp:ro;ramnen kann über eine projektweise 

Teilnahme nur unvollständig erreicht werden. Die M::>bilisierun; und 

Stimulierung der europäischen Forschun; und technologischen Entwicklun;, 

~ie sie durch die m-Progranme beabsichtigt ~ird, kann nur dann auf 

österreich übertragen werden, wenn es Be re i tschaft zu einer über die 

projektweise Teilnahme hinausgehenden Zusaamenarbeit mit der GeaeinschaEt 

auf dem Forschungs- und Technologiesektor bekundet. Voraussetzun;J für 
eine erfolgreiche programrweise Teilnahme sind vetmehrte Anstrengungen, 

um österreich in die Lage zu versetzen, die Herausforderung der 

europäischen Forsc."lungs- und Technologiegemeinschaft zu aeistern. Das 

iooustriepolitisch~ Ziel der eündelung von Human- und Finanzressourcen 

und der Ankurbelung von Investitionen für industrielle Innovation durch 

Verflechtung grenzüberschreitender europäischer Forschungs- und 

&ltwicklUDjskooperation wird für österreich jedenfalls nur bei voller, 

gleichberechtiger Teilnahme V'er!.tiirklicht werden können. 

Die europäische Forschungsinitiative ElJREKA, an der österreich zus&tmen 

mi t allen m-Staaten, den anderen EFTA-Ländern, der Türkei und der 

EG-KOmmission als gleic~rechtigter Partner mitarbeitet, bietet vor 

allem im Bereich der marktnahen Industrieforsc:hun;J hervorragende 

~lichkeiten, die Forschungskooperation mit der Gemeinschaft zu 

ergänzen. 

Durch die Teilnahme an gemeinsamen Projekten wird nicht nur der Zugang zu 

bereits im Rahmen von EG-Pro;ramnen entwickelter Technologie erleichtert, 

sondern auch deren spätere UtIsetzung vorbereitet. Die Ubernahme des 

EIlREKA-Vorsi tzes 1988/89 bedeutet eine Wlirdigun; der aktiven Rolle 

österreichs in dieser Forschungsinitiative und verspr.icht einen 

zusätzlichen AnstOß zur Verwirklichung der umfassenden Teilnal'me 

österreichs an der europäischen Forschungskooperation. 
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Untergruppe 9 "Freizügigkeit und Niederlassungsfreiheit, Erziehung 

und berufliche Ausbildung, gegenseitige Anerkennung von Diplomen" 

Die Untergruppe hat eine detaillierte Prüfung des sehr vielfältigen 

Fragenkomplexes "Freizügigkeit der Arbeitnehmer" und 

"Niederlassungsfreiheit sowie freier Dienstleistungsverkehr für 

selbständig Erwerbstätige" vorgenommen, der einen wesentlichen 

Bestandteil der Freiheit des Personenverkehrs und des angestrebten 

"Europa der Bürger" bildet. Zur Vertiefun; der Untersuchung, Beschaffung 

ergänzender Informationen und kompetenter Erläuterung der Rechtslage in 

der Gemeinschaft wurden von Vizekanzler Dr. Mock und 

EG-Kommissionsmitglied De Clercq anläßlich der ersten bilateralen High 

Ißvel Talks in Wien im Oktober 1987 fact finding-talks mi t der 

EG-Kommission vereinbart. 

Die erste Gesprächsr .. mde hat am 25. Februar 1988 in Brussel 

stattgefunden. Diese Unterredungen betrafen unter Weglassung der 

institutionellen Aspekte die volle Teilnahme österreichs an der Substanz 

des Integrationsprozesses im gesamten sektor der Freizügigkeit. 

österreich hat damit in konsequenter Durchführung seines umfassenden 

Integrationskonzeptes das Gespräch mit der EG-Kammission über eine 

weitere bisher nicht behandelte "Freiheit" des Binnenmarktprogramms 

aufgenommen. Das durch die österreichische Delegation gezeigte 

Integrationsinteresse wurde seitens der EG-Kommission sehr positiv 

aufgenommen. Besorrlers konstruktiv war dabei die Haltung der 

Repräsentanten der Burrlesländer sowie der Interessenvertretungen. 

Die EG-Kommission zeigte sich auch in den derzeit noch im Rat in 

Behal"rllun; stehenden Fragenbereichen (insbes. Anerkennung der Diplare) 

auskunftsbereit. Durch das Angebot der EG-Kommission, in Zukunft 

jederzeit für zusätzliche fachliche Inforrnationsgespräche zur Verfügung 

zu stehen, konnten für die weiteren österr. Integrationsbemühungen sehr 

wichtige Arbeitskontakte geschaffen werden. 
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Von Kommissionsseite wurden das österr. Integrationsinteressa und die 

liberale Grundeinstellung der österr. Gesprächspartner beson::iers 

gewürdigt. 

Aus der bisherigen Arbeit können folgende wichtige Schlußfolgerungen 

gezogen werden: 

1. Statistisch belegte Erfahrungen in den EX; zeigen, daß die 

Herstellung der Freizügigkeit zu keinen ,roßen ~anderungsbewegungen 

führt. Nach übereinsti.rtmender Auffassung der österr. Experten wäre 

bei Herstellung der Freizügigkeit zwischen österreich wxi der 

Geal!inschaft :niteiner gewissen EntlastUD;i des österr. 

Arbe i tsmarktes zu rechnen. 

2. Dn ges&~en Bereich der Freizügigkeit und NieJerlassungsfreiheit 

wäre eine Liberalisierung nicht mittels autonomer österreichischer 

Maßnahmen, son::iern nur auf Grundlage von Gegenseitigkeits­

vereinbarungen m3glich. Der "acquis ccmnuna.utaire" auf dem Gebiet 

"Freizügigkeit und Niederlassungsfreiheit" umfaßt eine Fülle von 

Einzelrichtlinien und Verordnungen. Punktuelle !Ösungen 

(Gegenseitigkeitsvereinbarungen über einzelne dieser Richtlinien und 
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Verordnungen) scheinen nicht an;ezeigt, da eine AuSSewogenheit der I 
rasten um Vorteile für alle betroffenen Sektoren in österreich ~ 

bei einer GesamtlÖS\lDil gewährleistet werden könnte. I 
AD:;Jestrebt werden müßte daher eine bereichsübe;greifende 

Vertragslösung, die den gesamten "acquis caIIDllIlautaire" lmfaßt und I 
auch RegelllD3en für :lie Obernahme der für die Vollendung des 

Bimemarktes noch erforderlichen Gemeinschafts-Maßnahnen enthält. 

Eine derartige bereichsübergreifen::ie Gesamtlösung würde in großen 

Zügen folgenden integrationspolitischen Handlungsbedarf für 

österreich ergeben: 

a) Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

Vereinbarun:;J des freien ZugangS für ro-Bürger, gestützt auf 

S 1 Abs. 3 Auslänlerbeschäftigungsgesetz; , 

Angleichung des Aufenthaltsrechtes (Somerregelung für 

ro-Bilrger entsprechend dem Gemeinschaftsrecht) ; 
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Niederlassungsfreiheit und freier Dienstleistungsverkehr der 

Selbständigen: 

gewerbliche, kaufmännische und handwerkliche Tätigkeiten: 

Ubernahme der Ubergangsregelungen der EG (gewerbliche 

Tätigkeit bestimmter Dauer in einem EG-Staat als Ersatz für 

den österreichischen Befähigungsnachweis); 

Anpassung der Zulassungsverfahren gemäß Aktiengesetz und 

Ges.m.b.H.-Gesetz. 

Die Verkehrsberufe des gewerblichen Sektors wurden noch nicht 

behandelt und werden nach Abschluß von gerreinsanen Beratungen 

der Experten der Untergruppen 6 und 9 Gegenstand eines 

späteren Berichtes sein. 

Berufe des Gesundheitssektors: Gleichstellung von EG-Bürgern 

mit österreichischen Staatsangehörigen in allen 

Gesundheitsberufen; Hannonisierung der Ausbildung (insbes. 

bei Ärzten und Zahnärzten sind aufgrund der 

Verschiedenartigkeit der Ausbildungssysteme Österreich-EG 

weitreichende ~passungen erforderlich) sowie Ubernahrne der 

Anerkennungsvorschriften gemäß den EG-Richtlinien; 

freie Berufe (mit Ausnahme des Gesundheitssektors): für 

Architekten Anpassung an Architektenrichtlinie, für übrige 

freie Berufe Einhaltung des Gleichbehandlungsgebotes von 

EG-Bürgern mit österreichischen Staatsangehörigen. 

Nach Arlnahme des "Allgerreinen Systems zur Anerkennung von 

HochschuldiplC>l'Ten" durch die Gerreinschaft wäre dieses System 

auf sämtliche Berufszweige mit Hochschulniveau anzuwenden, 

für die keine Sonderregelungen in den EG bestehen. Nicht 

eindeutig zu beantworten ist derzeit, ob die 

Diplomanerkennung den Wegfall aller weiterer 

postuniversitärer Berufszutrittserfordernisse bedeuten wird. 

Es wird darauf hingewiesen, daß auch die einschlägigen' 

Bestimnungen des Staatsvertrages von 15. Mai 1955 (vgl. 

Art. 15 P. 2) in Betracht zu ziehen sind. 
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c) Grunder....-erb W1d iolohnbauföroerung: 

Gleichbehandlun; von Bürgem oder Gesellschaften aus 

EXZ-Staaten mit österreichischen Staatsangehörigen, sofem ein 

Grundstück für eine Berufstätigkeit benötigt wird. Bei 

Wohnbauförderungsnaßnahrcen bedarf es einer ähnlichen 

Gleichste1lun;. 

Die detaillierten Anpassungserfordemisse einschließlich der Auswirkungen 

auf konnexe Rechtsbereiche sin:1 dem beiliegenden Gesamtbericht zu 

entnehmen. 

Gegenstani der Berattm;en war auch die Kooperation mit den EX; auf dem 

Erziehungssektor • Die Unte~ empfiehlt die volle Teil.nal'lDe an den 

m-Progr!mDen ERASr-IJS (Förderun; der Mobilität der Ekx:hschulstudenten) 

und c:::cMETr (Zusaamenarbeit Universitäten-Irxlustrie auf dem Gebiet der 

Technologieausbildun;;) zum frühest.1\Öglichen Zeitpunkt (voraussichtlich 

1990). Die Beteiligung österreichischer Universitäten auf Basis von 

Sublcontnkten mit EXZ-Teilnehmem an a:METl'- und mASMUS-Projektsn wurde 

als besonders geeignete VOrbereitung für die volle Teilnalme an beiden 

Programmen unterstützt. 
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Unt=rgruppe 10 "Larrlwirtschaft" 

In der Untergruppe wurde mehrheitlich die Auffassung vertreten, daß es 

für die Larrlwirtschaft in den Beziehungen zur Gerreinschaft ~ eine 

Alternative gibt, nämlich Beitritt oder Nichtbeitritt. Die Ubernahme der 

EG-Binnenmarktregelungen - wie sie auf dem irrlustriell-gewerblichen 

Sektor im Rahmen des Konzepts der vollen und umfassenden Teilnahme am 

EG-Binnenmarkt angestrebt wird - würde im Agrarsektor die Ubernahme der 

Ag rarpo li tik und der Agrarmarktordnungen voraussetzen und dami t berei ts 

einem Beitritt gleichkommen. Die umfassende volle Teilnahme am 

Integrationsprozeß ist daher ohne Beitritt nicht zu realisieren. 

Die gegenseitige volle Öffnung des Agrarmarktes in den Beziehungen 

zwischen österreich und der Gerreinschaft im Falle eines Beitritts zu 

dieser würde die Absatzchancen für die ästerreichischen Agrarerzeugnisse 

in der Ga~inschaft beträchtlich steigern, aber auch zu einem verstärkten 

Wettbewerb auf dem österreichischen Markt führen. Die österreichische 

Landwirtschaft wird aber auch im Falle eines Nichtbeitrittes mit einem 

,nindestens gleich starken, wenn nicht sCX3ar mit einem stärkeren 

Wettbewerbsdruck zu rechnen haben, wofür die sich stetig verschlechternde 

Agrarhandelsbilanz mit der Gerreinschaft spricht. 

In den Beziehungen zur Gemeinschaft - und darauf ist besonders 

hinzuweisen - wurde mit dem Freihandelsabkommen österreich/EWG eine 

Trennlinie zwischen Land- und Forstwirtschaft gezogen, da letztere in den 

Freihandel zwischen österreich und der Gemeinschaft bereits einbezogen 

ist. FÜr die Landwirtschaft geht es heute darum, im Zuge einer 

Verwirklichung der Binnenmarktteilnahme österreichs nicht neuerlich - wie 

1972 - aus dem Integrationsprozeß ausgeschlossen zu werden. 

Die Untergruppe hat ihre Arbeiten bisher auf jene Gebiete beschränkt, die 

Lm ~~eißbuch" der EG-Kommission angeführt sind und in den Kompetenz­

bereich des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft fallen. 
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Die Frage einer ~itergehenden Arbeit hinsichtlich jer 

landwirtschaftlichen Marktordnungen in jer Gemeinschaft Wld in österreich 

wurde mehrfach ei~ehend diskutiert. Es wurde dabei die Auffassung 

vertreten, jaß - solange nicht die vom Burrlesministerium für Land- Wld 

Forstwirtschaft an das österreichische Institut für Wirtschaftsforschung 

vergebene Studie vorliegt, damit zugewartet werden sollte. 

Im Konkreten hat die Untergruppe die Bereiche: Tierzucht, TierhaltuD;J, 

Futtermittel, Saatgut, pflanzenschutzmittel, CUalitätsnormen bei Obst, 

Gemüse und Zitrusfrüchten; Weinrecht und OOn;emittelrecht geprüft und den 

integrationspolitischen Handlungsbedarf ermittelt. 

Die PrüfUD;J hat in den vorgenannten Bereichen folgeme Ergebnisse 

gezeitigt: 

Eine AnpassUD;J von Burrles- und Larrlesgesetzgeblln; müßte insbes. in den 

aereichen Tierzucht, Tierhaltung, Tierschutz und Hygienevorschriften 

erfolgen. 

Das österreichische Futtermittelgesetz uni die darauf basiareooen 

Futtermittelverordnungen und -novellen enthalten UD wesentlichen gleiche 

Regelungen wie in der Gemeinschaft. aei einer Anqleichung des österr. 

Futtermittelrechts an das En-Recht bliebe insbes. die Frage der 

Registrierung aller Mischfuttermittel uni die Nichtzulassung bestimmter 

Zusatzstoffe zu entscheiden. 

Die den Saatgutverkehr regelooen österreichischen Rechtsvorschriften 

müSten in wesentlichen Punkten a1::qeäniert werden. 

Das in Aussicht genannene neue österreichische pflanzenschutzmi ttelgesetz 

nimnt berei ts auf En-aesti.nrmmgen Bedacht. Begriffsbestimtungen werden 

jedoch zum Teil, den nationalen Bedürfnissen entsprechend, a1::Meichend 

festgelegt. 

Die CUalitätsnormen bei Obst, Geniise und Zitrusfrüchten folgen den 
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Empfehlungen der EX::E bzw. der OEX:D. Es bestehen daher zwischen den 

österreichischen Nornen und jenen der Ge1leinschaft nur geringfügige 
Unterschiede. Dabei ist insbes. eine Divergenz hinsichtlich der 

Einfuhrkontrolle festzustellen. 

Das österreichische Weinrecht unterscheidet sich sehr wesentlich vom 

Weinrecht der Gerteinschaft. Es besteht jedoch auf diesem Sektor bereits 

ein Abkomnen über die Kontrolle und den gegenseitigen Schutz von 
Qualitätswein, durch welches technische Hel1Innisse im Ha.rrlel zwischen den 

Vertragspartnern soweit als m5glich vennieden werden sollen. 

Eine Anpassung des österreichischen Düngemittelrechts an die 

EG-Vorschriften wird grundsätzlich für möglich gehalten. Es wird 

allerdings darauf hingewiesen, daß das österreichische DÜngemittelgesetz 

mit relativ groBen Kosten für die Verwaltung und für die betroffenen 

Finmn eingeführt worden ist und diese Kosten im Falle der Anpassung an 
EG-Vorschriften als verloren anzusehen wären. 

Auf dem Gebiete des Gewässerschutzes wurden umfangreiche Unter­

such~mgen angestellt, wobei ein Vollzugs- und Anpassungsbedarf 

festgestellt worden ist. Dn Gewässerschutz bleiben die 

Anpassungserfordernisse, abgesehen von innerstaatlich abbaubedürftigen 

VOllzugsdefiziten, auf nicht EG-konforme Vollzugsgrundlagen und 

-praktiken beschränkt. Es wird festgehalten, daß auch hier mit 

Anpassungsproblemen zu rechnen ist. 
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Untergruppe 11 "Gesundheit" (Phar.nasektor, Lebensmittelrecht, 

Veterinär-Nesen und 5 trahlenschu tz ) 

Oie Untergruppe ist nach Vornahme des Recht.svergleichs uni der 

Feststellung des integrationspolitischen Handlungsbedarfs zu 

nachsteheIX!en Schlußfolgerungen gekatmen: 

österreich hat den "Phannasektor" im internationalen Konsens 

ausgestaltet. Aufgruni des oohen Niveaus des Pha.r.nasektors in österreich 

werden sich kaum qualitative Schwierigkeiten bei der Anpassung 

österreichs an die Em"opäische Gem:!inschaft ergeben. österreich müßte 

jedoch auf die Reziprozität bei der Öffnung der Phamamärkte achten. 

Auf dem Gebiete des Lebensmittelrechts hat österreich in Verbindung mit 

einer strengen Vollzugspraxis um mit außerrecht1ichen Normierungen 

(Osterreichisches Lebensmittelbuch) ein oohes C)la1itätsniveau in :3.er 

Lebensmittelversorgung sic~rgestel1t. 

Bezüglich des Schutzes der Gesundheit :3.er Verbraucher bestehen keine 

gravierenden Unterschiede zwischen österreich und der Gemeinschaft. 

Bezüglich der C)lalitätssicher-un; und des Schutzes der 

Verbraucherexwartun; gibt es allerdings sehr erhebliche Unterschiede. 

Nach Ansicht der Untergruppe würde eine volle AD;leichung an die 

Gemeinschaft, die diese Rezepturvorschriften ablehnt, bewirken, :laß das 

derzeit durch die österreichischen Rezepturvorschriften gesicherte 

Qual i tätsni veau der in österreich auf den Markt kantenden Lebensmi ttel 

sinkt. 

Oie Untergruppe karmt aber, unbeschadet dieser Bedenken, zu der 

Auffassung, daß es am Z\ot1Ieckmäßigsten wäre, bei sämtlichen dzt. in 

Vorbereitun; befiInlichen Rechtsvorschriften bzw. Codex-Kapiteln sich 

verstärkt an bereits erlassenen bzw. in Ausarbeitung befindlichen 

Vorschriften der EX; oder einzelner m-Länder zu orientieren, ohne damit 
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kri t iklos di ese Rechtsvorschri f ten zu übernehmen (z. B. in Fragen der 

Gesundheitss~~ädlichkeit, die - trotz gegenteiliger Behauptungen - in 

einzelnen EG-Mit;liedstaaten oft unterschiedlich behandelt werden). 

Die dem österr. Lebensmittelgesetz inhärente Flexibilität bewirkt, daß 

Anpassungen an Gerreinschaftsvorschriften ohne Schwierigkeitan zu 

bewerkstelligen, andererseits aber wegen der UD EG-Raum bestehenden 

"Gemengelage" unterschiedlichster Vorschriftert dzt. in vielen Fällen gar 

nicht rri:5g1ich sind. 

österreich sollte bei der Öffnung seines Marktes gegenüber der 

Gemeinschaft unbedingt auf Reziprozität achten. Es sollte jetzt schon auf 

eine Gleichstellung der Exporteure österr. Lebensmittel mit Exporteuren 

aus dem EX;-Raum, die Lebensmittel nach österreich liefern, drängen 

(zumindest bei waren, die dem FHA unterliegen). 

Auf dem Gebiete des Veterinärwesens kann österreich auf grund seiner guten 

Tierseuchensituation, seines hohen Veterinärstandards uni seiner 

gewohnten tlbung als Viehexportland, den verschiedensten Bedingungen der 

Importländer zu entsprechen, die dzt. bekannten Gemeinschaftsbestirrmungep. 

im großen und ganzen ohne INesentliche Anstrengungen erfüllen. Bei einer 

ÖffnlIDj der Märkte wäre auf Reziprozität zu achten. 

Im Falle der Ubernahme der in der Gemeinschaft bestehenden Vorschriften 

über die Ein- uni Durchfuhr von Vieh und Fleisch ist eine 

verSChlechterung der Seuchensituation in österreich nicht auszuschließen. 

Die österreichischen Transitregelungen stellen UD Veterinärsektor einen 

INesentlicher Beitrag zur Verhinderung der Einschleppung von Tierseuchen 

nach österreich dar. Diese RegellIDjen sollten daher - wenn überhaupt -

erst bei einer vollen Teilnahme österreichs am Binnermarktprozeß geärrlert 

~rden. 

Besonders wird darauf hingewiesen, daß im Falle eines Beitritts 

österreichs zu den EX; die Veterinärabkcmnen mit den MS des Rates für 

gegenseitige Wirtschaftshilfe (COMECON) zu kündigen wären. 
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Di~ volle Teilnahme a~ einheitlichen Binnenmarkt würje auch die Frage jer 

t1bernahme der Gemeinschaftsvorschriften über Ii5chstwerte an 

Ra:1ioaktivität in Nahrungs- bzw. Futtemitteln im Falle eines nuklearen 

Unfalls oder einer anderen radiologischen Notfallssituation aufwerfen. 

Eine t1bernahme der jerzeitigen Gemeinschaftsregelungen würle 

gesundheitspolitische Probleme aufwerfen, da die österreichischen 

Grenzwerte strenger als jene der Gemeinschaft sind. 
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Untergruppe 12 "tJmwel t" 

Im Rahmen der Untergruppe wurden die Sachbereiche: Luftreinhaltung, 

Abfallwirtschaft, Produkte und Stoffe, Lärm-, Boden- und Naturschutz, 

saubere Technologien sowie Viasserreinhaltung (nunmehr in der Untergruppe 

"Larrlwirtschaft" behandelt) geprüft und der integrationsPJlitische 

Handlungsbedarf im Detail ermittelt. 

Vorweggenomnen wird, daß die Rechtsvorschriften der Gerceinschaft eine 

sogenarmte "Urt'lweltverträglichkeitsprüfung" vorsehen. In österreich wird 

derzeit an einem entsprechenden Gesetz gearbeitet, bei dem bereits 

wei tgeherrl auf die EX:i-Kanpatibili tät Bedacht genanren werden soll. 

Darüber hinaus gibt es Gemeinschaftsvorschriften betrefferrl die Gefahren 

schwerer Unfälle bei bestimmten Industrietätigkeiten, die 

"Seveso-Richtlinie", die bei der in Ausarbeitung befirrllichen 

Novellierung der Gewerbeordnung berücksichtigt werden wird. 

Hinsichtlich der Emissionsbegrenzung bei Industrieanlagen würden sich 

selbst im Falle eines Beitritts österreichs keine integrationsPJlitischen 

Problerre ergeben. 

Die Emissionsbegrenzung bei Kraftfahrzeugen läßt hingegen Schwierigkeiten 

aufgrurrl der in österreich strengeren Abgasvorschriften für 

Kraftfahrzeuge erwarten. Die kraftfahrrechtlichen Abgasvorschriften in 

österreich stellen nämlich Bedingungen für die Zulassung von 

Kraftfahrzeugen auf wrl sind daher in ihrer handelsPJlitischen Bedeutung 

mi t Bestirrmmgen über das Inverkehrbringen von Waren vergleichbar 

(Handelshernmnis). 

Die die Emissionsbegrenzung bei Kraftfahrzeugen regelnden 

österreichischen Vorschriften sind nicht nur zum Teil strenger als das 

gelterrle EXrRecht, somem decken andererseits auch Bereiche ab, die vc:m 

EG-Recht derzeit nicht erfaßt sind. Aus umweltPJlitischer Sicht kommt -

nach Auffassung der Untergruppe - eine Angleichung der diesbezüglichen 

österreichisc~n Vorschriften an den EG-Standard nicht in Betracht. 
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Ge!täß Art. lOOa ~Vertrag sind Abweichungen vom Gemeinschaftsstandarj 

zugunsten des umweltschutzes grundsätzlich zulässig, soferne sie keine 

Handelsbeschränkung darstellen. Es wicl abzuwarten sein, ob Dänemark 

unter Berufung auf diese Bestimnung so..lie auf eine Erklärung im Anschluß 

an die "Einhei tliche Europäische Akt:!" streD;iere Abgasvorschriften als 

die m einführt bzw. frühere Temine des Inkrafttretens derselben 

vorsehen wird. 

Auf dem Gebiet der ]mmissionsbegrenzung ist ein integrationspolitischer 

Bandlungsbedarf gegeben, dem aber im Zuge der schon in An;riff gencmnenan 

Reform des Anlagenrechts Rechnung getragen werden wird. Die bestehenden 

österreichischen Grenzwert~ sind tendenziell stre~er als jene in der 

Gemeinschaft; aufgrurn unterschiedlicher Meßmethoden Wld Bezugsgröaen 

sind die Regelungen aber nicht unmittelbar vergleichbar. Eine AIY!lleicl:umg 

der österreichischen Bestimnungen an die ro-Stamards sollte jedenfalls 

die Vergleichbarkeit herstellen. 

Gesetzliche Regelungen im Bereich der Abfallwirtschaft finden sich in 

österreich sO'orolOhl im Bundes- als auch im Landesrecht. 

Anpassungserfordernisse wurden hinsichtlich der giftigen und gefährlichen 

Abfälle, der Oberwachung und Kontrolle der grenzüberschreitenden 

Verbri~ gefährlicher Abfälle sowie ;ier Verpackungen für flüssige 

Lebensmittel ermittelt. 

Ansonsten bestehen aufgrund der derzeitigen Gesetzeslage keine 

Anpassun;serfordernisse. Im Untergruppen-Bericht wird darauf hi~ewiesen, 

daß zukünftige Gesetzesvorhaben, die die Abfallwirtschaft uOO 

Abfallvenneidun; regeln, EXi-konform gestaltet werden sollten. 

Was den Bereich "Produkte und Stoffe" (Chemikalien) anlangt, konnte 

festgestellt werden, daß der integrationspolitische Handlungsbedarf hier 

als qerir~ anzusetzen ist. Hauptschwerpunkt ist das Olemikaliengesetz, 

bei dessen Ausarbeituo; bereits auf die KaDpatibilität mit den 

ro-Vorschriften Bedacht genarmen wurde. 
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Hinsichtlich jer Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung bestLnmter 

Zubereitungen gibt es in österreich zur Zeit keine den 

Gerreinschaftsvorschriften entsprechenden Bestimnungen ~ ein Nachholbedarf 

ist daher unbedingt und 1ringerrl gegeben. Er wird jedoch be re i ts durch 

die in Aussicht genannene Erlassung entsprechender Verordnungen zum 

Chemikaliengesetz, deren EG-Kompatibilität sicherzustellen sein wird, 

erfüllt werden. 

Was die Vorschriften über die Lännemission anlangt, konnte festgestellt 

werden, daß selbst im Fall eines EG-Beitritts österreichs hier kaum mit 

Problemen gerechnet werden müßte. 

Im Bereiche des Bodenschutzes gibt es in österreich keine bundesweite 

rechtlich verbindliche Regelung; es bestehen auf diesem Gebiete aber 

Landesgesetze. Was den Naturschutz anlangt, fällt dieser in österreich in 

den Kanpetenzbereich der Burrleslärrler. Anpassungsprobleme dürften hier 

nicht zu erwarten sein. 

Hinsichtlich der "sauberen Technologien" gibt es weder Gemeinschafts­

noch spezielle österreichische Rechtsvorschriften. In der Untergruppe war 

man jedoch der Meinung, daß vor einer allfälligen Integration österreichs 

in die Europäischen Gerreinschaften die Voraussetzungen für eine 

Beteiligung der österreichischen Wirtschaft am EG-Binnenmarkt im Bereiche 

der sauberen Technologien zu schaffen wären. 
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Untergruppe 13 "Soziale Sic~rheit" 

Die Untergrup~ ist nach Vornahme des Rechtsvergleichs auf den Gebieten 

1er Kranken-, Unfall- und PensionsversicheEUng, der 

Arbeitslosenversicherung und der Familienleistungen zu folgenden 

Schlußfolger~en gekommen: 

Im Bereich der Sozialen Sicherheit sind im ~htsbesitzstand der 

Gemeinschaft zwei Gruppen von Vorschriften zu unterscheiden: 

- Instrumente betreffend die 8ar.monisierung der nationalen 

Rechtsvorschriften der EXi-.\iitgliedstaaten im Bereich der sozialen 

Sicherheit (z.B. zur schrittweisen Verwirlcl.ichunq des Grundsatzes der 

GleichbehanUung von Männem und Frauen im Bereich der Sozialen 

Sicherheit): Siezu ist festzuhalten, daß die für 1ie 

m-Mitgliedstaaten obligatorischen Grundsätze so generell sind, daß in 

österreich keine Rechtsänderungen erforderlich sind, lInl die 

EG-"Kcmpatibilität" herzustellen, da bereits das derzeit geltende 

österreichische Recht diesen Grundsätzen entspricht. 

- RechtsvorSG'.t:lriften betreffend die An~nd~ der Systeme der sozialen 

Sicherhei t auf Arbe i tnehmer und Selbständige sawie deren Familien, die 

innerhalb der Ge!Ieinschaft zu- und aboßndern: 

österreich hat in diesen Bereichen mit allen EG-Mitgliedstaaten (mit 

Ausnahme Irlams, mit dem ein Abschluß noch in diesem Jahr vorgesehen 

ist) bilaterale Abkcmnen abgeschlossen. Diese Abkannen stellen direkt 

anwendbares österreichisches Bumesrecht dar. 

Zur Erreich~ einer Integration im Bereich der Sozialen Sicherheit 

müßte, um insbesondere ein llIDfassendes Gegenseitigkeitsverhältnis 

herzustallen, die umfängliche AnYendurq der EG-Rechtsvorschriften in 

diesem Bereiche auch im Falle eines Nichtbeitrittes österreichs zur 

Gemeinschaft völkerrechtlich sichergestellt werden. 

Eine Geltung des EG-Rechts im Bereich der Sozialen. Sicherheit hätte -

verglichen mit 1er jerzeitigen Rechtslage auf Grund der mit allen 

Er;-t\litgliedstaaten mit Ausname Irlands geschlossenen Abkamen über 
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Soziale Sicherheit - zunächst eine einheitliche Rechtslage L~ 

Verhältnis zu allen EG,1itgliedstaaten zur Folge. Hiedurch würde 

insbesondere die bisher wegen jes unterschiedlichen persönlichen 

Geltungsbereiches jer einzelnen bilateralen Abkommen (z.B. das 

Abkommen mit jer Bundesrepublik Deutschland ist Lm persönlichen 

Geltungsbereich unbeschränkt, das Abkamen mit Frankreich ist hingegen 

auf jie beiderseitigen Staatsangehörigen eingeschränkt) 

vergleichsweise unbefriedigende Rechtslage beseitigt werden. Im 

Hinblick auf die weitreichende materiellrechtliche Identität der 

&i-Verordnungen mi t den von österreich geschlossenen Abkcmren würden 

sich in vielen Bereichen keine oder aus sozialpolitischer Sicht nur 

unwesentliche Änderungen der derzeitigen Rechtslage ergeben. 

Zusammenfassend ergeben sich folgende Hauptunterschiede zwischen 

beiden Rechtssystemen: 

1. Die EG-Verordnungen haben eine umfassende Verpflichtung auch der 

freiberuflich tätigen Ärzte, Zahnärzte und Dentisten zur Betreuung jer 

in einem Mitgliedstaat Versicherten bzw. deren Familienangehörigen zur 

Folge; auf Grund der von österreich geschlossenen bilateralen Abkommen 

ist jies insbesondere hinsichtlich der "Urlauberbetreuung" nicht 

vorgesehen. 

2. Nach den EG-Verordnungen ist - mit ZustLmmung des zuständigen Trägers -

auch der Aufenthalt in einem EG-Mitgliedstaat zum ausschließlichen 

Zwecke einer bestimmten Behandlung als Betreuungsfall vorgesehen, 

sexiaß im gesamten EX;-Raum die jeweiligen Spezialisten in Mspruch 

genanren werden können; eine entsprechende Regelung ist nur in den 

bilateralen Abkamen österreichs mit Belgien und der Bundesrepublik 

Deutschland vorgesehen. 

3. Nach den EG-Verordnungen ist bei Erfüllung der 

Anspruchsvoraussetzungen für eine Pension ausschließlich aufgrund der 

in einem Mitgliedsstaat zurückgelegten Versicherungszeiten die Pension 

nur nach den nationalen Rechtsvorschriften zu berechnen; nac..'1 den von 

österreich geschlossenen Abkommen sind die leistungen auch in diesem 

Fall nach der Pro-rata-temporis-Methode zu berechnen. 
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Zusammenfassand ist festzuhaltan, daß die Gelt~ng der EG-Verordnungen für 

österreich - verglic~ mit der derzeit bestehenden zwischenstaatlichen 
Rechtslage - größtenteils zu einer Besserstellung der hieven erfaßten 

Personen führen würde. Demgegenüber würde der unter Punkt 3. 

festgehaltene Untarschied einen geringfügigen finanziellen Mehraufwand 

bei reistungen aus den Versicherungsfällen "Invalidität" und "Tod" in .der 

österreichischen Pensionsversicherung bewirken. Zur VeDDeidung eines 

solchen Mehraufwandes wäre eine Änderung des nationalen 'Rechtes 

betreffend die Berechnung ven !eistUD;}en in den genannten 

Versicherungsfällen zu erwägen. 
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Untergruppe 14 11 Hal1delspoli tik" 

Die Untergruppe hat einen umfassenden Vergleich der Beziehungen 

österreichs einerseits und der Gemeinschaft andererseits zu 1en 

europäischen Oststaaten, zu Jugoslawien, zu den arrleren 

Mitte1meerstaaten, zu den USA und zu Japan unter Einbeziehung aller 

handelspolitischen Aspekte inklusive GA~ und Rohstoffpolitik angestellt 

und ist hiebei zu nachstehenden Schlußfolgerungen gekomnen: 

Die Untergruppe unterstrich die bedeutende Rolle, die dem GATT UD Rahmen 

des welthandelssystems zukommt. ÖSterreich ist daher - wie auch Lmrner die 

institutionelle Finalität der österreichischen Integrationsbernühungen 

sein mag - an einem gut funktionierenden GMT, an einem gut 

funktionierenden Welthandelssystem, in dem es eingeliedert ist und auch 

weiterhin bleibt, sehr interessiert. 

Da ein unterschiedlicher Zeitrahmen zwischen der sogenannten 

"Uruguay-(Verhandlungs)Runde" und der Vollendung des EG-Binnenmarktes 

gegeben ist - erstere soll mit Ende 1990 beendet sein, der Binnenmarkt 

erst Ende 1992 - müssen für die in :3.er "Uruguay-Rurrle" anstehenden 

Problerre rxcil vor Vollerrlung des ffi-Binnermarktes Lösungen gefunden 

werden. 

Die Teilnahme an einem tatsächlich voll verwirklichten Binnenmarkt ohne 

jegliche Binnengrenzen würde österreichischerseits letztlich auch eine 

Angleichung an den "Gemeinsamen Zolltarif" sowie an die Außenhandels- un.:3. 

Agrarpolitik (Agrannarktordnungen) der Ge.'reinscha.ft implizieren. 

So wird im Zuge der Verhandlungen der "Uruguay-Rurrle" auf dem 

industriell-gewerblichen Sektor und zum Teil auch auf dem Agrarsektor 

eine möglichst weitgehende Annäherung des österreichischen Zolltarifs an 

den Gemeinsamen Zolltarif der Gemeinschaft unter Bedachtnahme auf die 
spezifischen wirtschaftlichen Interessen österreichs angestrebt. Diese 

Anpassung wird allen Staaten, auf die die ~istbegünstigungszollsätze des 

GAT!' zur AnwendlIDj kC('['[D2l1 - d. s. z. B. den USA, Japan, den Osts taa ten, 
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aber auch j en Entwicklungsländern - sehr zum Vorteil gereichen, wofür von 

Österreic~ bei den einschlägigen Ver handlungen Lm GATT entsprechende 

Gegenkonzessionen verlangt wer j en. 

Eine besonders eingehende PrÜfung erfuhr der Bereich der 

Osthandelsoo1itik: 

Aufgrurrl der vorliegenden Information besteht Grund zur Annahme, daß eine 

gemeinsame Handelspolitik der EG gegenüber den osteuropäischen 

Staatshandelsländern bis 1392 nicht vollständig realisierbar sein wird. 

Die EG-Kc:mnission steht auf dem StaOOpunkt, daß im Hinblick auf die 

Verwirklichun; des gemeinsamen Binnenmarktes ab 1992 ein schrittweiser 

Abbau der nationalen Uberwachungs- und Schutzmaßna.l'men notwendig sein 

!Necle. 

Es sei aber dennoch nicht auszusc..l1l.ießen, daß sich bis Ende 1992 ein 

"harter Kern" von wenigen Produkten herauskristallisiere, hinsichtlich 

dessen - bedingt durch besondere wirtsc..~tliche Schwierigkeitan in 

Mitglie1staaten der EG - nat i onale Regelungen einzelner Mitgliedstaaten 

im R.a.hcren der Außenhandelspoli t ik als zeitlich begrenzte wxi degressive 

EinfuhrschutzmaBnahmen beibehalten werden könnten. 

Die Einführunj geneinschaftlicher Maßnahmen könnte für einige 

EG-t'litgliedstaaten restriktivere handelspolitische RahmenbediIlg\m3'en, für 

andere wiederum eine Liberalisierun; des bisherigen Außenhandelsregimes 

bedeuten. 

Es ist damit zu rechnen, daß es im Zuge des Ausbaus der Beziehungen 

zwischen der Gemeinschaft und dem Rat für gegensei tige Wirtschaftshi lfe 

sowie den einzelnen osteuropäischen Staaten zu einem pro;ressi wn Abbau 

von ooch auf Seiten der Gemeinschaft oder ihrer Mitgliedstaaten 

bestehenden Beschränictm;Jen kcmnt (LiberalisieruD:) des Han:iels bis 1998). 

Das Gemeinschaftsregime würde sich zumin:iest im raufe der Zeit daher 

zusehends dem österr. Liberalisierun;sni veau an;leichen. 

Das österr. Außenhandelsregime gegenüber den europäischen Oststaaten kann 

im vergleich mi t jenem der EG derzei t als liberaler bezeichnet werden. 
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Daher ~ird eine längere Ubergangsphase für eine allenfalls notwendig 

weclende Anpassung des österr. Außenhandelsregirres an das derzei t 

restriktivere Außenhandelsregime der Gel1Einschaft als wünschenswert 

erachtet. 

Die tlbernahme des "Allgemainen Präferenzsystems" (GSP-Schema) der EX; 

durch österreich wäre nur UD Falle der Verwirklichung der Beitrittsoption 

zweckmäßig. Zur Zeit ist der Kreis der begünstigten Staaten sowie das 

Ausmaß der gewährten Begünstigungen in österreich und in der Ge."reinschaft 

unterschiedlich.. Die Administrierung des EXi-Schemas würde zu einer 

Verkanplizierung und Erhebung des Verwaltungsaufwandes führen. Ähnlich 

verhält es sich mit :lern EXi-Sorrlerregime für handwerkliche Erzeugnisse. 

Der Welthandel mit Textilien und Bekleidung wird derzeit durch das 

Multifaserabkcmnen (MFA) geregelt. österreich hat UD Rahmen des MFA eine 

wesentlich geringere Anzahl bilateraler Verträge (14) abgeschlossen als 

die EX; (26), wobei der materielle Inhalt dieser Vereinbar~en sehr 

unterschiedlich ist: Während die Gerreinschaft derzeit den gesamten 

Textil- und Bekleidungssektor mengenmäßigen Beschränkungen unterwirft, 

wendet österreich nur im Falle einer konkreten Marktstörung solche 

Beschränkungen an. 

Im Zusanmenhang mit den Entwicklungsländern muß allgemein darauf 

verwiesen werden, daß die EX; über ein umfassendes entwicklungspolitisches 

Instrumentarium verfügt, bei dessen AnwendlID3' handelspolitische 

tlberleguIXJen gebührend Beachtung fimen. österreich sollte bei der 

weiteren Ausgestaltung seiner EntwiCklungspolitik ähnliche Zielsetzungen 

nicht außer acht lassen. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß auch die einschlägigen Bestinmungen des 

Staatsvertrages von 15. Mai 1955 (vgl. Art. 14 P. 4 und Art. 16) in 

Betracht zu ziehen sind. 

Generell wurde festgestellt, daß UD Zuge der weiteren Annäherungsschritte 

entsprechende Anpassungen der österreichischen Handelspolitik an jene der 
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Gemeinschaft vorgenommen werden ~üssen; zu wel~~em Zeitpunkt ~iasa 

not"Nendig bzw. :....eclctäßig sein werden, wir:i im Zuge :ier fortschreitenden 

Teilnahme ÖSterreichs am EG-8innenmarkt zu beurteilen sein. 

Unter Beachtung der zentralen Zielsetzung der Qsterreichischen 

Integrationspolitik, d.i. die umfassende und volle Teilnahme an der 

Substanz des EG-Binnenmarktes, sollt; nach Auffassung der Untergruppe ein 

grundsätzliches österreichisches Interesse darin liegen, den Spielraum 

seiner handelspolitischen Autonomie UD Rahmen dieses Gesamtzieles jeweils 

weitgehend zu nützen. 
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Zl. 552.01/112-111.2/87 

Konzept der österr. Integrations­
politik und bisherige Ergebnisse 
bei seiner Verwirklichung 

Mündlicher Vortrag 

an den 

~inisterrat 

ANLAGE A 

Das Arbeitsübereinkcxrrren der sro und der ÖVP über die Bildung 

einer gemeinsamen Bundesregier~ vom·16.Jänner 1987 und die 

Regierungserklärung vom 28.Jänner 1987 heben die prioritäre Bedeutung der 

Teilnahme österreichs an der Weiterentwicklung des Europäischen 

Integrationsprozesses hervor. Die Ausgestaltung und der Ausbau des 

Verhältnisses Österreichs zu den EG, die heute den Europäischen 

Einigungsprozeß hauptsächlich vorantreiben, werden als zentrales Anliegen 

der österreichischen Außen- und AUßenwirtschaftspolitik hervorgehoben. 

Erklärtes Ziel der Bundesregierung ist als nächste Etappe die umfassende, 

volle Teilnahme Österreichs an der Substanz des im Entstehen begriffenen 

Binnenmarktes der EG. 

Arbeitsübereinkommen und Regierungserklärung leiten damit ein 

europapolitisches Schwerpunktprogramm ein, das eine qualitativ neue Phase 

der österr. Integrationspolitik mit umfassendem Charakter und da~it eine 

Weiterentwicklung gegenüber der "Politik der kleinen Schritte" darstellt, 

die die Jahre seit Abschluß der Freihandelsabkommen von 1972 geprägt hat. 

Wesentlicher sachlicher Bezugspunkt für diese Politik ist das 

Prograrnn der ffi zur vollen Verwirklichung des "Binnenmarktes", dessen 

Inhalt im Weißbuch der EG-Kommission von 1985 festgelegt ist. 

Programmatische Zielvorgabe des deißbuches ist die Verwirklichung der 

"vier Freiheiten", d.h. der Freiheit des Waren-, Personen-, 

Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs. 

Die Integrationspolitik der Bundesregierung strebt in einem 

-global approach- die umfassende, volle Teilnalme österreichs an der 

Substanz des im Enstehen begriffenen europäischen Binnenmarktes an. 

Weitere Schwerpunkte der österreichischen Integrationspolitik bilden die 

III-103 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)70 von 96

www.parlament.gv.at



-2-

Lösung des ~blems des EG-Gütertransitverkehrs durch 5sterreich, die 

Sicherung der österreichischen Agrarexporte in die EXi, die Teilnahme an 

der &lropäischen Technologiegemeinschaft, die verstärkte Zusarrmenarbeit 

auf dem Währungssektor , die Beteiligung 3m -Em:'cpa der Bürger- sowie 

ein intensiver Dialog mit der ~ischen Politischen Zu..~nmenarbeit. 

Das Ziel der Einbindung österreichs in den Binnenmarkt soll auf 

drei Wegen verwirklicht werden: 

1) llIlltilateral, d.h. durch Verhandlungen l.lnd Lösungen ;emeinsam :n.it 
den anderen EFTA-Staaten. Diese multilaterale Vorgangswei se ist in 
vielen Fällen im Interesse der EFTA-Staaten gelegen, da ein 
koordiniertes Auftreten deren Gewicht erhb11en kann; auch die 
m-Kannission begrußt ein solches Vorgehen, insbesondere aus Grünäen 
der Einheitlichkeit von Regelungen und der Arbeitsökonorrde. 
Gegebenenfalls könnte - soferne dies die Interessenlage nahelegt -
mit einzelnen EFTA-Staaten vorgegangen werden. 

2) bilateral, auf all jenen Gebieten, wo die EFrA-Staaten zumindest 
gegenwärtig und in absehbarer Zukunft stark divergierende 
Interessenlagen bzw. Zielvorstellungen haben (z.B. Transitverkehr, 
Iandwi rtschaf t) ; 

3) durch autonane Recht.san:Jleichtm; an EX; Regelungen, um eine 
harmonisierte Ausgangsposition für entsprechende Integrationsschritte 
mit der EXi auf Basis der Reziorozität herzustellen. 
Die autonome Rechtsharmonisie~ soll auch zur Herstellung von Ln 
Interesse der österr. Wirtschaft gelegenen ;leichen Wettbewerbs- und 
Rahmenbedingungen dienen, wie man sie in der Gecteinschaft vorfindet. 

Nach österr. Auffassung sollte es das Endziel all dieser 

Bemühungen - seien sie multilateral, bilateral oder autonom - sein, einen 

OOm::lgenen europäischen Wirtschaftsraum zu schaffen, wie er in der 

Luxemburger Erklärun;; vom Jahre 1984 vorgegeben ist, der die EG und alle 

EFTA-Staaten maßt und in seiner wirtschaftlichen Substanz ein Synonym 

für den EG-Binnenmarkt darstellt. 

Die konkreten Integrationsschri tte könnten zu gegebener Zeit ein 

neues vertragliches "Dach" in Fo:cn eines "Em:'cpavertrages" zweckmäßig 

erscheinen lassen. 

********* 

Seit Amtsantritt der Bundesregierung ist folgendes zur konkreten 

Verwirklichung des dargelegten Integrationskonzeptes geschehen: 

Mit Ministerratsbeschluß vom 3.Februar 1987 wurde eine 

"Arbeitsgruppe für &lropäische Integration" auf Sektionsleiterebene 
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eingesetzt, der 12 Bundesministerien, die Verbindungsstelle der österr. 

Bundesländer, die ÖNB und die Interessenvertretungen angehören. Ihre 

Aufgabe ist die vergleichende Bestandsaufnahme von EXi-Regelun;en uni der 

österr. Gesetzeslage sowie die Erstattung von konkreten Vorschlägen für 

österr. Rechtsangleichungsmaßnahmen und Verhandlungsinitiativen gegenüber 

der m. 
Die Arbeitsgruppe hat 13 Untergruppen für bestimnte Sachbereiche 

eingesetzt, die ihrerseits zur Behandlung spezieller Probleme über 30 

Projektgruppen gebildet haben. Bisher wurden mehr als 120 Sitzungen 

atqehalten und beinahe 300 Experten in die Arbeiten eingebunden. 

Dieser interministerielle Mechanismus entspricht der sachlich 

umfassenden Aufgabenstellung der Teilnahme arn europäischen Bi~nnarkt. 

Die Arbeitsgruppe für Ellropäische Integration hat bereits folgende 

konkrete Arbeitsergebnisse vorgelegt: 

1) Einführung einer "EX:;-Konformitätsklausel" in den Erläuterungen 

zu allen relevanten ~tigen Regierungsvorlagen; 

2) Aufnahme von Gesprächen mit jen Bundesländern über 

Kompetenzfragen, insbesondere auf dem Gebiet der technischen Vorschriften; 

3) Ausarbeitung bzw. Vorbereitung von mit m-Regelungen 

kompatiblen österr. Gesetzesentwürfen betr. Prcrlukthaftung, Rechtsschutz 

für Halbleiter, Schutz vor nachgeahmten Waren, Rechnungslegung der 

Unternehmen u.a.; 

4) Feststellung der Kompatibilität österr. gesetzlicher Regelungen 

Um Bereich des Urheberrechts und des Wettbewerbsrechts mit bestehenden 

EG-Richtlinien; 

5) Vorbereitung einer mit der künftigen EG-Regelung 

übereinstL~nden Insider-Regelung für BÖrsenteilnehmer; 

6) künftige Berücksichtigung von m-Vorschriften bei 

beabsichtigten Novellierungen österr. Rechtsvorschriften auf dem 

Lebensmittelsektor und Weisung an Vorsitzende der OODEX-Unterkommissionen 

betr. eine verstärkte Orientierung an den EG-Rechtsvorschriften; 

7) weitgehender Abschluß eines Grobvergleiches zwischen den 

österr. Rechtsnormen und den bestehenden EG-Rechtsnormen in 

binnenmarktrelevanten Bereichen. 
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Ich möchte hier auch erNähnen, daß als Beglei~~ßnahme zum österr. 

Integrationskonzept derzeit die Errichtung eines Lehrstuhles für 

Europarecht an einer österr. Universität geprüft wird. 

*********** 

Bei meinem Besuch bei der EX;-Kannission in Brussel im März d.J. 

habe ich mit dem EX;-Kcmnissar für auswärtige Beziehungen, Willy de 

Clercq, die jährliche Abhaltung bilateraler High Level Talks auf 

Ministerebene vereinbart. Die erste Tagung mit Herrn de Clercq hat am 

lS./16.0ktober d.J. in Wien statt;efunden, in deren Rahmen ich und der 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, Robert Graf, 

eingehende Arbeitsgespriiche mit Herrn de Clercq führten. Dabei wurden ein 

Abkcmnen über die Errichtung einer bilateralen Vertretung der EX; in 

ÖSterreich als erstem ~-Land unterzeichnet und aufgrund der 

Vorarbeiten in der Arbeitsgruppe für Europäische Integration folgende 

konkrete Maßnahmen vereinbart: 

a) Aufnahme von fact-finding-Gesprächen über 

- Freizügigkeit der selbständig und unselbständig Er}erbstätigen, 

- gegenseitige Anerkennung von Bochschuldiplomen; 

b) Aufnahne von Verhandlun;en über ein Abkamen betr. die 

gegenseitige Anerkennung der Zulassung von Schlacht-, 

Zerlegungs- und/oder Fleischverarbeitungsbetrieben zum Zwecke 

des Exports. 

Auch der Bundesminister für wirtschafUiche Angelegenheiten, 

Robert Graf, hat bei seinen Kontakten mit Kcmni.ssar de Clercq ausführlich 

den österr. Standpunkt im Hinblick auf eine Teilnahme österreichs am 

Binnenmarktprozeß der EG sowie auf anderen Sektoren dargelegt. Oberdies 

hat er mit seinen Kollegen aus den EFT,A-Staaten sowie mit EG-Ministern 

die österreichische Position im wirtschaftlichen Integrationsprozeß in 

Europa eingehend erörtert. 

Darüber hinaus hat ÖSterreich zur ErreiChung des Zieles der vollen 

Teilnahae am Binnenmarkt den mul tilateralen Weg der Verhandlungen im 
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Rahnen des Follow-up Luxemburg geme insam roi t jen anderen EFTA-Ländern 

offensiv und initiativ wahrgenommen und dabei UD Mai 1987 in Interlaken 

gemeinsam mit jen EFTA-Ländern bedeutende Fortschritte erzielt, etwa mit 

der Vereinfachung der Ursprungsdokumentation, der Einführung eines 

einheitlichen Verwaltungsdokumentes für den Güterverkehr 

und dem Abschluß des Trans i tabkoomens für den gesamten m/EFTA-Raum per 

l.Jänner 1988. 

Einen Schwerpunkt der Integrationsbemühungen bildeten auch 

Schritte zur Einbindung österreichs in die Europäische 

Technologiegemeinschaft, die sowohl bi- als auch multilateral im Ral'men 

des Follow-up Luxemburg gesetzt wurden. Die Beteiligung österreichs an 

drei Projekten des EX;-Forschungsprograrrrres für neue Werkstoffe EURAM 

konnte verwirklicht, fünf Projekte für das Telekommunikationsprogramm 

RACE eingereicht und die Beteiligung am Urnweltprograrnm sowie am 

medizinischen und Gesundheitsforschungsprogramm der EG vorbereitet 

werden. Außerdem konnte die tlbernahme der EIlRmtA-Präsidentschaft durch 

Österreich vom 1. Juli 1988 bis 30.Juni 1989 fixiert werden. österreich 

wird damit ~ kommendem Jahr in einem Schlüsselbereich der modernen 

Hochtechnolcqie entscheidende Akzente für die europäische Zusarrm:marbei t 

setzen können. 

Im Zuge der multilateralen Bemühungen der EFTA-Staaten fand am 25. 

und 26. Oktober d.J. in Noordwijk, Niederlande, eine Konferenz der 

Urnweltminister der EX;- und EFTA-Staaten statt, bei der eine verstärkte 

Zusammenarbeit in Form der Institutionalisierung von regelmäßigen 

Beratungen heher, für Umweltschutz zuständiger Beamter vereinbart wurde. 

Weiters ist für Anfang Februar 1988 ein Zusammentreffen der für 

Binnenmarktfragen zuständigen m-Minister mit Ministern der 

EFTA-Staaten in Vorbereitung. Diese Konferenz wird unter Vorsitz des 

deutschen Bundeswirtschaftsministers BANGEMANN stattfinden. 

Bei dieser Tagung soll nach österr. Auffassung der politische 

Wille zur Vollendung des EG-Binnenmarktes unter voller Teilnahme der 

EFTA-Staaten bekräftigt werden. tlberdies sollen auch jene sachbereiche 

konkret angesprochen wer:!en, bei denen anläßlich der EFTA~inistertagung 

im Juni 1988 in Tarrpere/Finnland, an der auch Kommissar de Clercq 

teilnehmen wird, entsprechende Entschlüsse gefaßt weden. 
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Den erwähnten Fachministerkonferenzen soll zur gegebenen Zeit eine zweite 

Tagung des allgemeinen m-t-tinisterrates (Außenminister) mit Ministern der 

EFTA-Staaten - sozusagen ein ÜlXemburg II - folgen, bei dem Bilanz 

gezogen und der weiteren Entwicklung der Zusammenarbeit die 

entsprecherrlen pali tischen Iapulse verliehen werden sollen. 

SelbstverstärxUich schließen die Integrationsbemühungen 

österreichs auch zwei besorrlers bedeuterx1e urx1 nach dringlichen !i5sungen 

rufende Bereiche ein, die auf bilateralem Weg zwischen österreich und der 

Gemeinschaft erörtert werden: die Larxiwirtschaft urx1 den Transitverkehr. 

Auf dem Agrarsektor konnten mit der unbefristeten Verlängerung des 

Käseabkommens unter gleichzeitiger Aufstockung des begünstigten österr. 

Kontingentes um 1.550 t urx1 mit der bevorstehenden Unterzeichnung des 

~tenwechsels betr. das Q.lalitätsweinabkcmnen wichtige Ergebnisse zur 

Sicherung der traditionellen österr. Agrarexporte in die EG erzielt 

werden. Ober österr. Drängen hat die m-Katmission die Ini tiati ve für die 

Erteilung eines Mandates für Trans i tverharrllungen mit österreich 

ergriffen, dessen Verabschiedung durch den Verkehrsministerrat der EG am 

7.Dezember 1987 erwartet wird. 

*************** 

Abschließend sei hervorgehoben, daß das als nächste Etappe zu 

verwirklichende österr. Konzept des "global approach" zwecks umfaSsender, 

voller Teilrlahae am europäischen Binnemarkt dank einer intensiv 

angelaufenen Informations- urx1 Dialogtätigkeit auf Minister- und 

Beamtenebene auf wachsendes Verständnis und grundsätzliche Zustinm..mg der 

EG-Kammission und der EG-Mitgliedstaaten stößt. Es wurde als geeignetes 

Konzept zur Erreichung der angestrebten parallelen 

Integrationsentwicklung zwischen österreich bzw. den EFTA-Staaten urx1 den 

Fortschri tten der EG bei der Verwirklichung ihres Binnenmarktprogrammes 

angesehen. Auch wird der "global approach" österreichs als Manifestation 

des ernsten Integrationswillens anerkannt. 
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Ich will nicht verschweigen, daß vor der vollen Verwirklichung des 

österr. Integr3tionskonzeptes im Konkreten noch viele Hindernisse zu 

bewältigen sein werden. Ihre Uberwindung wird nicht nur von Österreich 

abhängen, sondern auch davon, wie weit die Gerreinschaft und ihre 

Mitgliedstaaten bereit sind, den positiven politischen 'iiillen dann auch 

in effektive Integrationsschritte umzusetzen. Die Integrationspolitik 

österreichs lll'rl die angewandten Methoden werden sich jeweils an der 

Weiterentwicklung der außenpolitischen Rahmenbedingungen in Europa, den 

wirtschaftlichen Gegebenheiten und Bedürfnissen sowie insbesonders auch 

an den Ergebnissen zu orientieren haben, die im Zuge der laufenden 

Integrationsbemühungen erzielt werden können. 

In diesem Zusammenhang soll auch die Option eines EG-Beitritts 

unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Lmmerwährenden Neutralität 

für die Zukunft nicht ausgeschlossen werden. 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten stelle ich den 

A n t rag, 

die Bundesregierung wolle vorstehenden Bericht zustL~nd zur Kenntnis 

nehmen. 

Wien, am 30. November 1987 

MCCK rn.p. 
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ANLAGE B 

ORGANISATIONS STRUKTUR DER VCM MINISTERRAT EIN3ESETZTEN 
AABEITSGRUPPE PUR EUROPÄISCHE INTEXiRATION 

VORSITZ: 
BUNDESMINISTERIUM PUR AUSWÄRTIGE ANGELEXiENHEITEN, 

Der Leiter der wirtschaftspolitischen Sektion: 
Botschaf ter Dr. Man[ red samICH 

Stellvertretender Vorsitzender 
BUND:&SMINISTERIUM PUR WIRI'SCHAFl'LICHE ANGEI.FX:iENHEITEN 

Der Leiter der Sektion I: 
Sektionschef Dr. Gerhard WAAS 

Von der Arbeitsgruppe für Europäische Integration eingesetzte 
Untergruppen: 

1. Technische Handelshemnnisse, insbesondere Nonnenhann::>nisierung und 
Anerkennung von PrÜfzertifikaten . 
Vorsitz: BMfwA: MR Mag. Josef MAYER 
Projektgruppen: 1) Normen und technische Vorschriften, 

Stillhaltevereinbarung bei Entwürfen für neue 
technische Vorschriften (MR Dip1. Ing. Schweinberger) 

2) Infonnationstechnologien (MR Mag. Mayer) 

2. Öffentliches Beschaffungswesen und staatliche Beihilfen 
Vors i tz: BMfwA: MR Mag. Josef MAYER 
Pr:)jektgruppe: 1) Öffentliches Vergabewesen (SL. Dr. Holzinger, BKA) 

3. Steuerwesen, insbesondere indirekte Steuern und Abgaben 
Vorsitz BMFin: SChef Dr. Otto GRATSCHMAYER 
Projektgruppen: 1) Zolltarifvergleich (MR Dr. Ejger) 

2) Harmonisierung der indirekten Steuern (MR 
Dr. Kranich) 

3) Grenzforrnalitäten im Warenverkehr (MR Dr. Schnürer) 
4) Automatisierung der Zollverwaltung (insb. Einsatz 

des CO-Verfahrens zur elektronischen Weitergabe des 
SAD) (AR Rozum) 

5) Passiver Veredelungsverkehr (MR Dr. Fuchs) 

4. Pe rsone ngrenz kontrollen 
Vorsitz: BMfaA; Ges Dr. Erich KUSSBACH 

5. Dienstleistungen (Banken und Versicherungen) und Kapitalverkehr 
Vorsitz: BMFin; SChef Dr. Othmar HAUSHOFER 
Projektgruppen: 1) Kapitalverkehr, Devisenrecht (MR Dr. Janschek) 

2) Banken, Börse und Kapitalmarkt (MR Dr. Stanzel) 
3) Versicherungen (MR Dr. Daum) 

6. Verkehr, insbesondere EG-Gütertransitverkehr 
Vorsitz: e.iÖWV; SChef Ebn. Prof. Dr. Karl HALBMAYER 
Projektgruppe: 1) Güterverkehr, Schiene u. Straße (OR Dr. Steininger) 

III-103 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 77 von 96

www.parlament.gv.at



7. Geistiges und gE!\Verbliches Eigentum sowie Gesellschaftsrecht 
Vorsitz 3MJ; SOl. Hon. Prof. DDr. RoJ:ert DI'ITRICH 
Projektgruppen: 1) Handels- und Gesellschaftsrecht (MR Dr. Zetter) 

2) Produkthaftpflicht WR Dr. Duchek) 
3) Urheberrecht einschl. Parallel~rte von 

Schall trägem (MR Dr. Auer) 
4) Halbleiterschutz (HR Dr. Mayer-Dolliner, ~wA) 
5) Patent-, Marken- und Musterschutzrecht 

(HR Dr. Jakadofsky, EMwA) 
6) Wettbewerbsrecht (HR Dr. Gräser, BMwA) 
7) Kartellrecht (MR Dr. Aller) 
8) Counterfeiting (HR Dr. Mayer-Dolliner, BMwA) 

8. Forschung und technologische Entwicklung 
Vors i tz: a.\MF; SL MR Dr. Norbert ROZSENIOl 

9. Freizügigkeit und Niederlassungsfreiheit, Erziehung und berufliche 
Ausbildung, gegenseitige Anerkennung von Diplamen 
Vorsitz: BMfaA; Ges Or. Hans BRUNMAYR 
Projektgruppen: 1) Erziehunj (Ges. Dr. Brunmayr) 

2) Niederlassungsfreiheit der Selbständigen 
(MR Dr. Burian, BMwA) 

3) Niederlassungsfreiheit der Unselbständigen 
(OR Dr. Nowotny, BMAS) . 

r 

10. Landwirtschaft ~, 

Vors i tz: a'1LuF; GL MR Dr. Hans REISOi 

11. Gesundheit 
Vorsitz: BKA (Gesundheit); SOlef Dr. Ernst BOBEr< 
Projektgruppen: 1) Lebensmittelrecht (OR Mag. Steinkellner) 

2) Phanna (MR Dr. Schlederer) ~ 

12. tJmwelt 
Vorsitz: BMUJF; 
Projektgruppen: 

3) Strahlenschutz (OR Dr. Pany) 
4) Veterinärwesen (MR Dr. WaUa) 

·C· 

SOle! Or. Heinz SQlREIBER 
1) Luftreinhaltung (Or. Schwarzer, BWK) 
2) Abfallwirtschaft(Dipl. Ing Dr .Ousko-oberoofer, 
3) saubere Technolc:qien (Rat. Dr. Burian, fMwA) 
4) Länn (Dipl. Ing. Dr. Lailg, ÖAL) 
5) Bcrlen- und Naturschutz (HR Dip1. L'1g Liebe 1 , 

Uawel tbundesamt) 
6) Produkte und Stoffe (Rat Dr. Fiala) 

13. Soziale Sicherheit 
Vorsitz: 8MAS; MR Dr. Josef saruH 
Projektgruppen: 1) Kranken-, Unfalls- u. Pensionsversicherung 

(MR Dr. Schuh, BMAS ) 

BWK) 

2) Arbeitslosenversicherung (MR Mag. Ullrich, !3MAS) 
3) Familienleistungen (MR Dr. Sc~redl, BMUJF) 
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14. Hard,el s?Ol i tiK 
Vorsitz: B~A; SChef Dr. Gerhard ~ 
ProjektjTtlppen: 1) CrlTI' (:-1R Mag. '-1.ayer, B.'1'.vA) 

2) E~ropäische Oststaaten, Jugoslawien (MR Dr. Feith) 
3) USA, Japan, Mittelrreerländer, AKP (incl. STABEX) , 

sonstige Lä~der (~ Dr. Kiefer, B~A) 
4) Ubrige handelspolitische Aspe~te 

(MR Dkfm Dr. Michitsch, B~wA) 
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B t..: S DES ~iI S J S T E R J l' ~ 
FüR 

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN 

D~: CXXXD60 

Zl. 552.10/12-111.2/88 

Osterre i eh - EG; 
lnformelle Aussprache auf Minister­
ebene am 16. Februar 1988 

WIEN, 

M Ü N D l ICH E R VOR T RAG 
an den 

M I N IST E R RAT 

Anlage C 

Am 16. Februar 1988 fand eine informelle Aussprache zum Thema der öster­
reichischen Beziehungen zur Europäischen Gemeinschaft zwischen dem Bundes­
kanzler, dem Vizekanzler und Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten, 
dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, dem Bundesminister 
für Finanzen, dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
sowie dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft statt. 

Ich verwies in meinen Einleitungsworten auf das IntegrationSkonzept der 
Bundesregierung. wie es in dem Vortrag an den Ministerrat ZI.552.01/112-III.2/87 
vom 30. November 1987 festgelegt worden ist, und unterstriCh, daß die darin 
festgehaltene Option eines EG-Beitrittes selbstverständlich nur unter Bedacht­
nahme auf die Erfordernisse der österreichischen Neutralität verwirklicht 
werden könne. Diese Option ist auch im Lichte des in den vergangenen Jahren 
geänderten außenpolitischen Umfeldes zu sehen. 

In der Diskussion bestand Einvernehmen darüber, daß die kürzlichen EG­
Reformbeschlüsse des EuropäiSChen Rates Hindernisse auf dem Wege zur Ver­
wirklichung des EG-Binnenmarktes aus dem Wege geSChafft haben und mit einer 
dynamischen Entwicklung auf dieses Ziel hin gerechnet werden muß. Dement­
sprechend sind die österreichischen Bemühungen - sowohl was die interne 
Vorbereitung als auch die multilateralen und bilateralen Gespräche und Ver-
handlungen mit der EG sowie autonome österreichische Hanmonisierungsschritte 

I betrifft - aktiv fortzusetzen. Es müsse vermieden werden, daß die seit 

, /2 
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Amtsübennahme der Bundesregierung in der Integrationspolitik entstandene 
innerstaatliche Dynamik keine Entsprechung in der Konkreten Entwicklung 
der Beziehungen zur EG finde. Wie der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtSChaft zum österreichischen Integrationskonzept grundsätzlich fest­
stellte, brauche auch die österreichische Landwirtschaft auf Sicht eine 
Einbindung in den agrarischen Integrationsprozeß der EG; eine Teilnahme 
Österreichs an dem EG-Binnenmarktprozeß im engeren Sinne dürfe nicht unter 
Außerachtlassung der österreichischen Landwirtschaft erfolgen. 

Im ersten Halbjahr 1988 werden - in Folge der gemeinsamen Tagung der 
für Binnenmarktfragen zuständigen Minister der EG- und EFTA-Staaten am 
2. Februar in Brüssel - die multilateralen Bemühungen der EFTA-Staaten 
gegenüber der EG bezüglich einer Reihe von Einzelfragen. wie z.B. die 
gegenseitige Anerkennung von Prüfzeugnissen etc., intensiv fortgesetzt 
werden; beide Seiten sind bestrebt. anläßlich des nächsten Zusammentreffens 
der EFTA-Minister mit Kommissionsmitglied de ClercQ Mitte Juni in Tampere 
entsprechende Entscheidungen treffen zu können. 

Bilateral werden die Verhandlungen zwischen österreich und der EG-Kommission 
über das immer dringender werdende Problem des EG-Transits durch Österreich 
fortgeführt; weiters werden de im vergangenen Jahr mit der EG-Kommission 
vereinbarten bilateralen fact-finding-Gespräche über die Freizügigkeit .von 
Selbständigen und unselbständigen sowie die gegenseitige Anerkennung von 
Hochschuldiplomen, und über den Fragenkreis der Finanzdienstleistungen 
(Banken, Versicherungen) stattfinden; damit tritt österreich in seinen 
Beziehungen zur EG erstmalig in umfassender Weise auf das Gebiet von zwei 
wei te ren ItFreihei ten 11 des Binnenmarktes, näml ich ' Freizüg igkei t von Personen 
und Dienstleistungen. ein.Schließlich sollen Informationsgespräche mit den 
Signatarstaaten des sogenannten Schengener Abkommens über den schrittweisen 
Abbau von Grenzkontrollen aufgenommen werden. 

Was die innerösterreichischen Vorbereitungsarbeiten betrifft, soll die von 
der Bundesregierung eingesetzte interministerielle ItArbeitsgruppe für 
europäische Integration 11 bis zum Sommer einen Zwischenbeiicht erstatten; 

./2 
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aus diesem Bericht soll eine Gegenüberstellung der faktischen und recht­
lichen Situation in Österreich und in der EG auf den einzelnen binnen­
mcirktrelevanten Gebieten sowie ein allfälliger österreichischer Handlungs­
bedarf hervorgehen. Im Herbst d.J. soll eine neuerliche Aussprache über 
die Beziehungen Österreichs zur EG und das diesbezügliche weitere Vorgehen 
e rfo 1gen. 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wIrtschaftliche Angelegenheiten 
stelle ich den Antrag, 

die Bundesregierung wolle vorstehenden Bericht zustimmend zur Kenntnis 
nehmen. 

Wien, am 25. Februar 1988 
MOCK m.p. 
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KO,W.lISSIQN 
CE~ EIJROPI\JSCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

:::J. r,;:or'Jar L,3d 
oe" 

EUiDPA' S ZUKUHlT: DI.NNE.WLUICr 1992 

BlNE BEWBRTUNG DER POTENTIELLEN WIRTSCHAFTLICHEN AUSWlaKUNCEN, 
DIE SICH AUS DER VOLLENDUNG DES BnmENMA.RJ:rES 

DE~ EURDPIISCHEN CEHElMSCHAYT EICEBEB 

Ceneraldirektion Wirtschalt und Finanzen. Untersuchung geleitet von 
Hicha.l !.erson unter Hitarbeit von Michel Aujeaa. Michel Cat1nat. 
Ph1lippe Gaybet und Alexi. Jacquemin. 

TELL A: ZUSAMMENFASSURG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 

(01. deut.cbe Veraion des ganzen Dokumentes w1rd später zur VerfUgung 
atehen). 

Afttc:1Wt1t. A_ IN .. lol 200 • o-lOft 8rvs'" • 8e1c}le" • Telefon ~" • .". 23 . . . Ztn"'" 23S 11 " • 231' t tl 
COUlU • 21117 • r.~r._.dt ... CO"'I!UA 8ru.... ~ .. 

ANLAGE D 
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TeU A 

ZUSAHKRNP'ASSIJNG UND SCIILUSSFOI.GERIJNGEN 

1. Zweck. Ziel der vorliegenden Untersuchung Ilt el, zu einem 
be.aeren Verlt~ndni. der ZUlammenhUnge beizutragen, durch d ie sich die 
Beleitigung der Harkt.chranken innerhalb der ' Gemeinschatt 1n einem 
volk.wirt.chaftllchen Gewinn ntedenchlegen kann. ' Außerdem wlrd 
ver.ucht, den potentiellen Ulltang die.er Gewinne zu quantit1zieren. 
Zwar i.t die Quantifizierung eIne. 10 komplexen Prozesles recht 
gewagt, ' doch ko .. mt es ill wesentlichen auf die Ermittlung von 
Größenordnungen, nicht exakten Werten an. Die ' Vollendung des 
Binnenllarkte. wird erhebliche politilche Anltrengungen erfordern. 
Werden ,die.e Anatrengungen der MUhe wert .ein7 Nach den Ergebnissen 
die.er Unter.uchung i.t die Frage zu bejahen. Die lIakroUkonom1ache 
L.iltungkUnnte in der Gemeinschaft tatsHchllch durch die zahlreichen 
.lkroukono.lschen HaOnahmen, die In dera prograrara tUr ' den Rlnnenmarkt 
vOE'ge.chlagen werden, 41gnlflkant verbes •• E't werden. Aber ea sind .uch 
flankierende Bedingungen ' erfoE'derlich, die Uber ", dle ' rein 
geletzgebe.rtlchen HaOnahaen ill Zusammenhang .tt den dreihundert 
VOE'lchlHgen deI We10buches hinausgehen, u. die ' ' potentlellen " 
volklwirt.chaftlichen Cewinne gewUhrleisten zu kUnnen. 

2. Die Art der BInnenmarktschranken der Gellelnschatt. ZUlle und 
mengenmäOige lIandelabeschränkungen sind innerhalb der ' Gemeinschaft 
weitgehend belettlgt worden. Bei den noch verbleibenden Schranken 
handelt ellich im welentlichen u~: 

Unterschiede In den techn1achen Regelungen . zw1achen den einzelnen 
Ulndern, was den intra-EG-lIandel verteuert; 

Verzugerungen bel der Grenzabferttgllng und illl Zusammenhang damit 
bUrokr. tlacher Aufwand tUr Unternehlllen und Verwaltungsltellen, was 
den !Ilndel weHer verteuert; 

Wettbewerb.belchrlnkungen bei öffentlichen AuftrUgen 
Ausachluß von Anbietern aus anderen Mltgliedltaaten, was 
Uberteieben hohen 8eachatfungsk08ten fUhrt; 

durch den 
hUuf 19 zu 

Beschrlnkungeo des treien 01enstleistungsverkehr. bei bestimmten 
Tran •• ktionen oder der Niederlassungefrelheit fUr bestimmte 
Dienltletltungen In anderen Mitgliedstaaten. Dies gilt insbesondere 
tur finanzielle Dienstleistungen und das Verkehrswesen, wo die 
KOlten von Be,chrMnkungen des Harktzugangs ebenfall. gsnz ' erheblich 
zu .eio acheinen. 

Obwohl eine ganze Anzahl dieser einzelnen Schranken mit mUßigem 
Aufwand Uberwunden werden ,kann, bewirken sie doch - zusamlllen mit der 
oligopollltiachen Struktur vleler Märkte insgesamt eine 
wettbewerb.achUdliche Segmentierung der MUrkte, weit entfernt von 
einer voUatMndigen Integution. Diea zeigt sich · in beachtlichen . 
Preiaunterachleden tUr die VerbraucheE' in den einzelnen LUndeE'n. »iese 
Diskrepanz zwilchen deo Vorteilen einer 8eseitlgung der direkten 

... / ... 
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Kosten ~er 31nnenmarkt8chranken einerselts und den Vorte1len ~u~ einer 
vollen, den ~ettbewerb gewährlei,tenden Harktlntegration andererselts 
1st fUr das Fazit der Untersuchung von entscheidender Bedeutung. Dleg 
hat erhebliche Auswirkungen darauf, wie die Wettbewerbspolll:ik 1m 
Zusam~enhang mLt der L~ ~eLabuch vorgelchlagenen ßeseiti~ung der 
techniachen, phyai.chen und 8teultrllchen Grenzen ge.taltet wird. 

3. U.1.a Art Jc:r vulk.swirtschL11 el.1chen GewLnne, d.1e geIDesgen wenjen 
!Jollen. Da beL dleser Untersuchung mehrere komplexe theoretische 
Konzeptionen eine Rolle .p1e1en, ist U wichtig, daa von Antang an 
Kl.rheit Uber die wesentlichen Punkte herrlcht. 

D1e Errichtung eines echten europl1schen Binnenmarktes \lird auf der 
e1nen Seite eine Reihe von Behinderungen abbauen, die heute die 
Unterneh .. en davon abhalten, 10 effiziene zu .ein wie es theoretisch 
~~Ilich wlreund die die Unterneh .. en auch d.r.n hindern. ihre 
Res.ourcen vollst:andlg zu nutzen. , Auf der anderen Seite wird der 
Blnnen •• rkt ein atlrker wettbeverb.orientierte. U .. fela ermaglichen, 
v.lches die Unternehmen veranlassen wird, dle neuen Hagllchkei ten 
.uszunutzen. Der Abbau der B.rrieren und neue An.tCae durch den 
Wettbewerb werden zu den vier folgenden Hauptetfekeen tUhren: 

ein. signifik.nte Kostenreduzierung infolg. elner besseren 
Ausnutzung verschi.d.n.r Sk.l.nertrlg., v.rbund.n aLt der GrCa. d~r 
Produktionsst:atten und d.r Unt.rn.h •• n; 

.in. verbess.rt. Effizienz in den Untern.hm.n, .in. Ration.lisierung 
der industriellen Strukturen und .ine st~rker an den 
Produktionskosten orientierte Pre1sgestaltung, und die. alles als 
Resultat w.ttbewerb.intensiverer H:arkt.; 

Anp.s.ungen zvtschen den Indu.trien intolge eine. verstärkten 
Hervortretens der ko.par.tiven Vorteil. in ein.m integrlerten Harkt; 

- .in Sero. von Innov.cionen, neuen Prozessen und neuen Produkten, 
aageregt durch di. Dyn.mik de. Binnenmarkte •• 

D1es.- Prozesse setz.n Mittel fr.i, di.. w.nn .1. fur alternative 
produktive Zweck. v.rwendet werd.n, das V.rbrauchs- und 
Investitionanive.u d.r Volkswirtschaft nachh.ltig erhöhen. Dies ist 
da. funda.ental. Krlt.rlwa des volkswirtlchaftllchen G.winn •• 

Dl. G.vinne an wirtlchaftllcher Wohlfahrt spiegeln sich auch in 
~akroakona.l.ch.a Indikatoren wider. Es v.rst.ht ~ich von selbst, daß 
zur Erreichuni eine. .uf D.u.r ~Cglichst hoh.n Verbrauchs- und 
Inv.stition.niv •• u. .uch Produktivit:at. ae.ch_ftigung und 
Inv •• tition.n hoch ·,.tn ~Ussen. Wenn Arbeitskr:atte i. Zuge der 
Ration.li.ieruns fr.igesetzt werd.n, mUssen .i. mit Erfolg 
vi.derb •• chattige werden. Diel 1.plizl.re eln. hoh~ 
g •••• tv1re.ch.ttllch. W.chstumsr.te. Oi. Bedingung, d.a dies auf Dauer 
.rreicht werd.n kann, erford.re auch, daa die fund ••• ntalen 
Wlruchafts,l.lchgewic:ht.. namentlich in b.zug auf Pre1satabil1t:aC, 
Zahluns.bilanz- und H.ush.lt.gl.ichgewicht, gev.hrt werden. Ferner 
1IIlpl1zi.rt di.. po.itive Ergebni..... bezUglieh der veltw.iten 

... / ... 
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ior'ettbewerl:sfllhigkeit. Diese Ziele k~nnen allerdings 1n verschiedenen 
Kombinationen erreicht werden; es ist Sache der m.kroCSkonomischen 
Politik zu bestimmen, wie der durch die !Dikroökono!D1sche Politik zur 
VerwirkUchunl dei Binnenmarktes erzielte potentielle wirtschaftliche 
Nutzen verwendet werden '011. 

Kosten und Preise ,ind SehlUsselelemente bei dem Versuch, den 
erwähnten volkswirt.ehaftllchen Gewinn zu quantifizieren. Die aus der 
Beseitigung der Binnenmarkt.chranken oder Veränderung der 
Wettbewerbsbedingungen resultierende prozentuale Senkung von KOlten 
und Preisen ist der wesentlich. Ausgangspunkt bei dem 
Quantifizierunglprozeß. Ein. erste Annäherung de, 
volklw1rt.chaftlichen Gewinn., in monetären Einhelten, erhält man, 
indem lIan dies. prozentualen KOlten- und Pr.lIveränderungen lIIit de .. 
ursprUnglichen Wert der b.treff.nden euter oder Dienltl.i,tungen 
multipliziert. Diele HeßgrCSBe hat zwar den großen Vorzug, einfach zu 
sein, läßt jedoch bestimmte wichtige sekundäre Effekte 
unberUcksichtigt. Am bedeutendsten dUrften dabei die anhaltenden 
kumulativen Auswirkungen einer Veränderung der Wettbewerbs bedingungen 
auf die Wirtschaft sein. Solche und andere Effekte, u.a. jene, die die 
Position der Verbraucher und di. der Hersteller unterschiedlich 
berUhren, lind in di. i. Rahmen dieser Untersuchung verwendeten 
Quantifizierungsmethoden eingebaut. 

4. Empirische SChätzungen. Alle Schätzungen der Auswirkungen eines so 
komplexen Programms, wi. der Vollendung des Binnenmarktes, k~nnen nur 
als sehr annähernd betrachtet werden. Abgesehen davon, daß sie von 
verschiedenen politischen Bedingungen abhängea. sind s~lche 

Schätzungen äußerst schwierig. zumal wenn bestimmte. eher spekulativ. 
und längerfri.~lRe Effekt. erfaßt werden sollen. Unter 
BerUcksichtigung dieser wichtigen Vorbehalte lassen sich einige grobe 
Gr~ßenordnungen angeben. UIII die Zahlen In die richtige Perspektive zu 
rucken, sei erwllhnt, daß das gesamte Bruttoinlandsprodukt der 
Gellle1nschaft 1985 (de. Basisjahr der melaten Sc:h:ltzungen 1n dieser 
Untersuchung) 3 300 Hilliarden Ecu tUr die zw~lf Mitgliedstaaten 
betrug (oder 2 900 Hilliarden Ecu tUr die sieben Länder, die von den 
folgenden empiri.ch.n Schltzungen i. wesentllchen erfaßt sind). 

(i) Die direkten Kosten der Grenzforma11täten und die damit 
verbundenen Verwaltungskosten fUr den privaten und den 
öffentllchen Sektor könnten in der Größenordnung von l,8 % der 
Kosten .Uer gehandelten GUter oder etwa 9 Milliarden Ecu tUr 
den ••••• ten Inn.rg~einschaftlichen I~ndel liegen. 

(11) Die G.sa_tkosten der identifizlerbaren Binnenmarktschranken fUr 
die Indu.trie, al.o n1cht nur der erwähnten Grenzformalitäten, 
londern auch der technischen Vorschriften und son'tigen 
Schranken. wurd.n i_ Zu,e von Unterneh .. erbefragungen auf 
durchschni ttUch knapp 2 % der Gesalatkosten dieser Unternehmen 
ge.chatzt. Olea entspricht ungefähr 40 Kill.hrden Ecu oder 
3 1/2 % der indultriellen Wertlch~pfung. 

(i11) Hehrere Studien 1. Industriesektor erhärten diese Annahmen; so 
werden die erwarteten Kostensenkullgen 1n der Nahrungs~lttel- und.· 
Getrlnkeindultri •• bel Baustoffen', Arzn.illltteln. Textilien und 
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Bek.leidung. auf 1 bls 2 % und 1n der t\utomoblllnduHrte auf 
lD~gl1cherwelse 5 % geschlitzt. Dabei 1st hervorzuheben. <1aQ diese 
relativ bescheidenen Zahlen typischerwelse den Kosten 
identlflzlerbarer Harktschrank.en und nlcht dem Gesamtgewinn 
ent.prechen. der von elner vollen Integratlon dteser GUtermUrkte 
unter Wettbewerb.bedlngungen zu erwarten w.re (slehe weiter 
uneen). 

(iv) Vor aUem fur !ndustrle- und D1enstle1stunguwelge, bei denen 
Marktzugangsbeschr~nkungen beatehen, k~nne.n die potentiellen 
Kosten- und Prei.senkungen erheblich höher ausfallen. Dazu 
gehören Indu.tri.:weige, in denen da. ~ffentliche 

Seschaffungswe,en eine groOe Rolle spielt (Enerai.erzeugung, 
Verkehr, BUroaus.tattung, RUstungsgUter), ferner flnanzielle 
Dien.tle1.tungen (Banken, Versicherungen und Wertpap1ere) sowie 
der Straßen- und Luftverkehr. In clieseöl nUen könnee nsan lIli t 
Kosten- und preiSsenkungen in der Gr"Oenordnung von oftmals 10 
b1a 20 % und 1n manchen F.11en ,ogar noch ~ehr rechnen. Allein 
im "ffentlichen Beschaffungswesen k"nnte der Gewinn etwa 20 
Milliarden Ecu ausmachen. Bei den finanziellen Dienstleistungen 
wurden fur die potentiellen Ein.parungen ca. 20 Hilliarden ECU 
genannt, wobei hier allerding. die Har,e der Un.icherheic 
be.onder. Iro~ iat. 

(v) Die relati" hohen pl"ozencualen Ko.ten.enkungen · fur bestimmte 
Arten von öffentlichen Auftu,en sind .uf die Tatsache 
zurUckzufUhren, d.B in die.en Sch.tzun,en die umfas.enderen 
Effekte eine. offenen Wettbewerb. in diesen Wlrtschafts:we1gen 
berUckllcheigt wurden, u.a. die Erzleluna trUher ungenutzter 
Skalenertr~ge (die ln den Zahlen unter Ablchnltt (i) bls (iii) 
nicht berUck,lchtigt sind). Eine Studh Uber potentielle 
Skalen.rtr~ge in der europ.l.chen Indu.trle zeigt, daß ln mehl" 
als der WUf te aller Branchen 20 Unternehmen von effiz1enter 
Gr"ßenordnung nebeneinander im Gemeinsansen Markt existieren 
kDnnen, wohingegen auf die grDBten nationalen Märkte nur jeweils 
4 Unternehmen enefallen. Von daher i.t offenkundig, daG nur der 
europ:&is~he Binnenurkt die VorteUe technischer und 
~konoml.cher EffiZienz vereInen kann, da ein wirkung,voller 
Wettbewerb eher durch 20 al. durch 4 Unternehmen gesichert 
werden unn. Vergleicht lIlan die gegenwlrUge Industr1e,trukcur 
sit eIne. rationaleren, jedoch imaer noch .uboptimalen Huster, 
dana kUnace .ch.tzungswelse etwa ein Drittel der europ:&ischen 
Indu.tr1. voa Ko.tensenkungen in der GrDBenordnung von 1 bis 7 % 
prolltier.a, va. insgesamt Ko.tenein.parungen von etwa 60 
Killtardea !cu erglbe. 

(v1) Di. Aagabe voa Gr~Benordnungen tur and.re Arten von Gevinnen 
au. einem ver.t:&rkten Wettbeverb, ein.chlleBllch der 
Verringerun, des.en, wal all ·X-Ineffizienz· bezeichnet wird, 
l.t .chon gewa,ter. Dazu gehören eln. unsenUgend. interne 
Allokacion der Ressourcen Huaankapltal, Sachanlagen, 
rlnanzkrafc. Ein achwacher Wettb.werb fUhrt zu ·X-Inefflzienz·, 
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ermöglicht aber auch UbermäCHge Gewinn!pannen der Unterllehmen 
(Monopolgewinne oder wirtschaftliche Renten). In diesem Bereich 
gibt es dazu bestimmte Informationsquellen. die von Fallstudien 
ln der Industrie bis zu theoretischen Hodellslmulationen des 
Unternehmensverhaltens unter verschiedenen Harktbedingungen 
relchen. Die Kosten der "X-Ineffizienz" können oftmala genauso 
groG wie die der ungenutzten Skalenertr~ge seln. Der 
Gesalllteffekt der Entwicklung hin zu einem lntegrierten 
Wettbewerbsmarkt mit vollerer Auanutzung potentieller 
Skalenertr~ge und Verrlngerung der "X-Ineffizienz" kann das 
Zwei-bls Dreifache der dlrekten Kosten Identif1zierbarer 
Schranken Ln elnem Umfeld ausmachen, In de. der Wettbewerb 
weniger effizient ist. 

(vii) Die Ceaamtheit der weiter oben beschriebenen Effekte könnte In 
der neuen Gleichgewlchtssltuation, in der slc:h die Wlrtsc:h4ft 
nach .ehreren Jahren befinden wird, zu einer Konvergenz der 
gegenw.rtig unterschiedlichen Preisniveaus nach unten fUhren. 
Uber diese Preisunterschiede liegen auf der Ebene der 
Verbraucherpreise ausfUhrl1che Angaben mit und ohne Lndirekte 
Steuern vor. Auf diese Weise kOnnten verschiedene rein 
illuatrative Hypothesen fUr die GröOenordnung der Einsparungen 
untersucht werden, dLe bei einer Ln unterschiedlichem Haße nach 
unten konvergLerenden Preisentwicklung erzielt werden könnten, 
je nac:hdem, welches Ausmaß die bestehenden 81nnen .. rktschranken 
haben und Ln welcheIl Grade ein natUrl1cher Schutz in Forll! von 
Transportkosten und Geschnsacksunterschieden besteht. Bei einer 
Reihe von Hypothesen, die von einer starken Harktlntegration 
aber keineswegs vollständigen Preiskonvergenz ausgingen (bei 
unvollst~ndiger Erfassung der Wlrtschaftssektoren), belief sich 
der Nutzen auf etwa 140 Milliarden Ecu. 

(viii) Alles Ln alle. ergeben diese Schätzungen eine Spanne von etwa 
70 ~(lll1arden Ecu (2 1/2 % des BlP) bei einer eher engen 
Konzeption der Vorteile, die sich durch die Beseitigung der 
noch bestehenden 8Lnnenmarktschranken ergeben, bis zu etwa 125 
bis 190 ~IUllarden Ecu (4 bis 6,5 % des BIP) i. FaUe eines 
viel st.rker dem Wettbewerb ausgesetzten, integrierten 
Markt ... (WLe schon erwähnt, sind die o.g. Ec:u-BetrUge auf da, 
8IP yon 1985 fUr sieben Mitgliedllnder bezogen worden, dle 88 ! 
der aes.aten EG-12 ausmachen. Die gieichen Prozentwerte VOIII RlF 
der EC-12 tur 1988, ergeben eine Spanne von 175 bis 255 
MUllarden Ecu). 

(ix) 

Insge.aat besteht offenbar ein Spielraull fUr eine ~telger\lll(lt 

der Jlhrlichen potentiellen Wachstumsrate der Gemeinschaft 
sowohl bei der gesamtwirtschaftllehen Leistung als auch bei'l 
Verbrauch u .. etwa einen Prozentpunkt io der Zeit bis 1992. 
Außerdem beständen gute AussiChten, d.~ längerfristige 
dynaahche Effekte auch fUr eine kräftige Wachstumsrate bis 
weit in die neunziger Jahre aorgen k~nnten. 

Die den obigen Schltzungen (insbesondere den kumulativen 
GesamtbetrUgen) zugrunde liegend~Q gemeinsallen Annahmen lauten:. 
(a) Ee könnte fUnf Jahre oder lInger dauern, bh der gröBte 
Tell der Wirkungen tatsäc:hlich eintrLtt und (b) in Jede. Fall 
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wlrd dav.on ausg~gangen. daß die :TIlkro- und :nakroökonomlsche 
?olltlk dafUr sorgt, daG dle durch dia Ko.tenreduzlerung 
freiwerdenden Ressourcen tatsächlich wieder prOduktiv verwendet 
werden. Oi8. gilt insbesondere fUr den Faktor Arbeit. Es 
handelt sich dabei insofern um vereinfachende Annahmen, als 
slch die Entwlcklung komplexer Wirtschaftsstrukturen nicht 
gleichzeitig In mehreren Dimensionen durch Projektionen 
vorausberechnen läGt (beispielsweise 1~ zeitlichen Verlauf nach 
Induseriezweigen und fUr viel. Wirtschaftliche Variablen). Um 
einige dieser Beschrlnkungen auszuglelchen, wurden elne Relhe 
von maltrotskoaoaalschen Slmulatlonen durchgefUhrt, bei denen 
einlge der obigen Sch~tzungen in makro-dynamtsche Modelle 
eingegeben wurden. Zu diesem Zweck wurden die Auswirkungen des 
8innenmarktprogralMls zu vier Hauptlruppen zusallUllengetaBt, die 
jeweils elner bestlMmten Art sakrotskonomischer Effekte 
entsprechen: <a> die Beseitigung von Verztsgerungen und Kosten 
1m Zusanunenhang 1I1t Zollforsal1t~ten, (b) di. Freiaabe 
tsttantllcher AuttUg. tUr den Wettbewerb, (c) dl. 
Liberalisi.rung und Integration d.r Finanzmarkte und (d) die 
allgell.lnen Effekte aut der Angebotss.lte, die Ver~nderungen 1. 
strategi.chen Verhalten der Uaternehmen angesicht. des neuen 
wettbewerbsorientlerten Ulltelds wid.r.plegeln. 01. simulierten 
makrotskonomlschen Ergebnis.e werden zunlchst unter d.r Annahme 
einer pa •• lven aaakrotskonollischen Polltik und sodann unter der 
Annehae elner aktiveren Au.nutzuna de. verartsBerten Splelraum. 
vorgelegt. 

Bel passlver maltrotskoaom1.scher Politik. Die Gesamtwirltung der 
Maßnahmen äußert .ich ln den Anfang.jahren a. stlrksten als ein 
Abwlrt.durck auf Prels. und Ko.ten, de. mit einer nur geringen 
zeitlichen Verztsgerung eine Erhtshun, der Produktion folgt. 01e 
grOBten Auswirkungen ergeben sich allerdin •• lIittelfristig nach 
etwa 5 bis 6 Jahren, wenn durch die vollstladige Verwirklichung 
de. 8innerymarlc.tprograaws beim Output ein kumllulat1ver Effekt 
von +4 1/2 % und bei. Prehniveau von -6 % erwartet werden 
kannte. 01e.e .. kroakono~ischen Slmulationen konvergieren somit 
tendenziell mlt den trlebnls •• n der agaregierten 
mlkroakono.l.chen Berechnungen. Der Cesallceffekt auf die 
Besch~ftiguna ist anfangs geringfUgig negativ, doch dUrfte slch 
die ~hl der Arbe1tsvl:lcze mlttelfristig UJI etwa 2 MUlionen 
(ta.t 2 % de. AU1aangsnlveaus der Be.chlttlgung) erhtshen. Das 
Haulhaltlglelchgewicht verbessert slch deut11ch, dle 
lAlltun,.bllanz II~ßig. Jede der simuUertenden Maßnahmen od'!r 
Verlnderungen im tsitonolllschen Verhalten tragen zu den positiven 
Ergebnis.en b.i, .enken dle Kosten und Pr.ise, stimulieren 
Produktivltlt und Inveseitionen, erhahen Re.leinkommen und 
Ausgaben. 01. ver.chiedenen MaOnahmen verstlrken sich 
gegenleiti, und ergeben ein Ganze.: dnen Teil davon 
we,zulassen, WUrde den Gesamtsewinn lIehr als proportional 
schallern. 

(zi) Bel aktiverer makrotskonolllischer Politik. Da .ich .omit alle 
wlchtigen Indikatoren d.1 monetlren und finanzlellen 
Clelchgewichte verbessern wurden, kannte man zurecht in. 
Erv1lun, ziehen, in der mittwltrtstlgen makrotskonoml.chen 
Serau,i. .1nen auf etwae lIehr Wachleua au.,erichteten Kurs 
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einzuschlagen. Das Ausmaß dieser Anpassung wUrde davon 
abh~ngen, welche Nebenbedingungen (Infl~tion, lIaushalts- oder 
Zahlungsbllanzdefizit) als bindend betrachtet wtJrden. In dem 
Text werden zahlreiche Varianten dargestellt. In der Mitte der 
Spanne liegt beispielsweise ein FaU, bei dem der Output Mch 
elner r1l1ttelfristigen Periode noch um 2,5 % höher als die 
4 1/2 % .ein könnte, die bei einer pas~iven makroökonomischen 
Politik erreicht wUrden. In diesel'll FaUe bliebe die lnflatlon 
ilDl1ler noch deutlich unter deli ursprUngl1ch, d.h. bei 
Unterlassung deI BinnenmarktprogralDl1l. berechneten Verlauf; der 
Haushalts.aldo wUrde sich ebenfalls verbessern, während sich 
die Zahlungsbilanz Ul'll einen bescheidenen, aber tragbaren 8etrag 
verschlechterD könnte. 

(xii) MikroUkonomische und maltroökonollhche Synthese. In den 
vorstehenden Abschnltten sind quantltative Schätzungen von 
Effekten dargestellt worden, die slcherUch äußerst schwierig 
präzise zu bewerten sind. Uber die Art derartiger Zahlen sollte 
Klarheit herr.chen. Sie sind dal Produltt nur sehr annähernder 
Informationen aus zahlreichen Quellea, die lIIit wirtschaftlichen 
Annahmen und Urteilen kOl'llbinlert werden, dle vertretbar, aber 
ebenfalls nur approltimatlv sind. Daraus Itttnnen hauptsächlich 
folgende wichtige SchlUsse gezogen werden: Die ~ch:ltzungen sind 
eltlektlach unter Verwendung verschiedener IIikroökonomischer: und 
makroökonomischer Analyseverfahren zu.naunengestellt worden. Die 
unterschiedlichen Ansätze fUhren offenbar zu konsistenten 
Ergebnissen. Die potentiellen Gewinne aus elner vollständigen 
Integration deI Binnenmarktes unter Wettbewerbsbedingungen sind 
lIlakroökonomisch gesehen nicht unbedeutend. Möglicherweise 
könnte davon sogar abhängen, ob die wirtschaftliche Leistung 
der EG lnsgesamt als enttäuschend oder elndrucksvoll eingestutt 
werden kann. 

(xiii) Trotz dieser im ersten Tell von (xl1) gemachten 
Elnschränkungen, ist der potentielle Nutzen einer vollen 
Integration des Gemeinschaftsmarktes mit den oben angedeuteten 
höchsten kumulativen Gewinnen wahrlcheinlich kelneswegs 
Uberschätzt, da die Zahlen bestlmmte wichtige Arten von 
dynamischen Auswirkungen auf die Wlrtschaftslelstung 
unberUckslcht igt lassen. In diesem Zusalnmenhang !t.önnen drei 
Bellpiele angefUhrt werden. Erstens gibt es zunehmende 'I1nwe15e 
dafUr, daß die Trendrate der technologl~chen Innovation In der 
Wirtachaft davon abhängt, ob Wettbewerb besteht; nur ein 
inte,rierter Karkt kann die Nutzeffekte bleten. die sich sowohl 
aue de. AusmaB der Operationen als auch aus dem Wettbe..,ecb 
ergeben. Zweitenl gibt es Anzeichen dafUr, daB in rasch 
wachlenden Hochtechnologleindustrien in flexiblen und sich 
fortentwickelnden Volkswirtschaften dynamische Ein.parungen 
erzielt werden, d.h. daB die Kosten lIlit stelgender 
Gesamtproduktlon bestimmter GUter und Dienstiel.tungen .lnken: 
die Aufsplitterung der Märkte schrlnkt den Spielraum fUr solche 
Nutzeffekte ernstlich ein und schadet der Leistuna 1n den 
wichtigen Zukunftsindustrien mit hohem Wachstwa. Drittens 
werden dle Strategien der, europäischen Unternehmen 
wahrschelnllch bei einer', zUglgen und weitgehenden 
Verwirklichung des 8innenmarktprogra..... in hohe~ tlaße 
beeinfluQt; durch die volle , lntegratlon des 81nnenftarktes 
werden echte europäische Unternehmen entstehen, deren 
Strukturen und Strategien fUr die~ !rclnguna elner stärkeren 
Wettbewerb •• tellung auf deli Weltmarkt be.ser. geeignet 8ind. 
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~~~~~~~~!!. Au. uen oben autgefUhC"c:en 'luanC:1.tactven SC"lJt7.\III~Öii 
gent hervor, daß ein großer Unterschied besteht zwischen: 

(11) aillur ""IV'''. la('h"lltl'h"II, Kllrr.frllllIH"1I IlIl'hL der Kuulcll, Jll! 
durch "konkret" fest. teIlbare Grenzac:hranken. wl. ze t t l"l1l1hclltiC 

Zolltonaalit:lten und verlchiedene Regelungen, verursacht werden. 
und 

(b) elner umfassenderea. strategischen, langfristigen S1cht de r 
Vorteile. die aus elnem voll integrierten, unter 
Wettbewerbs bedingungen und rationell funktionierenden 8innenmarkt 
resultieren. 

Da e. nach dem zweiten Konzept um Gr~Oenordnungen geht, die ~indestens 
doppelt so groß lind wie 1. Falle de. erltea Konzepts, muß 
klargestellt werden, welche Voraus.etzungen erfUllt sein IDUs.en, damit 
die sraOeren Vorteile erzielt werden kannen. 

(1) Dle wichtigste Voraussetzung iat die GlaubwUrdigkeit der 
8ehauptung. daO sich die Gegebenheiten des europl1schen Harkte. 
auf alttlere Sicht so wandeln werden, daO alle Unternehmen, die 
markttlhige Weren und Dien.tlelltungen produzieren oder 
vermarkten, gezwungen lind, europliache Seraeeglen zu 
entwickeln. 01e Unternehmen brauchen Gew10heit in zwei Fragen: 
(a) Wird die Konkurrenz auf dem Marktltark zunehmenl (b) 'Wenn 
ja, wird dann auch das makroökonomi'che Umfeld dynamllcher 
werdenl Oiea wtederum verlangt Klarheit h1nsichtlich der 
aikroökonomilchen und makroökonomlschen MaOnahmen, die mit der ' 
8lnnenaarktpolittk la Zu.ammenhang Itehen. 

(U) Hlnsichtl1ch der mikroakonomischen Politik beateht die erste 
Voraussetzung fUr d1e Glaubwürdigke1t des ProgramMs darin, daO 
es den Marktteilnehmern ohne weiteres möglich leln muß, durch 
Arbitrage zwischen den nat10nalen Hlrkten Prelsunterschiede 
auszunutzen und damit 1n graßere. Umfang aahezu geme1nsame und 
wettbewerb,flhige Pre18nlveau. durchzuseUen. Die. bedeutet, 
daB dle Grenzen wirklich offen sein aUs'en (ungehindertes 
Uberschrelten der geographischen Grenzen t die Möglichkeit fUr 
PrivatperIonen jenselts der Grenzen einzukaufen, so da" d1e 
Produzenten und Ver~rlebsunternehmen elnem st:lrkeren 
Itonkurrenzdruck susgesetzt lind) und frei von adlll1n1s tratl ven 
Koapllkatlonen .eitens der Mitgliedsllnder~ Deshalb müssea alle 
we"Dtl1chen Schranken be.eitigt werden, denn lonat k~nnten dle 
letzt.m noch verble1bendee Schranken alle ln ausre1chen, den 
Wettbewerb elnzulchr:lnken. 

01. zweite Voraussetzung betrifft die Wettbewerbspolitik 
bezUgllch der ~ffentlichen Subventlonen und besteht darin, da" 
UeternehlHn, d1e europ:llsche Harkutrateg1en erwIgen, licher 
sein aU •• en, bel ihre. Vordrlngen auf Mlrkte anderer ~nder 
dort nicht auf defensive Subventionen zu .toBen. Die wichtigsce 
Roll. 1n der aittelfristigen Planuni der Unternehmen sp1elt der 
Grad der Sicherheit ihrer Hypot.h~len. Deshalb IlUB die 8arrier~ 
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"Unsicherheit:" abg~baut werden. Mull da9 Unternehmen nur mit 
bekannten Gesch~ftsrivalen oder auch mit Regierungen 
konkurrieren, die hlnter diesen Rivalen stehen1 Einzig und 
allein der Staat kann gewährlelsten, daß diese Vorausset:o:ung 
erfUllt i9t. Dle Kommis.lon selbst besitzt bereits Befugnisse, 
staatlLche Subventionen einzuschränken und in den Fällen, wo 
diee angezelgt 1st, sogar zu verbieten. Verstllrkt werden mull 
dies jedoch durch dle nachwelsliehe Bereitschaft der 
Mitglledstaaten, diese "Spielregeln- zu akzeptleren, anstatt 
unzul:ass1ge Subventlonseyeteme in langen poUtischen und 
juristischen Auseinander,etzungen zu verteidigen. 

Die dritte Voraussetzung betrifft die Wettbewerbspolitlk 
gegenUber den Privatunternehroen. Den Unterneh"en IIIUO vIHlig 
klar werden, daO Handellpnktiken, die zu Harktseglllenthrung 
oder zum HiObrauch beherrschender SteUungen fUhren, kUnftig 
energisch bekämpft werden. Gegenwärtig sind teilweise 
erhebUche Prelsdlskril1lin1erungen zwischen nationalen Härkten 
weit verbrei tet, woraus den Verbrauchern betr.chtliche Koaten 
entatehen. 1111 Interesse eines voll integrierten Harktea muO d1e 
Wettbewerbspolitik beispielsweise klaratellen, daO 
Paralleleinfuhren in den Flillen, wo Preisunterschiede 
existieren, zu begrUOen sind. 

(iii) Was die makroUkonomische Politik betrifft, ~o geht e~ im 
wesentlichen darum, ob die Nachfragepolitik da. größere 
Potential fUr nichtinflationistisches Wachstum akkollllllodiett und 
ob sie den Eindruck erweckt, daß sie auch lIittelfristig dazu 
entschlossen 1st. Die oben dargelegten Sillulatlonen haben 
diesen Punkt veranschaullcht. Fest steht, daO die DurchfUhrung 
des 8innenmarktprogramms Druck auf di. Kosten und Preise nach 
unten au.Uben und das Potential fUr eln st:arkeres, 
nicht inf la tlonist isches Wachs tUIi scha f fen wi rd. Nicht siche r 
ist aUerdings, inwieweit dLesei Potential genutzt wird. Nach 
der makroakonomlschen Analyse gibt es hier verschiedene 
M~glichkeiten: Di. Vorteile, die au. der lebhafteren Konkurrenz 
auf. den Märkten reaultleren, können sich entweder hauptsächlich 
in eineIl geringeren Prelsauftrieb oder Uberwlegend in erhahter 
Produktion bei unver~nderter Inflation (wobei die Aktlvität so 
weit expandiert, daß der anfllngÜche Desinflationslmpuls durch 
elnen st.rkeren Nachf ragedruck. vollsUndig komf1en~ 1ert w1 rc1) 
oder auch in eineIl aus[tegl1cheneren Hix von Desinflation und 
Hebrproduktion niederschlagen. 

Die Unterneh.er, die im Spätsommer 1987 im Hinblick auf die 
vorliegende Studie befragt wurden, ~uOerten eich 
verhältnlem:aOig optimistlsch zu der MögliChkeit, daO Absatz und 
Produktion zunehmen wUrden. 1m Durchschnitt rechnen die 
Unternehller damlt, daß das Binnenmarktprogranua in einent 
Zeitraull von mehreren Jahren elne Erhahuna des Gesalltsbsatzes 
UII rund 5 % bewlrkt. Diea etilallt voll und ganz ait den oben 
aufgefUhrten Berechnungen Uberein, io denen der potentielle 
Nutzen der Harktlntegratlon veranschlagt wird. Ea ist Jedoch 
notwendig, die Glaubwurdigke1t ,dieser IUnatigen Erwartungen. 
durch ein. gut koordlaierte, wachstumsorientierte 
.ak.roUkonollllch. Politik zu stUtzen. Andernfalll besteht df.f" 

eefahr, daß d.s Konzept der Harktliberalisieruna defensive und 
negative Reak.tionen auslö.t, · wodurch da. Prolr • .,. 1n Frage 
le.tellt werden kUnnte. ~ ~ 

... / ... 

III-103 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)92 von 96

www.parlament.gv.at



- ~o -

'..J:thrend wir in der vorliegenden Untersuchung von e1ne1'3 
Struktucansacz ausgehen und uns folglich n1.eht mit den 
aktuellen Fragen der ~eltkonJunk:ur und der europ~isehen 

Konjunktur befas.en, kann da. Binnenmarktprogramm in der Praxis 
nur dann erfolgreich durchgefUhre werden, wenn den derzeitigen 
m.kro~kono~lschen Gegebenheiten Rechnung getragen wird. Anf~ng 

1988 erleben wir eine Absc:hw~chun8 der Konjunktur auf 
weltweiter und europ:U.c:her Ebene. 2:usanwen mit dem in der 
Vergangenheit erfolgeen .tarken Anatieg der europlisehen 
Wlhrung.n gegenUber dem US-Oollar ~nd .ndere~ an den US-Oollar 
gekoppelten W~hrungen, werden einig_ internationale 
Konkurrenten ln eine gUn,tlg_ Lage versetzt, um ihren Anteil an 
eineIl .1ch abachwlch.nden europli.ch.n Harlc.t durch ,trategische 
Gewinn. zu vergr~B.rn. 01es. Tendenzen bergen ganz offenkundig 
Gefahren. Europ. muß natUrlic:h dazu beitragen, daß die 
Weltw1rt.schaft wieder ln. Gleichgewicht kOllllt, muß ab.r auch 
Schritte unternehmen, um di. erfolgrelche OurchfUhrung des 
81nnemarlc.tprogramm. zu sichern. Zu,amm.nfu.en kann m.n dlese 
Vorsicht.maßnahm.n unter zwei Stiehworten: (a) dn. StUtzuni 
der europ~i,chen Konjunktur, dl. Ic.urzfri'tl, au.r.icht, um 
ihr.r Schw~chung entgegenzuwirken und an,chließend die 
a •• chl.unigung des Wachstuma ftSrdert, (b) BelDUhungen u .. 
• ns ....... n., nicht exze,.lve, intern.tional. 
W.ch •• llc.ur •• np •• aungen. 

6. Anpassungslc.o.ten und Vertdlunl der Gewinn •• Ein. be.chleunlgt. 
M.rkc1ntegratlon h.t zwe1fello, zur Folg., daß mehr Hen.ch.n h~ufig.r 
ihren Arbeitsplatz w.ch •• ln IIU.s.n. OafUr ab.r dUrften - wi. dl. 
obisen Schltzunsen und Simulatlonen gezelgt hab.n - Be,c:h~ftigung und 
R •• l.inko ..... n inagesamt ge.eh.n zunehm.n. Wi. die Erfahrung lehrt, 
w.rd.n di. .0zlal.n Kosten der Harktanp ••• ungen vor allen: in den 
r:lllen .ehr hoch •• in, wo noewendige sektorale Anpassungen 
aufae.choben werden (vgl. Landwirtsch.ft und Stahlindu.trle). 

O.n Ces.lltnutzen der Marktintegration zu veranachlagen ist zwar 
.chwierig, ab.r imm.r noch relativ einfach i~ Vergleich zu der 
Aufgab., di. V.rteilung diese. Nutzen. n.ch L~ndern oder Region.n zu 
prognostizieren . Eln. solche Progno.e i.t nicht versucht worden, wobei 
allerdings darauf hinzuw.isen ist, daß weder die Wirt,ch.ftltheorle 
noch di. Wirtsch.ft'leachichte eln klar uMri •• ene. Huster datUr 
ll.fern k.~nn.n, vi. slch Vor- bzw. Nachteile wahr.chelnUch 
v.rteUen. Ea gibt Th.orien Uber clrcul1 vitlosi bei d.n regionalen 
Auswlrkun.en der Marktintegration, dan.ben aber auch alternative 
Auffas.un,n, die von ausgewogeneren oder weniger elndeutigen 
Ergebnl ••• D .prechen und :.8. bedeutende neuere Entw1cklung.n 1n der 
Analy.e de. I~Ddel. zwlschen den Industriel:lndern ein,chlleßen. 
~leinere Llnd.r, insb •• ondere neue Mitglieder der Gemein.chaft aa! t 
relatlv ge.chUtzten wirt.chaftlich.n Str.uktur8n, haben proportion3l 
••• eh.n die gr~ßt.n Chancen, au. der Marktintegratlon Nutzen zu 
alehen. In J.d •• Fall libt e. ln.trumente al. eine Art Verlicherung, 
d1. denJ.nigen hilft, die zun~ch.t Verlu.te erleid.n (I.B; di. 
Strukturfond. d.r Cell.in.chaft, fUr die eine Aufatoclc.una der Mittel 
yorleschl.len wird). 

... , ... 
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7. ScllluDbemerkung'!!n. Die Hauptergeben1sse der Untersuchung lassen 
si::h 1n folgenden Punkten zusammenfassen: 

(i) In der derzeitigen SHuat10n der europäischen Wirtschaft 
bestehen angesichtl der Segmentierung und der unzureichenden 
Wettbewerbsbedingur.gen auf vielen M:arkten groGe Möglichkeiten 
fUr eine Rationalisierung der Produktiont.- und 
Vertriebsstrukturen, die zu Produktivitätlverbesserungen und 
zahlreichen preil- und KOltensenkungen fUhren. 

(11) Die Vollendung des Binnenmarktel könnte, wenn 11. durch die 
Wettbewerbspolitik sowohl der Gemein.chaft al. auch der 
Mitgliedstaaten kräftig unterltUtzt wlrd, elnen .tarken, 
weitreichenden Einfluß auf die wirtschaftlichen Strukturen und 
die wirtschaftliche Leistung ausUben. Gemessen am Potential fUr 
ein stärkeres inflationsfre1es Wachstuns, könnte dieser Effekt 
groß genug sein, um der Gemeinschaft von einer mittelmäßigen zu 
einer eindrucksvollen makrotskonoml.chen Lei.tuna zu verhelfen. 

(li1) Ein Ergebnis die.er Größenordnung kann nur dann erreicht 
werden, wenn alle wlchtigen Punkte des Binnenmarktprogramm. 
hinreichend zUgig und Uberzeugend verwirk..licht werden. 50 daß 
d1e GlaubwUrdigkeit des Ge.amtkonzept. nicht nur gewahrt 
bleibt, .ondern verst.rkt wird. WUrde nur di. mUfte der illl 
Weißbuch vorgelchlagenen Aktionen durchsefUhrt, dann erbrIchte 
d1e. viel weniger als di. Hilft. dei potentie~l.n 

Geaamtnutzens. 

(i v) Soll ein integrierter europUscher Harkt seinen potent1ellen 
Nutzen voll entfalten, dann verlangt da. mehr als eine 
vollständige Reali.ierung des Weißbuch •• Erforderlich ist eine 
energilche Wettbewerb.pol1tik, die ill Weißbuch nur ganz 
summarisch erörtert w1rd. Die makroökonomi.ch. Politik muß 
einer kohärenten, wachstWDsorient1erten Strategi. folgen. Das 
Weißbuch beinhaltet eine Politik, die darauf abzielt. das 
Angebot.potential der Geme1nlchaft flexibler und 
wettbewerbsfähiger zu gestalten. Da. Gegen.tUck fUr die 
Nachfrage.eite muß im Einvernehmen zwilchen den Politikern 
eindeutig te.tgelegt und den Unternehmern und der 
Offentlichkeit glaubwUrdig mitgeteilt werden. Unter normalen 
Konjunkturbed1ngungen wäre e. angezeigt. daß die 
makroökonomilche Politik, sobald genUgend Haßnahl1len anlaufen, 
die •• dadurch unterstUtzt, da~ sie den Ubergang der Wirtschaft 
zu. höheren Wachstumspfad sicher.tellt. Aber in dem 
Konjunkturklima, das derzeit - Anfang 1988 - herrscht, sollten 
derartig. Schritte unverzUglich unternommen werden. 
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